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1  Die Entw icklung der sozialen I nvest it ionsfonds in 
Bolivien 
Die weltweit  operierenden sozialen I nvest it ionsfonds haben ihren konzept ionellen 
Ursprung in dem  1986 erstm als in Bolivien im plem ent ierten sogenannten sozialen 
Notstandsfonds, dem  Fondo Social de Em ergencia (FSE) .  
Als provisorischer Kom pensat ionsm echanism us hat te der Fonds die soziale Abfede-
rung der im  bolivianischen Kontext  seit  1985 unter der “Ägide“  der internat ionalen 
Finanzorganisat ionen um gesetzten r igiden St rukturanpassungsprogram m e zum  
Ziel (vgl. Kap. 2.3) .  
 
Result ierend aus den überwiegend posit iven Erfahrungen des FSE und der im  Ver-
lauf der letzten zwei Dekaden stet igen Weiterentwicklung der nat ionalen Fonds-
st ruktur, kom m t der Konfigurat ion des bolivianischen Modells bis heute im  Hinblick 
auf die zukünft ige Ausgestaltung von Sozialfondsst rukturen als global konsolidier-
tem  entwicklungspolit ischen I nst rum ent  einer internat ionalen Arm utsbekäm pfung 
eine besondere Bedeutung zu. Mit  m aßgeblicher Unterstützung der Weltbank und 
der I nteram erikanischen Entwicklungsbank wurden bis zum  Jahr 2000 bereits in 
m ehr als 38 Ländern -  überwiegend in Lateinam erika und Afr ika aber in den letzten 
Jahren auch verstärkt  in Osteuropa und Asien – Sozialfonds eingeführt  (Burchardt  
2005;  Wit te 2000) .  
 
I m  Rahm en dieser Ausarbeitung r ichtet  sich das besondere Augenm erk -  nach ei-
ner eingehenden deskript iven Analyse der verschiedenen Sozialfondsgenerat ionen 
-  auf die sich aktuell abzeichnenden Entwicklungstendenzen und die kontextualen 
I nterdependenzen zwischen den verschiedenen Akteuren der internat ionalen, nat i-
onalen und lokalen Ebenen.  
1 .1  Forschungsperspekt ive und Methodik 
Die Analyse der Entwicklung des seit  Mit te der 1980er Jahre bestehenden boliviani-
schen Sozialfonds erfolgte vor dem  Hintergrund, dass sich der Fonds als etabliertes 
I m plem ent ierungsinst rum ent  internat ionaler Sozialpolit ik und klassische Dreiebe-
nenst ruktur anbot , um  exem plarisch die I nterdependenzen, festzustellenden Do-
m inanz-  und Entscheidungsst rukturen sowohl zwischen als auch innerhalb der in-
volvierten Ebenen ( internat ional, nat ional und lokal )  zu eruieren. Der gewählte 
Mehrebenenansatz basierte in seiner m ethodischen Vorgehensweise einerseits auf 
der I nhaltsanalyse offiziell sowie im  Rahmen des Forschungsaufenthaltes auch inof-
fiziell1 zur Verfügung gestellter Dokum ente sowie der Auswertung lokaler Prim är-
quellen;  andererseits auf einer eigenen Erhebungsphase. Die eigenen Erhebungen 
wurden in Form  von Befragungen und einzelnen St ichprobenüberprüfungen reali-
siert . So wurden im  Rahm en des Forschungsaufenthaltes Repräsentanten aller drei 
Ebenen auf der Basis von qualitat iven Leit fadeninterviews zum  Teil auch m ehrfach 
interviewt . Zu den Befragten zählten:   
 
 
                                        
1
 Bei den inoffiziell und vertraulich zur Verfügung gestellten Dokumenten handelt es sich überwiegend um Pro-
tokolle sowie schriftlichen Verkehr über interne Kritik und /oder Positions- und Meinungsbildungsprozesse ver-
schiedener im Rahmen der Fondspolitik involvierter Institutionen.  
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 I . Vert reter und Vert reter innen bi-  und m ult ilateraler Geberorganisat ionen, wie 
bspw. der Weltbank, der GTZ und KfW,  der US-am erikanischen, schweizeri-
schen, belgischen und japanischen Kooperat ion. Zusätzlich konnte -  am  
Rande einer Tagung -   ein inform elles Gespräch m it  einem  Vert reter der br i-
t ischen Kooperat ion geführt  werden. 
I I .  Sowohl aktuelle als auch ehem alige Entscheidungst räger und Entschei-
dungst rägerinnen der wicht igen nat ionalen I nst itut ionen, wie bspw. der Prä-
sident  des Director io Único de Fondos (DUF) , die Exekut ivdirektoren des 
Fondo de I nversión Product iva y Social (FPS) , der Red de Protección Social 
und des ehem aligen Fondo de Desarrollo Cam pesino (FDC) . Ergänzt  wurden 
die Aussagen des Führungspersonals durch I nterviews m it  Mitarbeitern und 
Mitarbeiter innen aus der FPS-  Regionalvert retung für das Departem ent  La 
Paz. Darüber hinaus wurden u.a. der neue Präsident  des größten boliviani-
schen Munizipalverbandes, der Federación de Asociaciones de Municipios 
(FAM)  interviewt . Aufgrund der Vorbereitung der landesweiten Kom m unal-
wahlen Anfang Dezem ber 2004 sowie der auf Hochtouren laufenden Beendi-
gung des Nat ionalen Dialoges 2004 sowie der sukzessive angespannten in-
nenpolit ischen Situat ion2 sahen sich Mitglieder der Regierung Carlos Mesa 
und Vert reter bzw. Vert reter innen der Sektorm inister ien nicht  in der Lage 
die angefragten I nterviewterm ine wahrzunehm en.  
I I I . Vert reter und Vert reter innen internat ionaler sowie bolivianischer 
Nicht regierungsorganisat ionen, wie bspw. die Ayuda Obrera Suiza (AOS) , 
Acción I nternacional por la Salud (A.I .S)  – Bolivia,  Program a de Apoyo a la 
Dem ocracia Municipal (PADEM);  Fundación Paolo Freire;  Red de 
Part icipación Ciudana y Cont rol Social,  Desarrollo Dem ocrát ico y 
Part icipación Ciudadanía (DDCP-USAI D)  und die Fundación Jubileo sowie 
I V. offizielle Vert reter der Lokalregierung sowie Bet roffene bzw. Vert reter und 
Vert reter innen der lokalen Bevölkerung.  
 
Gezielt  ergänzt  wurden die Befragungen der verschiedenen Ebenen und I nteres-
senskonstellat ionen durch Experten-  und Expert inneninterviews. Die geführten I n-
terviews wurden, da auch sensible Them en wie Korrupt ion und kr it ische Einschät -
zungen hinsicht lich der internat ionalen Einflussnahm e zur Sprache kam en, bewusst  
nicht  aufgezeichnet , sondern lediglich in Form  von Gesprächsprotokollen festgehal-
ten. Dieses Vorgehen result ierte aus einem  im  Vorfeld erfolgten Abwägungspro-
zess. Gegen die Aufzeichnung der Gespräche sprach vor allem  die Tatsache, dass 
die Befragungen nicht  auf die Abfrage der offiziellen I nst itut ionenposit ion, sondern 
die persönliche Bewertung best im m ter Vorgänge abzielten. Gleichzeit ig bestand die 
Annahm e respekt ive Hoffnung, dass die Nichtaufzeichnung m it  einer größeren Aus-
sicht  auf vert rauliche Hintergrundsinform at ionen verbunden sein könnte, was sich 
im  Rahm en der Erhebungsphase bestät igte. Das heißt , im  Folgenden werden die 
I nterviewten weder wört lich noch nam ent lich zit iert , da hierzu neben der Aufzeich-
nung und Transkript ion der I nterviews vor allem  die Autorisierung durch die Be-
fragten vonnöten gewesen wäre. Stat tdessen dienen viele der gewonnenen, ten-
denziell br isanten Erkenntnisse aus den I nterviews vor allem  als 
Hintergrundinform at ion und I nterpretat ionsfolie, sind jedoch nur schwer belegbar. 
Hinzu kom m t bei der Auswertung von Tiefeninterviews die generelle Problem at ik, 
                                        
2
 Die Gründe hierfür waren vielfältig und reichten von der Auseinandersetzung um die Neufassung des Geset-
zes zu den fossilen Brennstoffen, über die aufflackernden Autonomieforderungen bis hin Aguas de Illimani-
Konflikt in El Alto. 
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dass alle Aussagen subjekt ive Einschätzungen reflekt ieren.  So zeigte sich u.a. 
dass verschiedene in den Prozess der I nst itut ionalisierung und Weiterentwicklung 
der Sozialfondsst ruktur involvierte Protagonisten der internat ionalen und nat iona-
len Ebene jeweils für sich beanspruchten, die gestaltende Rolle im  Rahm en der 
Entwicklung der sozialpolit ischen Schwerpunktsetzungen und konzept ionellen Aus-
gestaltung der Fonds gespielt  zu haben. Neben den I nterviews wurde in Kooperat i-
on m it  der Regionalvert retung La Paz und Unterstützung des Exekut ivdirektors des 
FPS auch der Beant ragungs- , Bewilligungs-  und Evaluat ionsprozess  bereits reali-
sierter Projekte des Sozialfonds exem plarisch analysiert .  
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 2  Der Entstehungshintergrund des bolivianischen 
Sozialfondskonzepts 
Um  die Gründe für die I m plem ent ierung von St rukturanpassungsm aßnahm en im  
Jahr 1985 sowie die Entstehung des Sozialfondskonzepts in den histor ischen Kon-
text  besser einordnen zu können, werden nachfolgend die polit ischen, m akroöko-
nom ischen sowie sozioökonom ischen Rahm enbedingungen zu Beginn der 1980er 
Jahre resüm iert  dargestellt .   
2 .1  Bolivien zu Beginn der 1 9 8 0 er Jahre  
2 .1 .1  Makroökonom ische und polit ische Eckdaten 
Bedingt  durch die weltweit  verschlechterten term s of t rade und die sich zuspitzen-
de Verschuldungskrise fielen Anfang der 1980er Jahre in vielen, insbesondere roh-
stoffproduzierenden Ländern der sogenannten Drit ten Welt  die Wachstum sraten 
steil ab. Spätestens als Mexiko 1982 den Schuldendienst  einstellte ( “Mexiko-
Schock“  vom  August  1982) , m anifest ierte sich die internat ionale Dim ension der 
Verschuldungskrise:  Während sich im m er m ehr Großschuldner des “Südens“  bank-
rot t  erklären m ussten, befürchteten die Gläubigerstaaten den Zusam m enbruch des 
internat ionalen Finanzsystem s (vgl. u.a. Boris 1987:  11;  Nuscheler 1995:  305ff) .  
Die Entwicklungen während der autor itären Militärregierung von Hugo Banzer 
(1971-1978)  stellten in diesem  Kontext  keine Ausnahm e dar. Ökonom isch gese-
hen, zählte der rohstoffproduzierende Sektor zu den wicht igsten Einnahm enquellen 
des Andenstaates3,  so dass m it  der Verschlechterung der term s of t rade erhebliche 
Einbußen verbucht  wurden. Massiv verschärft  wurde die ohnehin prekäre Haus-
haltslage durch einen erleichterten Zugang zu m ult i-  und bilateralen Krediten, der 
m it  dem  weltweiten Anst ieg des Zinsniveaus schließlich in einer ext rem  negat iven 
Zahlungsbilanz Boliviens m ündete:  Bezifferte sich die Auslandsverschuldung  bei 
der Machtübernahm e Banzers 1971 noch auf 591 Millionen US-Dollar, so vervier-
fachte sich dieser Bet rag bis 1979 auf 1.941 Millionen US-Dollar (vgl. Niekerk 
1992:  44) .  
 
Während der offen repressiv operierenden Militärdiktatur von García Meza (1980 -  
1982) 4 avancierte das Kokain zum  bedeutendsten Devisenbringer des Landes. Die 
Erlöse des lukrat iven Drogengeschäfts dienten der eigenen Bereicherung der 
Staatsm achtvert reter und fungierten zudem  als innenpolit ischer Kit t  einer klep-
tokrat ischen Militärclique. Die Diskredit ierung des als „Koka-Faschism us“  t itulierten 
Regierungsst ils Mezas ging m it  einem  m arkanten Rückgang der internat ionalen Un-
terstützung einher, was das ohnehin ökonom isch und finanziell stark geschwächte 
lateinam erikanische Land besonders t raf.5 Unter dem  m assivem  Druck eines nat io-
                                        
3
 Ökonomisch bildete bis Ende der 1970er der Zinnbergbau, den mit Abstand wichtigsten Wirtschaftszweig Bo-
liviens - in Spitzenzeiten wurden in diesem Sektor 77% der gesamten Exporteinnahmen erwirtschaftet (vgl. 
Dirmoser 1989: 102). 
4
 Mit dem Putsch des Luftwaffengenerals Juan Pereda begann 1978 eine Phase während der Bolivien bis 
1982 zwei demokratische und sieben autoritäre Regierungen erlebte (vgl. Bukes 2000: 75). 
5
 Im Zuge dieser Entwicklungen zogen sich die Weltbank und die Technische Kooperation der Schweiz (CO-
TESU) als Akteure der internationalen Kooperation sogar ganz aus Bolivien zurück (vgl. Niekerk 1992: 44).  
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nalen Zusam m enschlusses einzelner Militärfrakt ionen und Teilen der Zivilgesell-
schaft  sowie internat ionaler Akteure reichte García Meza 1982 schließlich seinen 
Rückt r it t  ein und gab so den Weg in die in die Dem okrat ie frei (vgl. Bukes 2000:  
76) .  
 
Über knapp zwei Jahrzehnte alternierende Phasen der Militärregim es hat ten einen 
enorm  aufgeblähten Staatsapparat  und Auslandsschulden in der Größenordnung 
von 4 Milliarden US-Dollar hinter lassen. Der 1982 zum  Präsidenten gewählte 
Hernán Siles Zuazo -  eine der Leit figuren des Movim iento Nacionalista Revoluciona-
r io (MNR)  in den 1950er Jahren -  sah sich bei seinem  Am tsant r it t  m it  einer katast -
rophalen Wirtschaftssituat ion, sinkenden Produkt ionszahlen und einer sich stet ig 
steiler hochschraubenden I nflat ionsspirale konfront iert . Der einzig prosperierende 
Sektor stellte der Drogenhandel dar, dessen Wertschöpfung die offiziellen Export -
einnahm en um  ein Vielfaches übert raf. Um  das Ausufern der Drogengeschäfte wie-
der etwas unter Kont rolle zu br ingen und eine Rückkehr zu stabileren Rahm enbe-
dingungen zu erm öglichen, wurde die vollständige Rest r ikt ion von Dollargeschäften 
verhängt  (vgl. ebenda:  77) . Allerdings ging m it  der Entdollar isierung ein erschwer-
ter Kreditzugang am  internat ionalen Markt  einher, der durch eine ausbleibende Ei-
nigung m it  dem  I WF auch die finanzielle Unterstützung bilateraler und m ult ilatera-
ler Art  erschwerte, so dass es zu einem  Stocken interner und externer 
I nvest it ionen kam  (vgl. OI T 1998a:  o.A.) . Verschärft  wurde die ohnehin schon pre-
käre Situat ion durch die m assive Kapitalflucht  sowie eine periodische Abwertung 
der nat ionalen Währung. Bis 1983 st ieg die Auslandsverschuldung auf 2.173 Millio-
nen US-Dollar an, was einem  Anteil von 53,6%  des Brut toinlandsprodukts ent -
sprach (vgl. Baldivia Urdininea 2000:  115) .  
 
                                                                                                                        
Zu den ältesten bilateralen Kooperationen Boliviens zählt die technische und finanzielle Zusammenarbeit mit 
den USA, dessen Beginn sich auf 1942 datieren lässt (vgl. ebd.: 41). Das US-amerikanische Engagement 
muss im Kontext der damaligen innenpolitischen Entwicklung in Bolivien gesehen werden: In den 1940er Jah-
ren begann eine sich aus der Mittelschicht rekrutierende Gruppe um die beiden Führer des Movimiento Nacio-
nalista Revolucionario (MNR) Víctor Paz Estenssoro und Hernán Siles Zuazo in Koalition mit dem Führer der 
Minenarbeitergewerkschaft (FSTMB) Juan Lechín die politische und ökonomische Hegemonie der Zinnbarone 
und Landoligarchie in Frage zu stellen. Als ihnen der bei den Wahlen 1951 errungene offizielle Wahlsieg von 
Seiten der Oligarchie aberkannt wurde und der MNR als kommunistische Partei sogar einem Verbot unterstellt 
wurde, begann ein bewaffneter Kampf, der mit dem Sieg der Aufständischen am 9. April 1952 seinen Höhe-
punkt erreichte. Angesichts dieser Entwicklungen steigerte sich der Druck der USA enorm. Die zu dem Zeit-
punkt deutlich über dem Staatshaushalt Boliviens liegenden jährlichen Hilfszahlungen sicherten den USA einen 
entsprechenden Einfluss auf politische und ökonomische Entscheidungen, so dass von Seiten der MNR-
Regierung durchaus auch Entscheidungen getroffen wurden, die den postulierten Zielen bzw. Überzeugungen 
diametral entgegen standen. Als Beispiel sei hier ein mit der Entwaffnung der Volksmilizen einhergehender  
Wiederaufbau einer regulären staatlichen Streitmacht sowie im ökonomischen Kontext der Rückbau von Sozi-
alleistungen und eine ökonomische Liberalisierung genannt (Bukes 2000: 71f.). In den 1960ern wurde schließ-
lich unter dem Eindruck der Kubanischen Revolution und einem anhaltenden prorevolutionären Ambiente das 
Programm "Allianz für den Fortschritt" lanciert, um der weiteren Entwicklung von den Interessen der USA ent-
gegenstehenden ökonomischen und politischen Tendenzen im amerikanischen Hinterhof vorzubeugen. Zu den 
wichtigsten Protagonisten des Programms zählte USAID, dass auch in Bolivien mit einer eigenen Vertretung 
insbesondere in den Bereichen Kolonisierung bzw. ländliche Entwicklung sowie Bau von Straßeninfrastruktur 
zu operieren begann. In den 1970er Jahren zählten USAID und die Weltbank, die insbesondere die sogenann-
ten Programme für integrierte Entwicklung (Programas de Desarrollo Integral) finanzierte zu den wichtigsten 
Geldgebern Boliviens. Darüber hinaus engagierten sich auch die Interamerikanische Entwicklungsbank und 
verschiedene europäische Geldgeber. Bei den im Rahmen der internationalen Kooperation zur Verfügung ge-
stellten Ressourcen handelte es sich überwiegend um rückzahlungspflichtige Kredite. Der Anteil der Schen-
kungen fiel sehr viel geringer aus und bezifferte sich auf jährliche 50 bis 70 Millionen US-Dollar (vgl. Niekerk 
1992: 42f.). 
Working Paper 03/ 2006 l 13 
 Die weitere Durchführung von fiskalpolit ischen Maßnahm en zeit igten keine m akro-
ökonom ische Erholung bzw. Revitalisierung. I m  Gegenteil,  es etablierte sich ein flo-
r ierender Schwarzm arkt  und das I nflat ionskarussell rot ierte um so schneller.  
Die dam it  einhergehende Entwertung der Reallöhne entzog der Regierung Siles die 
Unterstützung der Gewerkschaften und provozierte nun endgült ig eine innenpolit i-
sche Krisensituat ion. Mit  der Koalit ion des m arxist isch geprägten Gewerkschafts-
dachverbandes Cent ral Obrera Boliviana (COB)  und der Bauerneinheitsgewerk-
schaft  (CSUTCB) , konst ituierte sich eine gesellschaft liche Gegenm acht  zur 
am t ierenden Regierung, die ihren Ausdruck in der als poder dual bezeichneten 
Zweiteilung der Macht  fand. Aufgrund des hohen Mobilisierungspotent ials der 
COB/ CSUTCB-Allianz -  bis zur Jahresm it te 1985 zählte Bolivien knapp 500 St reiks -  
konnten sie auf dem  polit ischen Parket t  nicht  m ehr ignoriert  werden. Zu den 
Haupt forderungen der COB zählte die Führung der Staatsbet r iebe unter Arbeiter-
verwaltung sowie die direkte Beteiligung an der Regierung m it  51% . Die st r ikte Ab-
lehnung dieser Maxim alforderungen verhärtete die ohnehin festgefahrene innenpo-
lit ische Konfrontat ionssituat ion, so dass sich die Gestaltungsm öglichkeiten und 
Handlungsopt ionen der Regierung sowohl in ökonom ischer als auch polit ischer Hin-
sicht  auf ein Minim um  reduziert  sahen (vgl. Bukes 2000:  77;  Goedeking 2003:  
133) .  
Die über m ehrere Jahre anhaltende ökonom ische I nstabilität  und variierende Hy-
perinflat ion, die zeitweilig die 23.000 Prozentm arke überschrit t ,  t rugen m aßgeblich 
dazu bei, dass der Net to-Kapitalt ransfer aus internat ionalen Finanzquellen von 
1981 bis 1985 um  34%  auf 109 Millionen US-Dollar sank. Zudem  schrum pften die 
nat ionalen Bankressourcen von 700 Millionen US-Dollar im  Jahr 1981 auf weniger 
als 10%  dieses Wertes Ende 1985 zusam m en, so dass sich Bolivien m it  einer de-
sast rösen Finanzsituat ion konfront iert  sah. Die Auslandsverschuldung sum m ierte 
sich auf 3.294 Millionen US-Dollar und m achte einen Anteil von nahezu 87%  des 
BI Ps aus,. Wobei m ehr als 75%  dieser Schulden als ein Erbe der sich alternieren-
den Militärregierungen zu interpret ieren ist . Als erstes lateinam erikanische Land 
seit  1934 beant ragte Bolivien im  Mai 1984 bei den internat ionalen Gläubigern ein 
Morator ium  von vier Jahren (vgl. Arauco 2000:  240f.;  Baldivia Urdininea 2000:  
115;  Bünte 1986:  22;  Goedeking 2003:  133;  OI T 1998a:  o.A.) .  
2 .1 .2  Die sozioökonom ischen Entw icklungsdaten 
Die kont inuier liche Verschlechterung der m akroökonom ischen I ndikatoren -  von 
1980 bis 1985 fiel das Brut toinlandsprodukt  um  10%  und die Arbeitslosenrate st ieg 
von 5,8%  auf 18%  -  hat te m assive Auswirkungen auf die Einkom m ensverteilung 
der bolivianischen Gesellschaft :  das Realeinkom m en in den urbanen Gebieten sank 
um  60% . Zeitgleich verdoppelte sich das Einkom m en der wohlhabendsten 5%  der 
städt ischen Bevölkerung. Die ärm sten 50%  der Bevölkerung hat ten 1985 einen An-
teil von 14,92%  am  Gesam teinkom m en, die reichsten 5%  dagegen 34,72% . Der 
zunehm enden Verschlechterung des allgemeinen Lebensstandards breiter Bevölke-
rungsschichten wurde allerdings nicht  durch den Entwurf einer konsistenteren So-
zialpolit ik Rechnung get ragen. Die offiziellen staat lichen Finanzierungs-  und Vertei-
lungsleistungen schlossen die von der Krise besonders Bet roffenen m ehrheit lich 
st rukturell aus. Verschärfend kam  hinzu, dass die öffent lichen Ausgaben für Sozia-
les (vor allem  für die Bereiche Gesundheit  und Bildung)  zu Lasten der ländlichen 
Arm en rückläufig waren und die Versorgung m it  Basisinfrast ruktur auf einem  ex-
t rem  defizitären Niveau stagnierte. Schätzungsweise 69%  der städt ischen Bevölke-
rung und lediglich 10%  der ländlichen Bevölkerung hat ten Zugang zu Leitungswas-
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ser, das jedoch selten Trinkwasserqualität  erreichte. Mit te der 1980er Jahre ran-
gierte der Andenstaat  m it  einem  Brut toinlandsprodukt  von 570 US-Dollar an erster 
Stelle unter den ärm sten des Kont inents und die Sozialindikatoren zählten zu den 
niedrigsten in Südam erika. Die Säuglings-  und Kindersterblichkeit  bet rug das Zwei-
fache des für Lateinam erika üblichen Durchschnit tswertes von 110 pro 1000 Le-
bendgeburten;  in den ärm sten Regionen erreichte das Verhältnis 277/ 1000. Einen 
ebenfalls negat iven Spitzenplatz im  lateinam erikanischen Kontext  belegte Bolivien 
m it  einer Müt tersterblichkeitsrate von 48 Frauen pro 10 000 Lebendgeburten (vgl. 
Bukes 2000:  102;  Grosh et  al. 1992:  4f., Cam acho o.A.:  14) .  
 
2 .2  Bolivien und der W ashingtoner Consensus  
Angesichts der schweren Wirtschaftskr ise entschied die 1985 aus den vorgezoge-
nen Neuwahlen hervorgegangene Regierung von Víctor Paz Estenssoro6,  sich den 
Kondit ionalitäten des I WF zu beugen. Vordergründiges Ziel war es, das Staatsdefi-
zit  abzubauen ergo eine kurzfr ist ige Stabilisierung der Zahlungsbilanz zu erreichen 
und die internat ionale Kreditwürdigkeit  wiederzuerlangen.  
I m  Hinblick auf die Um setzung der St rukturanpassungsprogram m e werden drei 
sich jeweils durch variierende inhalt liche Zielsetzungen charakter isierende Etappen 
differenziert  (vgl. Grossm ann 2000:  261f.) :   
• Die erste Etappe um fasst  die Jahre 1985 bis 1989. Während dieser Zeit -
spanne zählte die Eindäm m ung der I nflat ion sowie der Rückbau des öffent li-
chen Sektors bzw. die m assive Einschränkung der öffent lichen Ausgaben zu 
den dringlichsten Maßnahm en.  
• Die zweite Etappe bezieht  sich auf die Jahre 1990 bis 1993 und m arkiert  ei-
ne zusätzliche Um setzung von st rukturellen Reform en, die eine Dynam isie-
rung des ökonom ischen Wachstum s, der Export förderung und der Förderung 
der pr ivaten I nvest it ionen eine m akroökonom ische Stabilisierung zum  Ziel 
hat ten.  
• Während der dr it ten Etappe (1994-1998)  erfolgte die weitere Vert iefung 
st ruktureller und inst itut ioneller Reform en, die weit reichende soziale und 
ökonom ische Transform at ionen zeit igten (vgl. hierzu Kap. 2.5.4) .7 
2 .2 .1  Die Nueva Polít ica Económ ica   
I m  August  1985 wurde unter dem  Titel Nueva Polít ica Económ ica (NPE)  die Abkehr 
vom  staatskapitalist ischen Entwicklungsm odell eingeläutet . Unter dem  Dekret  Nr. 
21060 lassen sich seither t iefgreifende St rukturanpassungsm aßnahm en subsum ie-
ren zu denen u.a. die Abwertung der I nlandswährung (um  ca. 95%  (vgl. Bünte 
1986:  23) ) , die Kürzung der Staatsausgaben in Form  eines Abbaus der Dienst -  und 
Sozialleistungen, die Einschränkung von öffent lichen I nvest it ionen, der Rückzug 
                                        
6
 Víctor Paz Estenssoro galt als die parteiinterne Revolutionsikone des MNR von 1952 und gelangte mit Hilfe 
eines Paktes mit der von Hugo Banzer gegründeten Partei Acción Democrática y Nacionalista (ADN) an die 
Macht (vgl. Bukes 2000: 76ff.). 
7
 Mit der Zielsetzung die makroökonomische Stabilisierung auf eine konsistente Basis zu stellen, wurden wäh-
rend der zweiten Phase verschiedene Gesetzgebungen verabschiedet wie bspw. die Ley de Hidrocarburos, 
der Código de Minería, die Ley de Inversiones. Des Weiteren wurde mit der Privatisierung einzelner staatlicher 
Unternehmen begonnen. Zu den während der dritten Etappe implementierten wichtigsten gesetzlichen Neure-
gelungen zählen die Ley de Capitalización, die Ley de Participación Popular, die Reforma Educativa sowie die 
Reforma a la Constitución Política del Estado (vgl. Grossman 2000: 262). 
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 des Staates aus best im m ten Wirtschaftssektoren (Bergbau, Kohlenwasserstoffe, 
Kom m unikat ion) , die Reprivat isierung von Staatsunternehm en sowie die Aufhe-
bung von Handels-  und Kapitalverkehrskont rollen zählen (vgl. Arauco 2000:  240;  
World Bank 1996:  72) . Der Rückzug des Staates sollte zukünft ig den Allokat ions-
m echanism en des Marktes die zent rale Rolle hinsicht lich des nat ionalen Entwick-
lungsprozesses überlassen.  
 
Mit  der radikalen Um setzung der neoliberalen Reform en ( „Polit ik des Schocks“ )  
setzte eine Phase der ökonom ischen Stabilisierung ein. Zwischen 1985 und 1991 
st ieg die Wachstum srate des Brut toinlandsprodukts (BI P)  von 0,1%  auf 5,3%  (vgl. 
Tab 1) .8 Zudem  gelang es, die Hyperinflat ion von 8.170,5%  (1985)  auf 16,6%  
(1989)  und das Haushaltsdefizit  von -10,6%  auf -5,4%  zu senken (vgl. OI T 1998a:  
o.A.) . Der Anteil der Regierungsausgaben wurde von 28%  (1985)  des Brut tosozial-
produkts auf 23%  (1986)  reduziert  (vgl. Bukes 2000:  98) .9  
 
 W achstum  des BI P in %  
Jahr Nat ional Pro Kopf 
1985 (0,1)  (2,2)  
1986 (2,9)  (4,7)  
1987 2,1 0,0 
1988 2,8 0,2 
1989 3,3 1,0 
1990 4,6 2,4 
1991 5,3 2,8 
Tab. 1 : Das W achstum  des Brut toinlandsprodukts ( 1 9 8 5 - 1 9 9 1 )  
Quelle: Baldivia Urdininea 2000:  70 
 
Diese für den genannten Zeit raum  posit ive Bilanz der m akroökonom ischen Stabili-
sierungspolit ik kont rast iert  m it  einer zeitgleich negat iven Entwicklung der sozio-
ökonom ischen I ndikatoren. Die im  Rahm en der Austeritätsprogram m e eingeleitete 
Schließung der staat lichen Minenbet r iebe, die Aufhebung des Minim allohns sowie 
die Modifikat ion der Arbeitsgesetzgebung, welche die Ent lassung der ( I ndust r ie- )  
Arbeiter und Angestellten im  öffent lichen Dienst  er leichterte, führten zu einer 
plötzlichen Zunahm e der Erwerbslosenzahlen:  Bis 1989 st ieg die Rate der offenen 
Arbeitslosigkeit  auf über 11%  und der Anteil der erwerbstät igen Bevölkerung sank 
von 21%  im  Jahr 1976 auf 14%  im  Jahr 1988 (vgl. Baldivia Urdininea 2000:  58 u. 
76) . Die Einkom m ensverteilung war durch eine ext rem e Ungleichverteilung ge-
kennzeichnet , so dass zwei Drit tel des Volkseinkom m ens auf 80%  der Bevölkerung 
ent fielen, während 5%  ein Drit tel auf sich vereinen konnten (vgl. Dirm oser 1989:  
102) . Zwischen 1985 und 1986 sanken die Löhne um  etwa 27%  (Krause 1998:  6) . 
Die zusätzlichen Kürzungen der Sozialausgaben m arkierten eine Verschärfung der 
ohnehin prekären Arm utssituat ion sowie eine Verschlechterung der wicht igsten so-
zioökonom ischen I ndikatoren, wie beispielsweise Ernährung, Bildung und Wohnsi-
tuat ion. Zwischen 1980 und 1989 wurde ein Rückgang der Sozialausgaben um  
                                        
8
 Zwischen 1987 und 1989 reichten die Wachstumsraten des BIP (2,1% - 3,3%) bei einer durchschnittlichen 
jährlichen Bevölkerungswachstumsrate von 2,8% allerdings gerade aus, um einen Rückgang des BIP pro Kopf 
zu vermeiden (vgl. Baldavia 2000: 70; Witt 1998: 76). 
9
 Vgl. hierzu u.a. Minkner-Bünjer (2004) mit einer detaillierten Analyse der makroökonomischen und sozioöko-
nomischen Entwicklung seit 1985. 
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38%  regist r iert , was nahezu einer Halbierung der pro Kopf Ausgaben von 75 US-
Dollar auf 38 US-Dollar entsprach (vgl. Minkner-Bünjer 2004:  80) . Von 1987 bis 
1992 st ieg die Zahl der in Arm ut  lebenden Menschen um  6% , wobei die Arm uts-
konzent rat ion in ländlichen Gebieten im  Vergleich zu urbanen Gebieten doppelt  so 
groß war.10 I m  Verhältnis zum  Brut toinlandsprodukt  sank der Anteil der Ausgaben 
im  Gesundheitssektor von 0,8%  im  Jahr 1980 auf den Tiefstand von 0,3%  im  Jahr 
1987. Die I ndikatoren im  Gesundheitsbereich insbesondere die Kinder-  und Müt ter-
sterblichkeit  und die Ernährungssituat ion von Kinder wiesen besonders alarm ieren-
de Entwicklungen auf.11 Ebenso negat iv gestaltete sich die Entwicklung der Ausga-
ben im  Bildungssektor, die von 4,1%  (1980)  des BI P um  56%  auf 2,3%  im  Jahr 
1986 reduziert  wurden (vgl. Morales 1994:  140) .  
 
Die Ent lassung12 von über 20.000 und nochm als 4.000 Beschäft igten der ehem ali-
gen Staatsbet r iebe Corporación Minera de Bolivia (COMI BOL)  und Yacim ientos Pet -
roleros y Fiscales de Bolivia (YPFB)  sowie weiteren 23.500 Ent lassungen im  öffent -
lichen Sektor leiteten -  auf der Suche nach neuen Arbeits-  und 
Erwerbsm öglichkeiten -  eine m assive Binnenm igrat ion ganzer Fam ilien in die Regi-
onen in und um  La Paz, Chapare und Cochabam ba ein. Hinzu kam  die Migrat ion 
von indianischen Kleinbauern, deren landwirtschaft liche Produkte aufgrund der 
Marktöffnung und der Überschwem m ung der heim ischen Märkte m it  günst igen Ex-
porten nicht  m ehr konkurrenzfähig waren und die auf der Suche nach alternat iven 
Einkom m ensm öglichkeiten in die urbanen Regionen zogen (vgl. Fum o et  al. 2000:  
5;  OI T 1998a:  o.A.) . I n der Konsequenz wuchs die Bedeutung der illegalen Paral-
lelwirtschaft  (Koka-Produkt ion, Schm uggel u.a.)  in der inzwischen 5-10%  der Be-
völkerung ein Auskom m en fanden. I nsbesondere der auf dem  internat ionalen 
Markt  zu verzeichnende rapide Anst ieg der Kokain-Preise und die m öglichen vier 
Ernten pro Jahr ließen Koka zum  lukrat ivsten landwirtschaft lichen Produkt  avancie-
ren (vgl. Dirm oser 1989:  102;  Krause 1998:  8) . Trotz der veränderten polit ischen 
und ökonom ischen Vorzeichen blieb som it  die Bedeutung der Drogenwirtschaft  
auch als staat liche Devisenquelle dom inierend. Dabei kam  dem  Zusam m enbruch 
des Zinnpreises an der Londoner Wertm etallbörse im  Oktober 1985 eine durchaus 
potenzierende Wirkung zu.13 I n diesem  Kontext  erklärt  sich auch die wachsende 
                                        
10
 Vgl. hierzu auch die Ausführungen im Kapitel XXL. 
11
 Mit 86% des Bedarfs zählte das Kalorienangebot pro Einwohner zu den niedrigsten und mit einer Kinder-
sterblichkeit von 176 pro Tag rangierte Bolivien an dritthöchster Stelle im lateinamerikanischen Kontext (vgl. 
Dirmoser 1989: 102). 
12
 Die abrupten Schließungen im Bergbausektor sind - abgesehen von der zunehmenden ökonomischen Un-
rentabilität des Zinnabbaus - durchaus als ein politisches Kalkül der damaligen Regierung zu interpretieren, um 
so die Macht der starken Gewerkschaftsbewegung zu brechen. Neben dem beschriebenen Macht- und Blo-
ckadepotential hatte insbesondere die COB in den vorangegangenen Jahren die Regierung immer wieder er-
folgreich unter Druck gesetzt und Lohnforderungen durchsetzen können (vgl. Goedeking 2004: 299; OIT 
1998a: o.A.). Auf die Entlassung von 80% der im staatlichen Bergbau Beschäftigten reagierte die Gewerk-
schaft mit einem mehrere Monate anhaltenden landesweiten Generalstreik. Dies nahm die Regierung zum An-
lass, den Ausnahmezustand zu verhängen, welcher zur Verhaftung und anschließenden Verbannung der zent-
ralen zentralen Gewerkschaftsfiguren genutzt wurde (vgl. Bukes 2000: 80). Daraus resultierte eine 
entscheidende Schwächung sowie ein signifikanter Bedeutungsverlust des gesellschaftspolitischen Einflusses 
und Mobilisierungspotentials der Gewerkschaftsbewegung. 
13
 Im Rahmen des politischen Arrangements zwischen der Regierung, der Wirtschaft und der Drogenmafia si-
cherte sich die Drogenelite einen entsprechenden Einfluss, der durchaus auch die Gefahr eines gewissen 
Souveränitätsverlust der staatlichen Instanzen barg. Der Drogenkonflikt sowie die diesbezügliche US-
amerikanische Politik soll im Kontext dieser Arbeit nicht weiter ausgeführt werden. Weiterführende Literatur 
hierzu u.a. Isacson (2004); Krempin (1990) und Thoumi (2004).  
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 Bedeutung der generell als ineffizient  einzustufenden Landwirtschaft . Wurden bis 
1980 18%  des Brut toinlandsprodukt  (BI P)  in der Agrarprodukt ion erwirtschaftet , so 
klet terte dieser Anteil bis 1989 auf 32% . 1990 waren 47%  aller Erwerbstät igen im  
Agrarsektor beschäft igt  (vgl. Bukes 2000:  80 u. 99) . Erst  nach den im  Rahm en der 
ersten Reform generat ion (1985-1987)  umgesetzten Maßnahm en wurde auf der 
Basis der neuen Förderung bzw. Produkt ion von Gold, Zink, Silber und Ant im on ei-
ne Erholung im  Bergbausektor regist r iert . Mit  der I m plem ent ierung von Preislibera-
lisierungen und Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse gelang es zudem , das Pro-
dukt ionsniveau im  angeschlagenen Manufaktursektor zu stabilisieren. Zu den 
auffällig dynam ischen Sektoren zählte schließlich der Handelsbereich, der große 
Bevölkerungssegm ente insbesondere unter inform ellen Bedingungen zu absorbie-
ren verm ochte (vgl. Baldivia Urdininea 2000:  70f.) . 
 
Bet rachtet  m an die Entwicklung der Auslandsverschuldung so wurde 1987 ein vor-
läufiger Spitzenwert  von 4.289 Millionen US-Dollar erreicht , was einem  Anteil von 
knapp 87%  des Brut toinlandsprodukts entsprach. Angesichts des dram at ischen 
Zahlungsbilanzdefizits ergr iff die bolivianische Regierung dringend notwendige 
Maßnahm en, die eine Reduzierung der Auslandsverschuldung anvisierten:  60%  der 
gegenüber ausländischen Privatgläubigern ausstehenden Schulden wurden auf dem  
Sekundärm arkt  zu 11%  des Wertes zurückgekauft . Als Finanzierungsquelle dienten 
eigens dafür bereitgestellte nicht  rückzahlungspflicht ige Ressourcen der internat io-
nalen Gebergem einde, was seinerzeit  von erheblicher Polem ik begleitet  wurde, da 
dem  bolivianischen Staat  vorgeworfen wurde, sich bei der internat ionalen Koopera-
t ion als Bit tsteller anzubiedern. I m  Rahm en dieser Um schuldungsm aßnahm en ge-
lang es, den gesam ten Schuldenanteil auf 3.491 Millionen US-Dollar im  Jahr 1989 
sowie den Schuldendienst  von 42%  auf 23%  des Exportwertes zu reduzieren. Der 
Anteil der Auslandsverschuldung am  Brut toinlandsprodukt  wurde auf knapp 68%  
gesenkt  (1989) . Der m akroökonom ische Erfolg dieser Maßnahm en diente sicherlich 
als posit ive Referenzfolie für die Entschuldungsinit iat iven HI PC I  und HI PC I I  (vgl. 
Baldivia Urdininea 2000:  58 u. 115f.) . 
 
Bei der Analyse der bolivianischen Auslandsverschuldung von 1987 bis 1990 m ani-
fest iert  sich hinsicht lich der Gläubigerst ruktur eine deut liche Abnahm e des beste-
henden Schuldendienstes gegenüber Privatgläubigern von 17,3%  im  Jahr 1987 auf 
7,1%  im  Jahr 1990. Dieser deut lichen Rückgang ist  nicht  unabhängig von der sig-
nifikanten -  durch die Einführung von variablen Zinssätzen bedingten -  Verteue-
rung der kom m erziellen Kredit leistungen zu sehen. Der Schuldendienst  gegenüber 
bilateralen Gläubigern verm erkte ebenfalls einen Rückgang um  knapp 5%  auf 
47,8%  im  Jahr 1990. Zeitgleich nahm  der Anteil der Auslandsverschuldung gegen-
über m ult ilateralen Gläubigern von 30,0%  auf 45,1%  deut lich zu. Zu den größten 
m ult ilateralen Gläubigern im  Jahr 1990 zählten die I nteram erikanische Entwick-
lungsbank (BI D)  m it  25,1%  und die Weltbank m it  einem  Anteil von 10,4%  (vgl. 
Tab. 2) . 
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Gläubiger Anteil der Auslandsverschuldung 
in %  
 1 9 8 7  1 9 9 0  
m ult ilateral 3 0 ,0  4 5 ,1  
BI D 15,7 25,1 
WB/ I DA 3,3 10,4 
BI RF 6,3 5,1 
CAF 1,3 3,0 
FONPLATA 0,4 0,7 
FI DA 0,2 0,5 
Andere 2,8 0,3 
bilateral 5 2 ,7  4 7 ,8  
Regierungen 48,9 46,3 
Andere 3,8 1,5 
Private 1 7 ,3  7 ,1  
I nsgesam t  100,0 100,0 
Tab. 2 : Der Anteil der bolivianischen Auslandsverschuldung gegenüber m ul-
t ilateralen, bilateralen und privaten Gläubigern  
Quelle: VI PFE/ UDAPE (1997) :  El financiam iento externo en Boliv ia  
 
 
 
Seit  der Einführung der St rukturanpassungsm aßnahm en at test iert  Juan Antonio 
Morales (1994:  131)  – ehem aliger Präsident  der bolivianischen Zent ralbank -  dem  
I WF und der Weltbank, direkten Einfluss auf wirtschaftspolit ische Entscheidungen 
genom m en zu haben.  
 
Grebe López verweist  in diesem  Kontext  auf eine grundlegend zunehm ende Rele-
vanz der internat ionalen Kooperat ion (1997:  4) . Dabei m anifest iert  sich für den 
Zeit raum  zwischen 1987 und 1991 eine Abnahm e des Finanzierungsanteils aus 
m ult ilateralen Finanzierungsquellen um  knapp 63% , während der Anteil der von bi-
lateralen Akteuren bereitgestellten Ressourcen von 30,1%  (1987)  auf 50,6%  
(1991)  zunahm . Wurden 1987 noch circa 70%  der externen Finanzierung von m ul-
t ilateralen Agenturen zur Verfügung gestellt ,  sank dieser Anteil auf 43,8%  im  Jahr 
1991. Zu den wicht igsten m ult ilateralen Geldgebern zählten die I nteram erikanische 
Entwicklungsbank (BI D) , die Weltbank und die Cooperación Andina de Fom ento 
(CAF) . I m  Jahr 1987 wurde noch m ehr als die Hälfte des gesam ten Finanzierungs-
anteils (55,3%  und knapp 80%  der m ult ilateralen Finanzressourcen)  vom  BI D ge-
t ragen, der Anteil reduzierte sich in den folgenden Jahren (1988-1991)  jedoch auf 
durchschnit t liche 20% . Die von der Weltbank zur Verfügung gestellten Ressourcen 
m achten im  Durchschnit t  11,3%  der externen Finanzierung aus. Der Anteil der von 
der CAF bereitgestellten Geldm enge verzeichnete im  Verlauf des Bet rachtungszeit -
raum es einen Zuwachs von 1,8%  (1987)  auf 5,8%  (vgl. Tab 3) . Zu den wicht igs-
ten bilateralen Geldgeber zählte die USA m it  durchschnit t lich 16,6% , gefolgt  von 
Japan m it  durchschnit t lich 8,5%  und der Bundesrepublik Deutschland m it  einem  
Finanzierungsanteil von 6,7% . 
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Finanzierungsquelle Finanzierungsanteil in %  
 1987 1988 1989 1990 1991 
a. Mult ilaterale Agenturen 
BI D 55,3 19,1 17,6 23,9 19,2 
Weltbank/ I DA 7,8 18,6 13,0 8,6 8,3 
CAF 1,8 4,8 4,9 5,5 5,8 
Vereinte Nat ionen 1,2 7,2 7,5 6,3 6,4 
Europäische Union 0,5 0,7 2,5 2,3 1,4 
Andere 3,4 3,1 1,5 1,3 2,8 
a. insgesam t  6 9 ,9  5 3 ,5  4 7 ,1  4 8 ,0  4 3 ,8  
b. Bilaterale Agenturen 
Deutschland 3,2 7,3 6,3 6,7 10,1 
Spanien 0,0 1,1 0,6 0,7 2,9 
USA 19,0 17,7 12,2 13,9 18,3 
Niederlande 0,0 1,7 6,0 3,7 5,3 
Japan 4,8 5,0 12,8 14,5 5,2 
Schweiz 2,0 3,7 2,9 2,2 1,7 
Andere 1,1 4,8 2,2 4,6 7,1 
b. insgesam t  3 0 ,1  4 1 ,4  4 2 ,9  4 6 ,4  5 0 ,6  
I WF 0,0 5,1 10,0 5,6 5,6 
a.+ b. insgesam t  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  
Tab. 3 : Der Anteil der Finanzierungen nach Finanzierungsquelle 
Quelle: Grebe López 1997 
 
Zwischen 1985 und 1986 übernahm  die Weltbank m it  der Erneuerung eines As-
sistance-program s und einer Kreditzusage von 55 Millionen US-Dollar eine führen-
de Rolle bei der Unterstützung des neuen Wirtschaftsprogram m s. De facto dienten 
weltbankinterne Wirtschaftsanalysen als wicht ige Quelle für die wirtschaftspolit i-
sche St rategieentwicklung in Bolivien (vgl. Marshall 1992:  26) . I n diesem  Kontext  
drängt  sich die Frage auf, inwiefern der Einfluss der m ult ilateralen Finanzinst itut io-
nen einem  wirtschaftspolit ischen Souveränitätsverlust  der nat ionalen Regierung 
gleichkom m t oder vielm ehr kom plem entär zu einer nat ional determ inierten Wirt -
schaftspolit ik gesehen werden m uss.  
 
I n der Frühfassung des Assistance-program s wurden soziale Aspekte zwar grund-
sätzlich zur Kenntnis genom m en, allerdings nicht  eingehender fokussiert . Erst  m it  
Blick auf das von der Weltbank für Dezem ber 1986 festgesetzte Consultat ive Group 
Meet ing14 in Paris und die in diesem  Kontext  bereits seit  Septem ber 1986 m it  den 
bolivianischen Wirtschaftsvert retern geführten Diskussionen fanden soziale The-
m en sowohl im  Hinblick auf die weitere Ausgestaltung des nat ionalen Wirtschafts-
program m s als auch im  Rahm en der Prior itätensetzung der internat ionalen Koope-
rat ion Eingang in die entwicklungspolit ische Agenda (vgl. Marshall 1992:  26) . 
                                        
14
 Das Consultative Group Meeting der Weltbank stellt für Bolivien das wichtigste Verhandlungsforum mit den 
multi- und bilateralen Gerbern dar. Von Seiten der Regierung werden in diesem Rahmen jährlich die wirt-
schafts- und sozialpolitischen Ziele präsentiert sowie die Höhe der korrespondierenden externen Finanzres-
sourcen beziffert. Zudem wir eine Bilanz des letzten Haushaltsjahres gezogen. 
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I m  Juli 1987 wurden m it  der Verabschiedung des Decreto Suprem o Nr. 21660 zur 
React ivación Económ ica die Maßnahm en zur m akroökonom ischen Stabilisierung um  
eine Reform  des Finanzsystem s ergänzt . Der BI D, die Weltbank und weitere bilate-
rale Geber stellten in diesem  Kontext  weitere Kredite in einer Höhe von 1,83 Mrd. 
US-Dollar zur Verfügung (vgl. Wit t  1998:  76) .  
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 3  Der Fondo Social de Em ergencia  ( FSE)  von 1 9 8 6  bis 
1 9 9 1  -  soziale Befr iedung durch Beschäft igungs-
program m e 
Am  28. Novem ber 1986 wurde m it  dem  Decreto Suprem o Nr. 21456 der Fondo So-
cial de Em ergencia (FSE)  als weltweit  erster internat ionaler Sozialfonds definit iv 
im plem ent iert  (vgl. de Cast illo 1996:  12) . Zunächst  auf drei Jahre befr istet  und de 
facto dann um  weitere 15 Monate Laufzeit  bis März 1991 verlängert , sollte der FSE 
die sozialen Kosten der NPE abfedern und insbesondere durch die Schaffung von 
neuen Erwerbs-  bzw. Einkom m ensm öglichkeiten zur Linderung der landesweit  
spürbar gest iegenen Arm utssituat ion beit ragen (vgl. OI T 1993:  1) .15  
 
I m  Gegensatz zu ähnlichen bereits in Spanien und Chile erprobten Program m en, 
bei denen es pr im är um  die Schaffung von tem porären Erwerbsm öglichkeiten 
durch Tät igkeiten in der St raßenreinigung, Gebäudesanierung und Maler-
Tät igkeiten ging, fokussierte der FSE über den reinen Beschäft igungseffekt  hinaus 
einen Beit rag zur Arm utsreduzierung über den Ausbau der sozialen und Basisinfra-
st ruktur (vgl. Baldivia Urdininea 2000:  131) . Eine Aufgabe, die von den drei wich-
t igsten m it  Sozialpolit ik bet rauten Sektorm inister ien (Gesundheit , Bildung sowie 
Stadtentwicklung und Wohnungsbau)  nicht  wahrgenom m en werden konnte, da sie 
aufgrund der m akroökonom ischen Prior itätensetzung der Regierung weder m it  ge-
nügend qualifiziertem  Personal noch m it  entsprechenden finanziellen Ressourcen 
sowie Kapazitäten im  Managem entbereich ausgestat tet  waren (vgl. Carvalho 1994:  
13;  de Cast illo 1996:  12) . Diese Tatsache war dem  Um stand geschuldet , dass der 
Abbau des Staatsdefizits und die m akroökonom ische Stabilisierung zu den prim ä-
ren Leitzielen der ersten Reform phase (1985-1987)  zählte, was u.a. einen m assi-
ven Rückbau des öffent lichen Sektors und insbesondere einen Abbau der Dienst -  
und Sozialleistungen im plizierte ergo m it  einer Kürzung der personellen und finan-
ziellen Kapazitäten in den jeweiligen Sektorm inister ien einherging.  
 
3 .1  Die I m plem ent ierung des FSE unter besonderer B
rücksicht igung der führenden Rolle der W eltbank 
e-
                                       
Auf I nit iat ive der bolivianischen Regierung wurde bereits 1985 ein Notstandsfonds 
m it  Ressourcen des nat ionalen Schatzam tes ausgestat tet , der kleine arbeitsinten-
sive I nfrast rukturprojekte finanzieren und m öglichst  viele neue Beschäft igungs-
m öglichkeiten bieten sollte. Das Konzept  scheiterte allerdings in der Phase der Um -
setzung, da es nicht  gelang, sich auf eine ausführende staat liche I nstanz zu 
einigen, die den Fonds verwalten sollte. Dies result ierte m aßgeblich aus der inst itu-
t ionellen Schwäche der sektoralen Minister ien und ihrer dezent ralen Einheiten. Die 
Fülle und Kom plexität  an nat ionalen Vorgaben, die bei Vert rägen für staat liche I nf-
rast rukturm aßnahm en zu berücksicht igen waren, hät ten ohnehin ein ext rem  unfle-
xibles Prozedere bedeutet , dass dem  anvisierten Ziel eines schnellen effekt iven 
I m plem ent ierungsinst rum entes nicht  entsprochen hät te. Die zu diesem  Zeitpunkt  
 
15
 Im Rahmen der bis Mitte der 1980er von der Weltbank unterstützten Entwicklungsprogrammatiken kombi-
nierte der FSE die klassischen Strukturanpassungsmaßnahmen erstmalig mit einem kompensierenden Schutz 
für die Armen (vgl. Schacter et al. 1992: 1). 
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von Seiten der internat ionalen Kooperat ion als gering eingeschätzte Glaubwürdig-
keit  der öffent lichen Hand hät te darüber hinaus keine nennenswerte finanzielle Un-
terstützung erwarten lassen (vgl. Niekerk 1992:  99;  Velazco Reckling 2000:  
322) .16  
 
Die daraufhin eingeleitete I m plem ent ierung des FSE ging eindeut ig von der bolivi-
anischen Regierung aus. Som it  kann für die Entstehungsphase der Einfluss der in-
ternat ionalen Ebene als äußerst  gering eingestuft  werden.17  
I m  Anfangsstadium  ließen verschiedene internat ionale Geber zwar verbale Unter-
stützungsbekundungen verlauten, die m onetäre Förderung beschränkte sich in der 
Regel jedoch auf Bet räge in geringer Höhe. Dies wurde dam it  begründet , dass die 
bolivianische Regierung weder solide Garant ien für eine zuverlässige und effekt ive 
Verwaltung der Gelder noch für den stabilen Fortbestand der polit ischen Rahm en-
bedingungen gewährleisten könne. Hinzu kam , dass das als innovat iv eingeschätz-
te Kom pensat ionskonzept  in seinen Zielform ulierungen und den genauen Unter-
stützungsm echanism en anfänglich sehr vage blieb. Zudem  begründeten die 
Erfahrungen jahrzehntelang währender ökonom ischer Misswirtschaft , der Zweck-
ent frem dung internat ionaler Hilfsgelder sowie weitverzweigter Korrupt ion und Ne-
pot ism us, die sehr offen form ulierte Skepsis der internat ionalen Kooperat ion an der 
grundsätzlichen Entwicklungsfähigkeit  des Landes (vgl. Schacter et  al. 1992:  5;  
Marshall 1992:  26f.) . Erst  im  Verlauf der darauf folgenden Monate zeichnete sich 
ein zunehm endes I nteresse und eine dam it  einhergehende Einflussnahm e von Sei-
ten der internat ionalen Kooperat ion und hier m aßgeblich der Weltbank ab (vgl. 
Grosh 1992:  6) .  
Dem gegenüber stellt  Wit t  heraus, dass Mitarbeiter der Weltbank bereits ab Sep-
tem ber 1986 am  Planungsprozess beteiligt  waren und at test iert  der Weltbank so-
m it  bereits einen frühen Einfluss auf die Konzept ion des FSE genom m en zu haben. 
Aus weltbankinterner Sicht  sollte m it  der I m plem ent ierung des FSE insbesondere 
der Widerstand gegen die Reform m aßnahm en verm indert  werden bzw. eine weiter-
führende Um setzung polit isch abgesichert  werden (1998:  117 u. 131) . 
 
Fernando Rom ero Moreno18 wurde von der Regierung m it  der Konzept ion eines 
pr im är aus externen Ressourcen finanzierten I nst rum entes beauft ragt , welches 
sich im  Gegensatz zu den bürokrat isierten St rukturen der Sektorm inister ien die 
operat iven Vorzüge eines Privatunternehm ens im  Hinblick auf eine effizientere Um -
                                        
16
 Während bei Velazco Reckling noch nicht explizit vom FSE die Rede ist und man angesichts der differieren-
den Angaben in der Literatur hinsichtlich der Implementierung des FSE zu sehr unterschiedlichen Einschät-
zungen kommt, wird in diesem Kontext ergänzend auf die ausführlichen Rechercheergebnisse von Witt (1998: 
115f.) verwiesen, denen zufolge der FSE bereits im November 1985 mit dem Dekret D.S. Nr. 21137 gegründet 
wurde. Im Juli 1986 (D.S. Nr. 21316) erfolgte eine Reformulierung der Zielsetzungen und die Gründung des 
Nationalen Komitees für Beschäftigung (Comité Nacional del Empleo), das sich für die Entwicklung von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen verantwortlich zeichnete, die wiederum über den FSE finanziert werden sollten. 
Am 18. November 1986 wurden mit dem D.S. Nr. 21456 die Bestimmungen zur finanziellen Ausstattung und 
zur internen Organisation verabschiedet und somit der institutionelle Rahmen für den später zum Referenz-
Fonds avancierten FSE festgelegt. 
17
 Schacter et al. (1992) verweisen in diesem Kontext darauf, dass die bolivianische Regierung in den Verein-
ten Nationen einen entschiedenen Fürsprecher für die Idee eines sozialpolitischen Kompensationsprogramms 
fand; dementsprechend wurde das United Nations Development Program (UNDP) bereits im konzeptionellen 
Entwicklungsstadium beteiligt. Vgl. hierzu auch Witt (1998: 114). 
18
 Romero hatte im Zusammenhang mit dem Design und der Umsetzung der NPE als graue Eminenz eine 
zentrale Rolle inne gehabt und wurde als erfolgreicher Unternehmer zudem sehr geschätzt (vgl. Marshall 1992: 
27ff).  
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 setzung von Sozialpolit ik zu nutze m achen sollte. Am  28. Novem ber 1986 wurde 
dann m it  dem  Decreto Suprem o Nr. 21456 die endgült ige inst itut ionelle I m plem en-
t ierung des Fondo Social de Em ergencia verabschiedet  und Rom ero von Regie-
rungsseite zum  ersten Exekut iv-Direktor des FSE ernannt . Zu den vorrangigen 
Zielsetzungen zählte die Durchführung von Arbeitsbeschaffungsm aßnahm en, die 
gleichzeit ig einen Beit rag zur Verbesserung der Ausstat tung m it  sozialer und pro-
dukt iver I nfrast ruktur leisten sollten (vgl. Marshall 1992:  26f.) .  
 
Auf dem  Consultat ive Group Meet ing im  Dezem ber 1986 schließlich forderte die 
bolivianische Delegat ion die Weltbank gezielt  auf, die Realisierung des neuen Kon-
zepts m aßgeblich m it  zu unterstützen. Ferner wurde an die internat ionale Geber-
gem einschaft  appelliert , unm it telbar finanzielle Unterstützung zu gewähren.19  
Der Exekut iv-Direktor legte großen Wert  darauf, m öglichst  schnell eine Organisat i-
onsst ruktur aufzubauen und diese unm it telbar handlungsfähig zu m achen. Die von 
ihm  voran get r iebene I m plem ent ierung des FSE basierte auf der Annahm e respek-
t ive Hoffnung, bereits im  Verlauf der ersten drei Monate nach der I nst itut ionalisie-
rung m it  der Bereitstellung externer Finanzierung rechnen zu können. De facto 
blieb eine konkrete finanzielle Unterstützung der Weltbank bis Anfang 1987 aus;  
die Weltbankvert reter engagierten sich vielm ehr in der technisch-konzept ionellen 
Unterstützung und wirkten im  Hinblick auf die Konkret isierung der Grundprinzipien 
und dem  Prozedere des FSE m aßgeblich m itgestaltend (vgl. Marshall 1992:  27ff) . 
Zu den wicht igsten Zielvorgaben der Weltbank zählte die Schaffung einer Träger-
organisat ion, die eine erfolgreiche Abwicklung kom plexer Förderprogram m e ge-
währleisten sollte. Bei der Realisierung des Vorhabens und speziell bei der Er-
schließung von Finanzquellen kam  insbesondere der I nternat ional Developm ent  
Agency  ( I DA)  -  einer Unterorganisat ion der Weltbank -  eine führende Rolle (vgl. 
Wit t  1998:  117 u. 131) . 
 
Welche konkrete inhalt liche Posit ionierung andere internat ionale Geldgeber in die-
ser Phase eingenom m en haben bzw. Aussagen über die genaue Zusam m ensetzung 
der zu diesem  Zeitpunkt  zur Verfügung gestellten Förderm it tel lässt  sich auf der 
Basis der eigenen Erhebungen und des verwendeten Quellenm aterials nicht  im  De-
tail eruieren. Aus Publikat ionen der Weltbank erschließt  sich jedoch, dass andere 
Geber sich erst  m al abwartend verhielten und ihr Augenm erk auf die Akt ivitäten 
der Weltbank r ichteten, so dass die Vorgaben und Vereinbarungen der Weltbank 
durchaus als Orient ierung für andere Geber dienten.  
3 .2  Das Finanzierungsvolum en und die Finanzierungsquel-
len des FSE  
Bis zur Zahlung des ersten Weltbank-Kredits wurde die Anschubfinanzierung von 
der bolivianischen Regierung bereitgestellt .  So konnten von Gem einden oder NGOs 
beant ragte Projekte lange vor der ersten Weltbank-Kreditauszahlung genehm igt  
                                        
19
 Das Programm wurde prinzipiell positiv aufgenommen, jedoch fielen die Zusagen hinsichtlich konkreter Fi-
nanzierung extrem verhalten aus. Die Unterhändler der Weltbank willigten zwar grundsätzlich ein, bei der noch 
ausstehenden, detaillierten Ausgestaltung des Programms mitzuwirken sowie bei der Mobilisierung zusätzli-
cher internationaler Finanzierung zu helfen, vermieden es jedoch, den monetären Umfang möglicher Unter-
stützung zu benennen (vgl. Marshall 1992: 26f.). Noch 1986 sicherte der IWF ebenfalls seine prinzipielle Un-
terstützung zu (vgl. Schacter et al. 1992: 4). 
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und m it  der jeweiligen Um setzung bereits begonnen werden (vgl. Schacter et  al. 
1992:  5) .  
Nennenswerte finanzielle Unterstützung erhielt  das Program m  erst , nachdem  Ro-
m ero im  Frühjahr 1987 die Weltbankzent rale in Washington persönlich aufgesucht  
hat te. I m  Anschluss wurde eine spezielle Task  Force on Poverty  einberufen, welche 
das neu entwickelte soziale Kom pensat ionsinst rum ent  in Bolivien im  Hinblick auf 
sein arm utsreduzierendes Potent ial gezielt  unter die Lupe nehm en sollte. Das ge-
steigerte I nteresse der Weltbank äußerte sich in einer ungewohnt  enthusiast ischen 
Antwort  des bankintern höchsten Entscheidungsgrem ium s dem  Board of Execut ive 
Directors und der unerwartet  zügigen Kreditzusage (Juni 1987)  in einer Höhe von 
10 Millionen US-Dollar (vgl. Marshall 1992:  27ff.) . 
 
Das Geberspekt rum  des FSE um fasste m ult i-  und bilaterale Organisat ionen sowie 
eine NGO (vgl. Schacter et  al. 1992:  12f.) :  
 
 
 
m ult ilaterale Akteure:   
I nteram erikanische 
Entwicklungsbank 
(BI D) ,  
OPEC -  Fund for I n-
ternat ional Develop-
m ent ,  
UNDP und Weltbank. 
 
 
bilaterale Akteure:  
Belgien,  
Bundesrepublik Deutsch-
land, Kanada, I talien, Ja-
pan, Niederlande, 
Schweden, Schweiz,  
Vereinigtes Königreich,  
Vereinigte Staaten. 
 
 
NGO:  
Save the Children  
 
 
 
 
 
 
 
 
I m  Hinblick auf die angebotenen externen Unterstützungsleistungen zeigte sich 
der Fonds flexibel. Dabei wurde wie folgt  differenziert :  
 
1. direkte finanzielle Unterstützung;  
 
2. konvert ible Ressourcen (z.B. spendete Kanada Weizen, der vom  FSE auf 
dem  internat ionalen Markt  weiterverkauft  wurde)  und 
 
3. nicht  konvert ible Ressourcen (z.B. steuerte I talien Materialien und Ma-
schinen für den Erosionsschutz bei, welche im  Rahm en der vom  FSE ge-
förderten Projekte eingesetzt  wurden) . 
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Finanzierungsart  zugesagte Beit räge ( in Mio. US$ )  
abgerufene Beit räge 
( in Mio. US$ )  
Barm it tel darunter:  195,3 177,9 
-  Eigenbeit rag der boliv ianischen Regierung  25,4 25,0 
-  Beit räge ausländischer Geber 169,9 152,9 
konvert ible Sacht ransfers externer Geber  33,8 11,8 
nicht  konvert ible Sacht ransfers externer Ge-
ber  
8,6 8,4 
insgesam t  2 3 7 ,7  1 9 8 ,1  
Tab. 4 : Finanzierung des FSE nach Art  der  Bereitstellung 1 9 8 7 - 1 9 9 1  
Quelle: modifiziert  nach World Bank (1992a)  in Wit t  (1998:  118)  
Die Sum m e der zur Verfügung gestellten externen Barm it tel bezifferte sich auf 
169,9 Mio. US-Dollar, hinzu kam en weitere 33,8 Millionen US-Dollar als 
konvert ible und 8,6 Millionen US-Dollar als nicht  konvert ible Ressourcen.20
Zwischen 1987 und 1991 wurden insgesam t  237,7 Mio. US-Dollar bereitgestellt ,  
wobei 25,4 Mio. US-Dollar als Eigenanteil der bolivianischen Regierung regist r iert  
wurden. Tatsächlich abgerufen wurden 198,1 Mio. US-Dollar.  
 
Diese Ressourcenbereitstellung spiegelte sich auch im  Rahm en der bolivianischen 
Zahlungsbilanz wider:  So ent fielen 1988 und 1989 15,4%  respekt ive 16,8%  der 
gesam ten Net tokapitalzuflüsse Boliviens auf den FSE (vgl. Wit t  1998:  128) . 
 
Finanzierungsquelle Finanzierungsanteil ( in % )  
Weltbankgruppe 19,4 
BI D 19,1 
Schweiz 13,5 
Niederlande 8,5 
Deutschland (Durchführung:  KfW)  7,6 
USA (USAI D)  4,8 
Kanada 3,3 
I talien 2,7 
Schweden 2,0 
Japan 1,9 
Belgien 1,8 
OPEC Entwicklungsfonds 1,5 
Vereinigtes Königreich 0,7 
UNDP 0,6 
Boliv ianische Regierung 12,6 
insgesam t  100,0 
Tab. 5 : Finanzierungsquelle und Finanzierungsanteil des FSE ( 1 9 8 7 - 1 9 9 1 )  
Quelle: World Bank (1992a)  in Wit t  (1998:  119) . 
 
                                        
20
 Schachter et. al weisen in diesem Kontext andere Zahlen vor: Demzufolge hatte die internationale Geber-
gemeinschaft bis Ende April 1990 197,1 Millionen US-Dollar flüssiges Kapital sowie 34,1 Millionen US-Dollar 
als umwandelbare und 8,3 Millionen als nicht umwandelbare Ressourcen bereitgestellt und damit die Aktivitä-
ten des FSE mit insgesamt 239,5 Millionen US-Dollar unterstützt (1992: 12f.). 
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Den Ausführungen von de Cast illo (1996:  12)  zufolge, bezifferte sich das für den 
Zeit raum  Dezem ber 1986 bis März 1991 überwiegend aus externen Geldquellen 
zur Verfügung stehende Grundkapital des FSE auf 210,3 Millionen US-Dollar, wo-
bei 48%  aus „weichen“  Krediten stam m ten, 41%  aus Schenkungen hervorgingen 
und weitere 11%  vom  bolivianischen Schatzam t  ausgezahlt  wurden (vgl. Abbil-
dung 1) . Zu den wicht igsten Geldgebern zählten die Weltbank (19,7% ) , die I nter-
am erikanische Entwicklungsbank (BI D)  (18,4% )  und die bundesdeutsche Kredit -
anstalt  für Wiederaufbau (KfW) . Der größte Anteil der nicht  zurückzuzahlenden 
Ressourcen stam m te hingegen überwiegend aus der Schweiz, den Niederlanden 
und der US-am erikanischen Entwicklungsagentur USAI D. Diese Angaben korres-
pondieren in den wesent lichen Aussagen m it  dem  von Wit t  verwendeten Zahlen-
m aterial. Allerdings liegt  der von der Schweiz und den Niederlanden bereitgestell-
te Finanzierungsanteil deut lich über dem  der Bundesrepublik Deutschland (vgl. 
Tab. 5) . 
Schacter et  al. (1992 :  12f.)  verweisen in diesem  Kontext  darauf, dass die 
Niederlande und die Schweiz21,  die zu den zwei wicht igsten bilateralen Geldgebern 
des FSE zählten, ihre Fördergelder durch die Weltbank verwalten ließen. 
 
 
 
48
41
11 weiche Kredite (in %)
Schenkungen
bolivianische
Schatzamt
 
Abbildung 1 : Die Ressourcen des FSE differenziert  nach Finanzierungstyp 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
Von Seiten der Weltbank erfolgte die Unterstützung des FSE nicht  ohne Vorbehal-
te. Die Weltbank-Vert reter sicherten sich das Recht , jedes geplante Projekt  ex-
ante einer Revision zu unterziehen, bevor die entsprechenden Gelder ausgezahlt  
wurden. Mit  dem  zweiten Kreditvolum en wurde ferner fest legt , dass die Weltbank 
alle Projekte m it  einem  Budget  von m ehr als 50.000 US-Dollar zu überprüfen hat -
te. Bei kleineren Projekten genügte die Durchführung st ichprobenart iger Kont rol-
len. Die hohe Dichte an Projektevaluierungen sowie st renge Supervision waren 
keineswegs üblich, sondern unterst r ichen vielm ehr die Absicht , kein Scheitern der 
gestarteten Bem ühungen in Kauf zu nehm en (vgl. Marshall 1992:  28) . Wit t  
(1998:  133)  m acht  hinsicht lich der starken externen finanziellen Abhängigkeit  des 
FSE darauf aufm erksam , dass „ .. .die Einflussm öglichkeiten der bolivianischen Re-
                                        
21
 Die Schweizer Regierung zählte zu den ersten bilateralen Partnern des FSE (vgl. Schacter et al. 1992: 
12f).  
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 gierung auf den FSE von Seiten der externen Geber begrenzt  wurden;  bspw. ba-
ten sich die Geber bei Neueinstellungen von Personal ein Einspruchsrecht  aus.“  
Diese Verfahrensweise ist  ein deut licher Hinweis darauf, dass die „ownership“  der 
bolivianischen Regierung an dem  I nst rum ent  des Sozialfonds und seiner I m ple-
m ent ierung durchaus als eingeschränkt  zu bezeichnen ist , da der Weltbank re-
spekt ive den Gebern von Anbeginn nicht  zu unterschätzende Kont rollfunkt ionen 
und in der Folge auch Entscheidungspotent ial zugestanden wurde. Andererseits 
bleibt  zu betonen, dass es weder der Weltbank noch anderen Geldgebern gestat -
tet  wurde, im  Rahm en der FSE-St rategie eigene Projekte zu entwerfen oder an-
zubieten;  sie konnten lediglich m itbest im m en, welche bereits vom  FSE gebilligten 
Projekte oder aber welcher Sektor (Gesundheit , Bildung, Basisinfrast ruktur)  ver-
stärkt  unterstützt  werden sollte, was wiederum  als I ndiz für eine sehr wohl beste-
hende nat ionale „ownership“  gewertet  werden kann (vgl. Schacter et  al. 1992:  
13) . Sum m a sum m arum  zeichnet  sich hinsicht lich der Beurteilung der „Autono-
m ie“  bzw. „ownership“  der bolivianischen Regierung in Bezug auf den FSE sowie 
die Einflussnahm e von Seiten der internat ionalen Ebene, nam ent lich der Welt -
bank, ein am bivalentes Bild, welches je nachdem  welcher Entscheidungs-  und 
Verfahrensabschnit t  detailliert  bet rachtet  weird, unterschiedlich zu gewichten ist .   
 
Als ein überwiegend m it  internat ionalen Geldern ausgestat tetes I nst rum ent  das 
einen schnellen und effekt iven Ressourcent ransfer leisten sollte, r ichtete sich der 
FSE sowohl an öffent liche als auch private I nst itut ionen, lokale und internat ionale 
NGOs sowie religiöse Organisat ionen, die teilweise m it  Hilfestellung des Fonds die 
Finanzierung von kleinen, technisch unkom plizierten und zeit lich unaufwendigen, 
allerdings arbeitsintensiven Projekten beant ragen konnten (vgl. Carvalho 1994:  
14) . Zu den vordergründigen Zielen des FSE zählte es nicht , die st rukturellen Ur-
sachen für Arm ut  zu überwinden, so dass auch keine nachhalt igen I m pulse oder 
gar st rukturelle Verbesserung der Arbeitsm arktsituat ion und som it  der langfr ist i-
gen Einkom m ensm öglichkeiten erwartet  wurden. Es handelte sich um  ein sozial-
polit isches I nst rum ent  begrenzter Reichweite, welches m it  Hilfe von Projekt reali-
sierungen tem porär dazu beit ragen sollte, die (Über)Lebensbedingungen der 
besonders von den St rukturanpassungsm aßnahm en Bet roffenen zu verbessern. 
Die st rategische Ausrichtung auf das Angebot  von tem porären Beschäft igungs-
m öglichkeiten war program m at isch und m uss als zunächst  erfolgreich prakt izierte 
soziale Befr iedungsst rategie gewertet  werden. Projekte wurden von privaten Un-
ternehm en oder NGOs durchgeführt  und von unabhängigen Drit ten m it  dem  nöt i-
gen technischem  Sachverstand beaufsicht igt  (vgl. Schacter et  al. 1992:  1) . Der 
FSE t rat  lediglich als Förderinst itut ion auf, die zwar bei Bedarf technische Unter-
stützung zur Verfügung stellte jedoch keine eigenen Projekte durchführte. Der lo-
kalen Bevölkerung und ihren potent iellen Bedürfnissen wurde im  Rahm en der 
FSE-Konzept ion keine explizite Beachtung geschenkt . I hre Rolle begrenzte sich 
im plizit  auf die der Em pfänger und Begünst igten einer klassischen top-down Poli-
t ik.  
3 .3  Die Förderschw erpunkte und Reichw eite des FSE 
Folgende vier Projektkategorien, die sich wiederum  in zwölf Subkategorien unter-
gliederten, galten als grundsätzlich förderungsfähig:  
a. Ökonom ische I nfrast ruktur:  I nfrast ruktur, die eng an produkt ive Akt ivitä-
ten geknüpft  war (St raßenbau, Bewässerungssystem e, Hochwasser- /  Ü-
berschwem m ungsschutz, Wiederaufforstung, etc.) ;   
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b. Soziale und Basisinfrast ruktur:  Gesundheits-  und Bildungsinfrast ruktur, 
Wasserver-  und Abwasserentsorgung, sanitäre Einr ichtungen sowie die Er-
r ichtung von Wohnraum  m it  Minim alstandards;  
c. Unterstützung im  sozialen Bereich:  Kostenübernahm e für I m pfungen, 
Schulfrühstück und der Druck von Schulbüchern;  
d. Unterstützungskredite für die Produkt ion, die von den NGOs für Kleinun-
ternehm en (m icroem presas) , die im  inform ellen Sektor produzieren bean-
t ragt  wurden sowie für Bergbau-  und Landwirtschaftskooperat iven bereit -
gestellt  wurden (vgl. ebd.:  6 u. 15) .    
 
Seit  1987 konzent r ierten sich der Kapitalfluss und der Einsatz externer Ressour-
cen auf den Sektor der öffent lichen I nvest it ionen und hier insbesondere auf I nfra-
st rukturm aßnahm en.22 I n diesem  Zusam m enhang kom m t dem  bolivianischen So-
zialfonds nicht  nur hinsicht lich des Ausbaus der I nfrast ruktur und der 
Bereitstellung von neuen Arbeits-  und Erwerbsm öglichkeiten eine besondere Be-
deutung zu. Er leistete darüber hinaus einen entscheidenden Beit rag zur Dynam i-
sierung des Bausektors (vgl. Baldivia Urdininea 2000:  71) . 
 
Während der gesam ten Laufzeit  des FSE wurden insgesam t  3.158 Projekte im  
Gegenwert  von 179,2 Millionen US-Dollar bewilligt . Der größte Anteil floss in sozi-
ale I nfrast rukturprojekte (52,1% ) , gefolgt  von I nvest it ionen in ökonom ische I nf-
rast ruktur (36,9% ) , während der Rest  in soziale Hilfsprogram m e (9,8% )  und pro-
dukt ive Projekte (1,7% )  invest iert  wurde (vgl. de Cast illo 1996:  12 u. Abbildung 
2) .23 Allein 12 Mio. US-Dollar wurden für Projekte in dem  FSE-  Schwerpunktgebiet  
El Alto, welches eine besonders hohe Konzent rat ion an Arm ut  und prekären Le-
bensbedingungen aufwies, invest iert  (vgl. Schacter et  al. 1992:  19) .  
 
52,1
36,9
9,8 1,7
soziale Infrastruktur
ökonomische
Infrasstruktur
soziale Hilfsprogramme
produktive Projekte
 
Abbildung 2 : Der Anteil der verschiedenen Sektoren an den FSE I nvest it ionen 
Quelle: Eigene Darstellung   
 
 
Der größte Erfolg aus Sicht  der bolivianischen Regierung wurde in dem  nach fünf-
jähriger Kreditsperre m it  Hilfe des FSE erneut  gebilligten Zugang zu Mit teln der 
entwicklungspolit ischen Zusam m enarbeit  gewertet . Während von Seiten der in-
                                        
22
 Den Angaben von Witt (1998: 123) zufolge wurden 87,6% der Fördermittel für Infrastrukturmaßnahmen 
investiert.  
23
 Die Angaben hinsichtlich der Anzahl der geförderten Projekte und dementsprechend ausgezahlten Fi-
nanzmittel sowie des prozentualen Anteils der jeweiligen Sektoren variieren je nach Quelle zum Teil erheb-
lich. Vgl. hierzu hierzu u.a. OIT 1993: 2; Camacho o.A. b: 15; Grebe López 2004. 
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 ternat ionalen Kooperat ion der erfolgreiche Ressourcent ransfer im  Rahm en der 
Entwicklungszusam m enarbeit  lobend herausgestellt  wurde (Wit t  1998: 132) .  
 
 
Zu den wicht igsten -  nicht  unbedingt  beabsicht igten -  Errungenschaften des FSE 
zählte die Tatsache, dass die Verfahrensweise des FSE zu einem  deut lichen Aus-
bau der lokalen inst itut ionellen Kapazitäten sowie einem  intensiven Austausch 
zwischen verschiedenen I nstanzen beit rug. Dies wurde m aßgeblich durch das Pro-
zedere der Projektbeant ragung und der dam it  einhergehenden I nterakt ion zwi-
schen den verschiedenen Ebenen und Akteuren erreicht :  Die Projektvergabe er-
folgte im  Ant ragsverfahren, so dass zielgruppennahe Organisat ionen für die 
Ant ragstellung verantwort lich waren und entsprechende I nit iat ive ergreifen re-
spekt ive sich das notwendige Wissen sowie Fähigkeiten aneignen m ussten, um  
den Ant ragsanforderungen entsprechen zu können (com m unity-dr iven approach) . 
Folglich waren die jeweiligen lokalen Ant ragsteller auf den Austausch m it  ver-
schiedenen öffent lichen I nstanzen sowie dem  fachlichen Personal des FSE ange-
wiesen, da sie in der Regel auf geringe oder keinerlei Projekterfahrungen zurück-
greifen konnten. I n diesem  Kontext  kam  den im  Land operierenden 
( inter)nat ionalen NGOs, die allein aufgrund ihrer Personal-  und Organisat ions-
st ruktur sowie spezifischen Aufgabenfelder über andere Kapazitäten verfügten ei-
ne besondere Bedeutung zu. Darüber hinaus war beispielsweise im  Kontext  der 
sozialen I nfrast ruktur die Sicherstellung eines laufenden Bet r iebs und langfr ist i-
gen I nstandhaltung notwendig, so dass idealtypisch weitere Absprachen m it  den 
jeweils verantwort lichen I nstanzen der regionalen bzw. nat ionalen Ebene erfolgen 
m ussten. Weitere Verflechtungen entstanden außerdem  m it  pr ivatwirtschaft lichen 
Akteuren, die sich für die Um setzung der Bauvorhaben und die Einstellung von 
Bauarbeitern verantwort lich zeigten. I n diesem  Zusam m enhang wurde -  induziert  
durch die wahrnehm bare Effekt ivität  der Fondsverwaltung -  eine deut liche Wie-
derherstellung der Glaubwürdigkeit  des öffent lichen Sektors sowie Stärkung der 
Beziehungen zwischen der bolivianischen Regierung und den nat ional agierenden 
NGOs regist r iert . Bis zur I nst itut ionalisierung des FSE m ieden NGOs jegliche I n-
terakt ion m it  der Regierung, da sie die grundsätzlich skept ische Auffassung der 
internat ionalen Kooperat ion gegenüber dem  bolivianischen Staat  teilten (vgl. OI T 
1993:  9f.;  Velazco Reckling 2000:  323) .24
 
I n seiner Aufgaben-  und Zielerfüllung wird der FSE allgem ein als relat iv erfolg-
reich eingestuft :  im m erhin wurden 1990 nahezu 20%  und während der gesam ten 
Laufzeit  sogar 49%  der öffent lichen Gesam t invest it ionen in den Bereichen Ge-
sundheit , Bildung, Basisinfrast ruktur, Stadtplanung und Wohnungsbau über den 
Fonds abgewickelt . Grebe López (2004:  4)  verweist  in diesem  Zusam m enhang 
darauf, dass der Anteil der im  Rahm en der FSE-Förderung in den Sektoren Bil-
dung und Wohnungsbau getät igten I nvest it ionen 30%  der insgesam t  von der öf-
fent lichen Hand in diesen Bereichen I nvest it ionsleistung entspricht . Zudem  kam  
die Zahl der neu geschaffenen Beschäft igungsm öglichkeiten25 rund 1,8%  der wirt -
                                        
24 Weiterführende Literatur: VanDomelen, Julie (1992): Working with Non-governmental Organizations. 
25
 Während der vier Jahre wurden um die 60.000 direkte und 45.000 indirekte Arbeitsplätze geschaffen (vgl. 
Camacho o.A.: 149). Grebe López (2004: 4) gibt in diesem Kontext allerdings zu bedenken, dass die Mes-
sung der real geschaffenen Arbeitsplätze auf etliche Schwierigkeiten stößt, da das zur Verfügung stehende 
Zahlenmaterial von Arbeitsbedarfsschätzungen für idealtypische Projekte ausgeht, Beschäftigungsverhältnis-
se mit Akkord-Arbeit und Überstunden allerdings nicht ausgewiesen werden, was zu einer Verzerrung der 
Realität führt.  
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schaft lich akt iven Bevölkerung respekt ive einem  Drit tel der dam aligen Erwerbslo-
sen gleich (vgl. Cam acho o.A.:  149;  de Cast illo 1996:  12;  OI T 1993:  2, o.a. 
(o.a) :  13) . Den Untersuchungen von Newm an et  al. (1991 :  8f.)  zufolge waren im  
Rahm en der FSE- finanzierten Projekte in großen Städten 0,3%  der ökonom isch 
akt iven Bevölkerung beschäft igt , was 2,7%  der Arbeitslosen in den großen Städ-
ten entsprach, so dass durchaus von einer posit iven Einflussnahm e auf die Ar-
beitsm arktsituat ion von Seiten der FSE-Tät igkeit  gesprochen werden kann. Ca-
m acho verweist  in diesem  Kontext  ferner darauf, dass die Wachstum srate des 
Brut toinlandsprodukts aufgrund der FSE-Fondstät igkeit  von 1,5%  auf 2,6%  
(1990)  gesteigert  werden konnte (o.A.:  149;  o.A. (o.A.) :  13) .  
I nsgesam t  wird dem  FSE bescheinigt , zu tem porären Einkom m ensverbesserungen 
der in den Projekten Beschäft igten sowie wesent lich zum  Ausbau der sozialen und 
ökonom ischen I nfrast ruktur beiget ragen zu haben.  
Maßgeblich befördert  wurden diese posit iven Ergebnisse durch den polit ischen 
Rückhalt , den der FSE durch den Präsidenten genoss. Dieser hat te ein starkes I n-
teresse an einer effekt iven Fondstät igkeit  und sorgte persönlich dafür, den FSE 
vor offensiver parteipolit ischer Einflussnahm e zu schützen. Dies wurde unter an-
derem  dadurch gewährleistet , dass der FSE bewusst  nicht  einem  Sektorm inister i-
um , sondern dem  Präsidialam t  und som it  direkt  dem  Präsidenten unterstellt  wur-
de. 
 
Zudem  hat  sich das Modell der Mehr-Ebenen-St ruktur des Fonds als geeignetes 
I nst rum ent  erwiesen, nicht  nur um  große Menge externer Ressourcen zu akquir ie-
ren, sondern ebenso um  rasch und erfolgreich große Geldsum m en zu invest ieren 
(vgl. de Cast illo 1996:  12f;  Newm an et  al. 1991:  33;  OI T 1993, Wit t  1998) .  
Durch die gezielte I m plem ent ierung des Fonds außerhalb der bürokrat ischen 
St ruktur der Sektorm inister ien, konnten Verfahrenswege und Prozeduren deut lich 
beschleunigt , Flexibilität  gewährleistet  und “unabhängige“  Handlungsopt ionen er-
öffnet  werden:  Der FSE war som it  nicht  den offiziellen Verwaltungsvorgaben un-
terstellt ,  sondern konnte unter besonderen Bedingungen agieren, die sowohl ein 
schnelleres Projektbewilligungsverfahren als auch die vereinfachte Auszahlung 
entsprechender Geldm it tel im plizierte. I nsbesondere der Fakt , dass es sich bei 
den Fördergeldern um  explizit  dafür kondit ionierte externe Ressourcen handelte 
und nicht  um  Gelder des nat ionalen öffent lichen Haushalts, korrespondierte m it  
einem  schnellen Finanzierungs-  und Auszahlungsprozedere. Darüber hinaus si-
cherten das Engagem ent  des ersten Exekut ivdirektors sowie die Besetzung durch 
ein hochgradig qualifiziertes, junges und m ot iviertes Mitarbeiterteam  eine hohe 
funkt ionelle Effizienz des Fonds (vgl. Carvalho 1994:  9 u. 11;  Marshall 1992:  32;  
Niekerk 1992:  100f.) .26 Konzept ionell und operat iv gelang es dem  FSE im m er 
wieder auf Missstände oder Defizite zu reagieren, was dem  FSE-Team  Lob und 
Vert rauen von Seiten der internat ionalen Kooperat ion einbrachte. Durch eine Viel-
zahl von Rechenschafts-Mechanism en (accountabilit y)  wurde Transparenz gesi-
chert , ohne allerdings Verfahrenswege zu stark zu verzögern (vgl. Schacter et  al. 
1992:  8;  Grosh/ Jorgensen 1992:  119) .  
Die Organisat ionsst ruktur des FSE setzte sich wie folgt  zusam m en:  Der Consejo 
de Adm inist ración – der Verwaltungsrat  – repräsent ierte das höchste Aufsichts-
grem ium  des FSE. Zu den Aufsichtsm itgliedern, deren Funkt ion in der 
letzt instanzlichen Genehm igung von Projekten sowie der konzept ionellen 
Entwicklung zukünft iger St rategien bestand, zählten der Exekut ivdirektor des 
                                        
26
 Die deutlich über dem Durchschnittsverdienst in öffentlichen Ämtern liegenden Gehälter der 150 Mitarbei-
terInnen orientierten sich am Privatsektor (vgl. Fumo u.a. 2000: 10).  
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 zukünft iger St rategien bestand, zählten der Exekut ivdirektor des FSE, der bolivia-
nische Staatspräsident  sowie drei weitere externe Verwaltungsräte. Der Exekut iv-
direktor, der gleichzeit ig auch der Vorsitzende des Vorstands – des Consejo 
Técnico27 war, hat te als wicht igste operat ive I nstanz des FSE weitgehende Ent -
scheidungskom petenzen inne und m usste in dieser Funkt ion neben dem  Präsiden-
ten, auch dem  Kongress und der Presse hinsicht lich der Erfolge und Misserfolge 
des FSE regelm äßig Rede und Antwort  stehen. Die Zahl der Beschäft igten bet rug 
im  Durchschnit t  107 Personen und erreichte Mit te 1990 m it  insgesam t  163 Mitar-
beitern einen Höchststand (vgl. Wit t  1998:  120f.) .28  
3 .4  Defizite in der Um setzung der FSE- Förderung 
Ohne die hohe Kosten-  und Verwaltungseffizienz sowie die Bedeutung des FSE als 
tem poräre Beschäft igungsquelle29 in Frage zu stellen, m üssen parallel zur Erfolgs-
bilanz aber auch im  Hinblick auf die postulierten Ziele auch Defizite konstat iert  
werden.  
Entgegen der offiziellen Präm isse blieben die von den St rukturanpassungsm aß-
nahm en besonders Bet roffenen (Minenarbeiter und Beschäft igte des öffent lichen 
Dienstes)  von den Beschäft igungsm aßnahm en des FSE unberührt  (vgl. Newm an 
et  al. 1991:  34, Wit t  1998:  116) .30 Ebenso wenig zählten die Ärm sten der Arm en 
zu den Begünst igten. I m  Rahm en der Projekt realisierungen zählten de facto beide 
Bevölkerungssegm ente nicht  zu der Zielgruppe, die in diesem  Kontext  beschäft igt  
wurde. Nur fünf Prozent  der Gesam tausgaben des FSE gelangte tatsächlich zu den 
ärm sten 10%  der Bevölkerung. Am  stärksten profit ieren unqualifizierte und dam it  
billige, m ännliche Arbeitskräfte vorwiegend aus dem  Baugewerbe, die entweder 
einem  zweiten Job nachgingen oder den bisherigen Arbeitsplatz verließen, da sie 
bei den FSE-Projekten bessere Verdienstm öglichkeiten sahen (vgl. de Cast illo 
1996:  13;  Grosh/ Jorgensen 1992:  118;  Jorgensen et  al. 1991;  World Bank 1996:  
73) .31  
 
Mit  Blick auf die zu fördernden vier Projektkategorien (ökonom ische I nfrast ruktur, 
soziale und Basisinfrast ruktur, Unterstützung im  sozialen Bereich, Unterstüt -
zungskredite für die Produkt ion)  erfolgte der Mit teleinsatz nach dem  Gieskannen-
prinzip und bewirkte lediglich punktuelle Verbesserungen. I n der Um setzung kr it i-
siert  Carafa Rada (2000:  349)  die fehlende Zielor ient ierung der Maßnahm en und 
die unzureichende Transparenz auf welche Bevölkerungsgruppen die FSE-
Förderung konkret  ausgerichtet  werden sollte.  
                                        
27
 Dem Vorstand gehörten fünf Abteilungsdirektoren, der Leiter der Rechtsstelle sowie der Subdirector ejecu-
tivo an (vgl. Witt 1998: 120). 
28
 Bei Grosh, Margaret (1992): How well did the ESF work? A Review of its Evaluations findet sich eine präg-
nante Bilanzierung der FSE-Tätigkeit. Darüber hinaus wird zu einzelnen Themengebieten auf weiterführende 
Literatur verwiesen. 
29
 Eine ausführliche Untersuchung über die Auswirkungen auf die Beschäftigungsstruktur vgl. hierzu New-
man et al. (1991): Workers ‘ benefits from Bolivia’s Emergency Social Fund  
30
 Die Minenarbeiter machten lediglich einen geringen Anteil (10%) der Begünstigten aus, da sie aufgrund 
der von COMIBOL ausgezahlten Abfindungen von bis zu 3.000 Bolivianos zu einer privilegierten Gruppe a-
vanciert waren und folglich die niedrigen Löhne der FSE-Projekte nicht attraktiv genug erschienen (vgl. BID 
1996: 23; Carvalho 1994: 5; Marshall 1992: 30; Siebold 1995: 32). 
31
 Arbeitslose Bauarbeiter aus urbanen Räumen machten insgesamt über 30% der FSE-Beschäftigten aus 
(vgl. BID 1996: 23; Carvalho 1994: 5; Marshall 1992: 30; Siebold 1995: 32). 
 Working Paper 03/ 2006 32 l 
 Ana María I sidoro Losada 
Zu einem  Scheitern zahlreicher Maßnahm en t rug zudem  bei, dass die Projekte 
zwar vordergründig nachfragegesteuert  (dem and-based approach)  waren, die di-
rekte Konsultat ion der lokalen Ebene allerdings kom plet t  vernachlässigt  wurde, 
d.h. öffent liche oder pr ivate Akteure stellten Ant räge, die nicht  zwangsläufig m it  
den Bedürfnissen der Bet roffenen übereinst im m ten (vgl. Arauco 2000:  240;  Ca-
m acho o.A.:  151;  Carafa Rada 2000:  349) .  
Darüber hinaus verfügten bis auf wenige Adm inist rat ionen in urbanen Gebieten, 
die m eisten -  insbesondere lokalen -  Organisat ionen32 und Basisorganisat ionen 
kaum  über die notwendigen Erfahrungen und technisch-  fachlichen Kenntnisse, 
um  Projekte einzureichen, die den detaillierten und unflexiblen Ant rags-  und Ab-
rechnungsm odalitäten des Fonds und seiner Geber genügten. I n vielen ent lege-
nen Landst r ichen Boliviens waren der FSE und das Förderkonzept  gänzlich unbe-
kannt  (vgl. Schacter et  al. 1992:  13) . Deut liche Krit ik wurde zudem  an der 
Projektbeant ragungspraxis geübt , da „offenbar ein erheblicher Teil der Projektan-
t räge auf die I nit iat ive gewinnorient ierter I ngenieurbüros zurückging. Diese for-
m ulierten Blaupausen für Projektant räge und legten diese gegen Zusicherung, 
daß das Büro an der späteren Realisierung des Projekts beteiligt  würde, Gem ein-
devert retern zur Unterzeichnung vor.“  (Wit t  1998:  126) . Diese Vorgehensweise 
deutet  auf die von Bet roffenen häufig vorgebrachte Krit ik hin, dass Projektbean-
t ragungen sich weniger an den Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung orient ierten 
als an einer übergeordneten Gewinnm axim ierung der entsprechenden Baut räger.    
Die standardisierten Ant ragsverfahren bzw. die hohen Anforderungen erwiesen 
sich für staat liche Einr ichtungen als durchaus vorteilhaft , was unter anderem  auch 
dazu genutzt  wurde, bereits „ausgearbeitete Schubladenprojekte“  nun beim  FSE 
einzureichen und som it  eine m it  externen Ressourcen gesicherte Finanzierung zu 
nutzen (vgl. Wit t  1998: 125) . Von den 71%  des von Seiten des öffent lichen Sek-
tors aufgewendeten FSE-Förderbet rags, vereinten Minister ien und weitere Durch-
führungsorganisat ionen der Zent ralregierung 29%  der Ressourcen auf sich. 
I nwiefern die I nanspruchnahm e von FSE-Förderung, eine m angelnde St rategie-  
und Polit ikentwicklung im  Rahm en der eigenen Sektorpolit iken begünst igt  haben, 
kann hier aufgrund fehlenden Datenm aterials nur verm utet  werden. Das Fehlen 
offizieller Konzepte für Bereiche wie beispielsweise Wohnungsbau, St raßenbau 
und Bildung deuten jedoch auf eine m angelnde eigene Zielor ient ierung hin. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                        
32
 Auch für kleinere NGOs stellten die hohen Anforderungen eine große Zugangsbarriere dar, die nicht selten 
als Gängelung interpretiert wurde und zu einer Kooperationsverweigerung mit dem FSE führte (Witt 1998: 
126). 
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 Antragstellende Organisat ion Anteil FSE ( %  des Förderbetrags)  
Öffent liche Einrichtungen 7 1  
Minister ien und Durchführungsor-
ganisat ionen der Zent ralregierung 
29 
Kom m unalverwaltungen/  Präfek-
turen 
22 
Entwicklungsgesellschaften 17 
Wasserversorgungsbet r iebe 4 
Nichtregierungsorganisat ionen 1 2  
Basisorganisat ionen 5  
Genossenschaften 2  
Schulen, Kliniken und Sonst ige 1 1  
Projekte gesam t  1 0 0  
Tab. 6 : Projekt t räger des FSE nach Anteil des FSE- Förderbetrags 
Quelle: modifiziert  nach Fondo de I nversión Social (1995) ;  Wipplinger (1996)  in Wit t  (1998:  126)  
 
 
Bei der Projektum setzung dom inierte die klassische Form  der top-down-Polit ik. 
Dies führte in nicht  wenigen Fällen zu einer m angelnden lokalen I dent ifikat ion m it  
den Projekten, so dass viele bauliche Maßnahm en nach der Fert igstellung ver-
wahrlosten oder einer anderen Nutzung zugeführt  wurden (vgl. Cam acho o.A.:  
151) . Mit  Blick auf die operat iven Aspekte der Fondstät igkeiten wird zudem  die 
lückenhafte Evaluat ion von Projektant rägen und defizitäre Begleitung bzw. Über-
wachung von Baum aßnahm en bem ängelt , die zur Folge hat ten, dass Bauvorha-
ben m it  einem  geringen sozialen Bezug und schlechter Qualität  genehm igt  wur-
den und die Projekte unter Nachhalt igkeitskr iter ien nur geringe Wirkungen 
ent falteten (vgl. de Cast illo 1996:  13;  Arauco 2000:  240) .  
Grosh und Jorgensen (1992:  118)  fassen zusam m en, dass insbesondere bei der 
Zielbest im m ung, Projektauswahl und der Nachhalt igkeit  von Projekten m ehr Wert  
auf Quant ität  und rasche Realisierung als auf Qualität  gelegt  wurde. Die Projekt -
auswahlkr iter ien waren nicht  derart  konzipiert , dass nur die besten Projekte an-
genom m en wurden, vielm ehr wurden auch Projekte finanziert , die st reng ge-
nom m en nicht  einm al die vom  Fonds selbst  form ulierten sozialen 
Mindeststandards erfüllten. Diese Krit ik wird allerdings weniger dem  FSE direkt  
angelastet , als vielm ehr den kont rakt ierten Supervisoren. So versuchte der FSE 
auf den Missstand zu reagieren, indem  er den externen Supervisoren sowie den 
Projektbeant ragenden zusätzliches, qualifiziertes technisches Personal zur Seite 
stellte. Dieses sollte nicht  nur zu einer besseren Vorbereitung und Begleitung von 
Projektdurchführungen beit ragen, sondern auch in ent legenen Orten Präsenz zei-
gen und Assistenz anbieten (vgl. Grosh et  al. 1992:  9) . Sicherlich hät te ein obli-
gator ischer Nachweis über die Trägerfähigkeit  zu einem  etwas langfr ist igeren Er-
folg geführt , ein Defizit ,  das sehr wohl dem  FSE anzulasten ist . 
Abschließend m uss darauf hingewiesen werden, dass eine bessere bzw. kohären-
tere Absprache m it  nat ionalen bzw. regional eingesetzten Sektorprogram m en die 
Effizienz der Fondsinvest it ionen durchaus hät te potenzieren können (vgl. 
Grosh/ Jorgensen 1992:  119) .  
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3 .5  Zw ischenfazit :  
Der FSE ging auf die I nit iat ive der dam aligen bolivianischen Regierung zurück, die 
darauf abzielte, die evidenten sozialen Kosten der eingeleiteten St rukturanpas-
sungsm aßnahm en zu kom pensieren, um  so die Regierungsstabilität  sowie die 
weitere Durchsetzung neoliberaler Reform en nicht  zu gefährden (Wit t  1998) .  
Die Weltbank verfolgte die konzept ionelle Entwicklung, st rategische Ausrichtung 
und inhalt lichen Zielsetzungen des neuen I nst rum entes aufm erksam , beteiligte 
sich akt iv und finanziell aber erst , nachdem  die FSE-St ruktur so an Kontur ge-
wonnen hat te, dass die Erfolgsprognose von Seiten der Weltbank posit iv ausfiel. 
Ab 1987 übernahm  die Weltbank eine führende Rolle bei der weiteren Ausgestal-
tung der Fondsst ruktur, sicherte sich nicht  unerhebliches Mitsprache-  und Gestal-
tungsrecht  und bem ühte sich nun auch andere m ult i-  und bilaterale Geber ins 
Boot  zu holen. Ein junges, m ot iviertes, gut  ausgebildetes und an Durchschnit ts-
gehältern der Privatwirtschaft  or ient iert  bezahltes Mitarbeiterteam , t rug m aßgeb-
lich zu einer erfolgreichen Konsolidierung der Fondsst ruktur bei. Der Präsident  si-
cherte zudem  den notwendigen polit ischen Rückhalt , dam it  der FSE ungehindert  
von parteipolit ischen I nteresse oder der Einflussnahm e der Sektorm inister ien und 
unberührt  von nat ionalen Norm en flexibel agieren konnte. Resüm ierend lässt  sich 
also sagen, dass die I m plem ent ierung der Mehrebenenst ruktur in der Entste-
hungsphase eine Kooperat ion zwischen der nat ionalen und internat ionalen Ebene 
reflekt iert . Auf der lokalen Ebene waren wiederum  Vert retern der NGOs, Gem ein-
den und Privatwirtschaft  die eigent lichen Protagonisten, da sie die Projekte konzi-
pierten und beant ragten. Die lokale Bevölkerung war in diesen Entscheidungspro-
zess nicht  oder nur in Ausnahm efällen involviert . Sie fungierte als st iller 
Em pfänger der von anderen determ inierten sozialpolit ischen Schwerpunktsetzun-
gen. Eine Begünst igung der lokal ansässigen Bevölkerung wurde dabei schlicht -
weg unterstellt .   
 
Anzum erken bleibt , dass das Funkt ionieren und die beschriebene Dynam ik, die 
der FSE ent faltete ohne die externe finanzielle Unterstützung und die ab 1987 
verstärkt  prakt izierte Fürsprache der Weltbank unter anderem  im  Hinblick auf 
weitere Unterstützung von Seiten der internat ionalen Gebergem einde nicht  vor-
stellbar gewesen wäre und der reale Einfluss der Bret ton-Woods- I nst itut ion nach 
der Anfangsphase als m aßgeblich einzustufen ist .   
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 4  Die Fortsetzung der Reform anstrengungen –  
Bolivien und der Post - W ashingtoner- Prozess   
Nach dem  Regierungswechsel 198933 v isierte die neue Regierung unter Präsident  
Paz Zam ora (1989-1993)  eine langfr ist ig or ient ierte Wirtschafts-  und Sozialpolit ik 
an, deren Grundzüge in der Est rategia Nacional de Desarrollo form uliert  wurden. 
Die Arm utsbekäm pfung rangierte unter den zent ralen sozialpolit ischen Zielset -
zungen des Regierungsprogram m s (vgl. Wit t  1998:  72 u. 76) . Charakter ist isch für 
die neue Regierung war eine schwache Verhandlungsm acht , die als ein Resultat  
der aus dem  Bündnis m it  der ADN result ierenden im m anenten I nterdependenzen 
zu interpret ieren ist . I m  Resüm ee blieb die Polit ik des Klientelism us m it  der Re-
gierung Paz Zam ora weiter existent , was sich unter anderem  in einem  zuneh-
m end aufgeblasenen Staatsapparat  m anifest ierte. Die regelm äßige Aufdeckung 
von Korrupt ionsvorfällen und die Verwicklung von Staatsbeam ten in illegale Dro-
gengeschäfte führte zu einem  m assiven Vert rauens-  und Autoritätsverlust  der 
Regierungsm annschaft  (vgl. Bukes 2000:  82) .  
 
Unter dem  Präsidenten Sánchez de Lozada (1993-1997) 34 gewann der neoliberale 
Kurs der bolivianischen Regierung nochm als an Dynam ik, allerdings wurden die 
wirtschaft lichen Maßnahm en, diesm al um  inst itut ionelle Reform en ergänzt . Kern-
elem ente des unter dem  Titel „Plan General de Desarrollo Económ ico y Social – El 
Cam bio para Todos“  verabschiedeten Reform pakets bildeten:   
• die „Kapitalisierung“  – eine spezifisch bolivianische Form  der Privat isie-
rung35,   
• eine Rentenreform  m it  Kapitaldeckungsprinzip36,  
• die breit  angelegte Bildungsreform , die unter anderem  eine m ehrsprachige 
Grundschulbildung erm öglichte sowie  
• die Verabschiedung der Ley de Part icipación Popular  ( vgl. Mesa Gisbert  
2001:  373;  Goedeking 2004:  304;  St röbele-Gregor 2000) .37   
 
                                        
33
 Gemäß der Verfassung konnte Víctor Paz Estenssoro bei den Wahlen 1989 nicht mehr antreten. Statt 
dessen wurde sein Planungsminister Gonzalo Sánchez de Lozada zum Präsidentschaftskandidaten gekürt. 
Dieser zog  es aus wahltaktischen Gründen vor, nicht in einem Bündnis mit der rechten ADN anzutreten, was 
den Missmut Banzers hervorrief, der sich um die Präsidentschaft betrogen fühlte. 
Da aus der Wahl kein eindeutiger Sieger hervorging (Sánchez de Lozada rangierte knapp vor Hugo Banzer), 
Banzer allerdings weiterhin an der Macht bleiben wollte, kam es zu einem überraschenden Bündnis zwischen 
dem Parteiführer Jaime Paz Zamora des Movimiento de la Izquierda Revolucionario (MIR) und dem ADN, 
dem sogenannten Acuerdo Patriótico, aus dem mit entscheidender Unterstützung des ADN Jaime Paz Zamo-
ra als Drittplazierter der Wahl auf den Präsidentensessel gesetzt wurde (vgl. hierzu Bukes 2000: 81f.).  
34
 Gonzalo Sánchez de Lozada (MNR) ging ein Wahlbündnis mit der Aymara-Partei Movimiento Revolucio-
nario Tupac Katari de Liberación (MRTKL) unter der Führung des Aymara Víctor Hugo Cárdenas ein, ge-
wann dadurch die Unterstützung von der indianischen Bevölkerung und erreichte eine Stimmenmehrheit von 
36,2%. Die Berufung von Hugo Cárdenas zum ersten Vizepräsidenten indigener Herkunft gewann (in-
ter)nationale Beachtung (vgl. Witt 1998: 72). 
35
 Im Zuge der Ley de Capitalización (1994) wurden 50 % der Aktien der wichtigsten Staatsunternehmen ver-
kauft. 
36
 Mit dem Privatisierungsprogramm war eine umfassende Reform der Alterversorgung verbunden: Die staat-
lichen Anteile der zu privatisierenden Betriebe wurden in zwei private Pensionsfonds eingebracht. 
37
 Von Bedeutung war ebenfalls die Dezentralisierung der Verwaltungsstrukturen auf Grundlage des Geset-
zes der administrativen Dezentralisierung 1995.  
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Direkt  nach seinem  Am tseint r it t  verkündete Sánchez de Lozada unter dem  Nam en 
Reform a del Poder Ejecut ivo eine Reform  der Zent ralregierung. Zu den Haupt -
kom ponenten der Reform  zählte die Verkleinerung der Regierung von 17 auf 10 
Minister ien, m it  einer gleichzeit igen Neust ruktur ierung der Kom petenzen. Zu den 
wicht igsten Neuerungen zählte die im  Zuge der anvisierten Staatsreform en einge-
leitete I nst itut ionalisierung von drei übergeordneten Superm inister ien:  
¾ das Minister ium   für Wirtschafts-  und Finanzentwicklung,  
¾ das Minister ium  für Nachhalt ige Entwicklung und Um welt  und  
¾ das Minister ium  für m enschliche Entwicklung (Minister io de Desarrollo 
Hum ano -  MDH)  als übergeordnete I nstanz für soziale Belange (vgl. Ca-
rafa Rada 2000:  343;  Velazco Reckling 2000:  330 u. 368) .  
 
Mit  dem  MDH wurde der Versuch unternom m en durch eine them enbezogene Zu-
sam m enlegung, die bis zu diesem  Zeitpunkt  schwache Stellung der jeweiligen 
sektoralen Minister ien zu stärken. Zukünft ig wurden die FONDES38 nicht  m ehr di-
rekt  dem  Präsidialam t  unterstellt ,  sondern unterstanden dem  MDH, das m it  einem  
eigenem  Budget  und Haushaltsautonom ie ausgestat tet  werden sollte. Als um set -
zungsorient ierte I nstanzen sollten die Fonds in diesem  Rahm en zu effekt iven I n-
st rum enten der nat ionalen Polit iken in den Bereichen m enschliche Entwicklung 
und soziale I nvest it ionen ausgebaut  werden.  
 
I n der Praxis erwies sich die neue St ruktur schon schnell als nicht  funkt ionsfähig, 
zudem  wurde die erwartete Budgetautonom ie dem  MDH letzt lich nicht  gewährt . 
Aufgrund der weiterhin schwierigen nat ionalen Finanz-  und Haushaltssituat ion 
hat ten die Vert reter der internat ionalen Kooperat ion eine deut liche Prior isierung 
der anvisierten Reform en sowie eine realist ische Einschätzung der bestehenden 
adm inist rat iven sowie finanziellen Kapazitäten eingefordert . Und in diesem  Kon-
text  wurden von internat ionaler Seite deut liche Zweifel an einem  Um setzungser-
folg einer derart  am bit ionierten Sozialpolit ik, insbesondere unter Berücksicht igung 
der weiterhin hohen Auslandsverschuldung und des bestehenden Haushaltsdefi-
zits geäußert , was auf bolivianischer Seite dazu führte, die anvisierte Finanzauto-
nom ie des MDH wieder zu verwerfen (vgl. Carafa Rada 2000:  343f.;  Velazco 
Reckling 2000:  368) . I n der Konsequenz konnte weder der MDH die ihm  zugewie-
sene Rolle ausfüllen, noch wurden neue Leit linien für die FONDES konkret isiert  
und um gesetzt . Die sozialen I nvest it ionsfonds fielen in alte Handlungsm uster zu-
rück und agierten auch weiterhin unter den selben Rahm enbedingungen wie bis 
1993 (vgl. Velazco Reckling 2000:  330f.) . Erst  m it  der I nst itut ionalisierung des 
Director io Único de Fondos (DUF)  1999 wurde ein neuer Versuch unternom m en, 
die Rolle der FONDES als I nst rum ente einer st rategisch or ient ierten Sozialpolit ik 
zu stärken.  
 
Die Verfassungsreform  von 1994 führte die Neugliederung des staat lichen Terr ito-
r ium s in 311 autonom e Stadt -  bzw. Landkreisregierungen (gobiernos m unicipa-
les)  ein. Dam it  einhergehend wurden terr itor iale Basisvert retungen, die Organiza-
                                        
38
 Die von Seiten der internationalen Kooperation und insbesondere von Seiten der Weltbank überaus positi-
ve Wahrnehmung des FSE hatte nicht nur zur Folge, dass das Konzept rasch in Entwicklungsländern mit 
vergleichbaren Rahmenbedingungen neu aufgelegt wurde, sondern trug darüber hinaus maßgeblich dazu 
bei, dass im bolivianischen Kontext die Förderung weiterer, unterschiedliche Schwerpunkte fokussierende 
Fonds von den Gebern nicht in Frage gestellt wurde. Im Gegenteil, die bi- und multilateral zum Teil isolierte 
Unterstützung von unterschiedlichen Programmen und Schwerpunkten begünstigte die Ausweitung der 
Fondsstrukturen, so dass Bolivien 1996 zahlreiche größere und kleinere soziale Investitionsfonds sowie Fon-
dos de Desarrollo (FONDES) zählte (vgl. hierzu Kap. 5).  
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 ciones Terr itor iales de Base (OTBs) 39 und als Mechanism en zivilgesellschaft licher 
Kont rolle die sogenannten Com ités de vigilancia40 im plem ent iert  (vgl. Ley 1551 de 
Part icipación Popular:  Art ikel 2, Absatz a, Art . 3, Art . 10;  Ley 1702:  Art . 1ff.) .  Die 
Gesetzesänderung verankerte das Recht  auf kom m unale Selbstverwaltung und 
gewährte den lokalen I nstanzen m ehr Mitbest im m ungsrechte. Das beinhaltete 
neben der Übert ragung von Zuständigkeiten und dezent ralen Planungskom peten-
zen insbesondere auch einen vert ikalen Finanzt ransfer, dessen Ziel der Ausgleich 
von nat ionalen Entwicklungsdisparitäten war. Zu diesem  Zweck erfolgte die Um -
schichtung von Finanzm it teln von der zent ralstaat lichen und departam entalen E-
bene auf die lokale Ebene:  20%  des internen nat ionalen Steueraufkom m ens wird 
proport ional zur Bevölkerungsgröße der Stadt -  und Landkreise verteilt  (vgl. Ley 
1551:  Art . 20 u. Art . 21) . Mit  der Einführung einer Gem eindesteuer verfügten die 
neuen terr itor ialen Einheiten zum indest  theoret isch über zusätzliche eigene Ein-
nahm en, aus denen unter anderem  die I nvest it ionen in den neu übert ragenen 
Kom petenzbereichen der lokalen Entwicklung und sozialen I nfrast ruktur getät igt  
werden sollten (vgl. Ley 1551:  Art . 13 – 15 u. Art . 19) . Darüber hinaus hat ten 
(und haben)  die Munizipien über die Fonds-St ruktur Zugang zu Finanzm it teln der 
internat ionalen Kooperat ion (vgl. Abbildung 3) .  
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Abbildung 3 : Finanzt ransfer an die lokale Ebene 
Quelle: Velazco Reckling 2000:  326 
 
Die Um schichtung von Finanzm it teln hat te zur Folge, dass ab 1994 nicht  m ehr al-
lein bzw. autom at isch die wicht igsten Großstädte respekt ive die t radit ionelle Ent -
wicklungsachse La Paz, Cochabam ba und Santa Cruz die höchsten Ressourcenan-
teile erhielten, sondern erstm alig das gesam te Terr itor ium  polit isch-adm inist rat iv 
erfasst  und som it  auch ent legene Gebiete von staat lichen Ressourcen profit ieren 
sollten. Dam it  repräsent ierte der innerhalb der LPP festgeschriebene Ressourcen-
t ransfer einen deut lichen Schrit t  in Richtung eines Ausgleichs der enorm en räum -
lichen Disparitäten. 
Die Ley de Part icipación Popular  schaffte darüber hinaus die recht lichen Grundla-
gen für ein part izipat ives Planungssystem  auf m unizipaler Ebene, welches die Pri-
or isierung zu beant ragender Fondsprojekte m it  einschloss. Hierzu zählen der m it -
                                        
39
 Im Rahmen der Modifizierung und Erweiterung des Volksbeteiligungsgesetzes 1996 erhielten lokale Bau-
erngemeinden, Nachbarschaftsvereinigungen, bis hin zu traditionellen soziopolitischen Strukturen und Orga-
nisationsformen der verschiedenen andinen Völker offiziell eine formelle Anerkennung als juristische Perso-
nen im Kontext der OTBs (vgl. Ley 1703: Art.1-3).  
40
 Diese Instanz verfügte zwar über keine Entscheidungsbefugnis, diente aber durchaus als Informations-, 
Beratungs- und Kontrollinstanz gegenüber dem Municipio (vgl. Ströbele-Gregor 1997: 129). 
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telfr ist ig angelegte Plan de Desarrollo Municipal (PDM) 41 und der Plan Operat ivo 
Anual (POA) . Beide Planwerke entstanden unter Beteiligung der lokalen Bevölke-
rung bzw. der OTBs. Diese Vorgehensweise im plizierte eine stärkere Abst im m ung 
der von Seiten der NGOs oder des Privatsektors beant ragten Projekte m it  den 
Munizipien und t rug insgesam t  zu einer stärkeren I dent ifizierung m it  m unizipal 
form ulierten Entwicklungsperspekt iven bei (vgl. de Cast illo 1996:  32f. u. 35;  Ca-
m acho o.A. :  155) .  
 
Bei den Präsidentschaftswahlen im  Juni 1997 konnte der Ex-Diktator Hugo Banzer 
Suárez m it  seiner Partei ADN 22,2%  der St im m en auf sich vereinen. I m  Zuge ei-
ner sogenannten „Megacoalición“ , die das gesam te polit ische Spekt rum  um fasste 
wurde Banzer im  Rahm en der Kongresswahlen im  August  1997 zum  Präsidenten 
(1997-2001)  gewählt . Die Regierungsbildung zeichnete sich durch eine ausgefeil-
te Pfründesicherung innerhalb der Koalit ionsm itglieder aus. Um  sich von dem  ihm  
anhaftenden St igm a des Diktators zu befreien und sich der Unterstützung aus 
dem  Ausland sicher wähnen zu können, r ief die Banzer-Regierung vor der Ver-
kündung eines Regierungsprogram m s alle polit ischen und gesellschaft lichen Ak-
teure zu dem  sogenannten „Diálogo Nacional“  auf. Zu den diskut ierten I nhalten 
zählte neben der Reduzierung der Arm ut  auch die Förderung der Produkt ivkräfte. 
Die Resultate dieses Nat ionalen Dialogs versanken angesichts der durch ihn ge-
weckten polit ischen Erwartungen in der Bedeutungslosigkeit  (vgl. Goedeking 
2003) .  
 
I nsgesam t  zeichnete sich die Am tszeit  Banzers durch eine gewisse polit ische Kon-
zept losigkeit  und deut liche Verr ingerung der vorangegangen Reform anst rengun-
gen aus. So wurde beispielsweise die Um setzung der Part icipación Popular  m it  
deut lich weniger Nachdruck fortgesetzt . I m  Hinblick auf die eingeleitete Dezent ra-
lisierung der Verwaltungsst rukturen fiel die m angelnde I nit iat ive der Regierung 
bei der Förderung der Kapazitätenbildung in den Kom m unen bzw. bei der Unter-
stützung und Durchführung von Schulungen negat iv ins Gewicht , was die ohnehin 
bestehende Überforderung verschärfte und zu einer spürbaren Resignat ion vieler 
lokaler Akteure führte (vgl. Bukes 2000:  93ff) . Zu den wicht igsten Elem enten der 
Banzer-Am tszeit  zählte die Fort führung der Bildungs-  und Just izreform . Das Vor-
haben der Regierung Banzer die defizitäre Wasserversorgung in der Region Co-
chabam ba im  Jahr 2000 zu pr ivat isieren, scheiterte an den breiten sozialen Pro-
testen, die auf die m it  der Privat isierung einhergehende m assive Erhöhung der 
Gebühren folgten. Wochenlange Auseinandersetzungen zwischen großen Teilen 
der Bevölkerung und der Staatsgewalt  endeten m it  dem  Rückzug des beteiligten 
ausländischen Konzerns und dem  Rückt r it t  des Finanzm inisters. Die Situat ion 
führte zudem  zu einer Schwächung der Regierungskoalit ion, welche aufgrund des 
Konfliktes im  Parlam ent  nur noch über die äußerst  dünne Mehrheit  von nur einer 
St im m e verfügte. I m  Septem ber desselben Jahres brachen landesweit  erneut  
m assive Protestakt ionen aus. Die von der Lehrer-  und Lehrerinnengewerkschaft , 
der Landarbeitergewerkschaft  und der Transportgewerkschaft  angeführten Blo-
ckadeakt ionen r ichteten sich gegen die ökonom ischen Prior itätensetzungen der 
Regierung und erzwangen eine erneute Um bildung des Kabinet ts sowie eine Reihe 
                                        
41
 Der PDM ist in etwa vergleichbar mit einem mehrjährigen Gemeindeentwicklungsplan, welcher die zukünf-
tigen Entwicklungsachsen und Projektschwerpunkte innerhalb der Gemeindegrenzen festlegt. Bei dem POA 
handelt es sich um einem jährlich aufgestellten Implementierungsinstrument, welcher die planerischen Ziel-
setzungen des PDM schrittweise aufgreift. 
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 polit ischer und wirtschaft licher Zugeständnisse, die bis Ende des Jahres eingelöst  
werden sollten (vgl. Dresdener Bank 2000b:  31 u. 2000c:  31) . 
4 .1  Die m akroökonom ische Entw icklung ( 1 9 8 9  –  2 0 0 1 )  
Die Prior itätensetzung der Regierung Paz Zam ora r ichtete sich auch Anfang der 
1990er weiterhin auf ökonom ische Stabilisierung, Wachstum  durch Export förde-
rung sowie Stärkung des Privatsektors. Die Verabschiedung einer Reihe gesetzli-
cher Neuregelungen wie beispielsweise die überarbeiteten I nvest it ions-  und Koh-
lenwasserstoffgesetze sowie das neue Bergbau-Gesetzbuch zielten in diesem  
Kontext  auf eine Dynam isierung der nat ionalen und internat ionalen I nvest it ions-
tät igkeit  im  Lande ab. I nsbesondere die Förderung der Export tät igkeit  stellte eine 
der Grundkom ponenten innerhalb der Wirtschaftspolit ik der Regierung dar. Nach 
der I nst itut ionalisierung des Minister ium s für Export  und wirtschaft lichen Wet tbe-
werb und einer entsprechenden Anpassung der Zollgesetzgebung wurden steuer-
liche Vorteile für die Produkt ion von Exporten eingeführt . Zudem  wurden bereits 
erste Konzepte für die Privat isierung öffent licher Unternehm en und staat licher 
Entwicklungsbanken entwickelt  (vgl. OI T 1998:  o.A.) . 
Die Anreizpolit ik für Außenhandelsinvest it ionen wurde nach 1993 fortgesetzt , in-
dem  weitere Handelsbarr ieren abgebaut  und Zollsenkungen eingeleitet  wurden. 
Ein neues I nvest it ionsgesetz sicherte ausländischen I nvestoren überdies weit rei-
chende Verfügungsrechte und förderte ausländische Direkt invest it ionen im  Berg-
bau-  und Kohlenwasserstoffsektor (vgl. Wit t  1998:  77) . 
Der konjunkturelle Aufschwung blieb insgesam t  deut lich hinter den Erwartungen 
zurück. Erst  m it  dem  intensiveren Ausbau der Mineralförderung und einer Zu-
nahm e der Weltm arktpreise für Rohstoffe sowie einer deut lichen Dynam isierung 
des Kohlenwasserstoff- , Bau-  und Transportsektors setzte Anfang der 1990er ein 
etwas konsistenteres Wirtschaftswachstum  ein (vgl. Baldavia Urdininea 2000:  
71) .42 1995 stellte der Dienst leistungssektor m it  54,6%  des BI P den wicht igsten 
Produkt ionssektor der bolivianischen Wirtschaft  dar. Gefolgt  von dem  Sektor der 
verarbeitenden I ndust r ie m it  einem  Anteil von 30,6% . Die Landwirtschaft  t rug of-
fiziell 14,6%  zum  BI P bei, allerdings bleibt  dabei der Anteil des Subsistenzsektors 
sowie der inform ellen Kokawirtschaft  unberücksicht igt  (Wit t  1998:  77) . 1996 
sorgten die hohen Wachstum sraten im  Kom m unikat ionssektor, in der Elekt r izi-
täts- , Wasser-  und Gasversorgung, im  Öl-  und Gassektor sowie in der Bauwirt -
schaft  im  Vergleich zum  Vorjahreszeit raum  für eine Zunahm e des Brut toinlands-
produkt . 
Aufgrund der negat iven weltwirtschaft lichen Entwicklung fielen1998 die Welt -
m arktpreise für Bergbauprodukte. Daraus result ierte ein m arkanter Exportein-
nahm everlust  des Minensektors (vgl. Dresdner Bank 1998:  39) . 
1990 waren nahezu 47%  aller Erwerbstät igen im  Agrarsektor beschäft igt 43.  Der 
Anteil der im  inform ellen Sektor Beschäft igten klet terte zwischen 1989 und 1993 
auf über 60%  (vgl. Krause 1998:  8;  Bukes 2000:  82 u. 99) . 
Die widr igen Wit terungsbedingungen Mit te der 1990er t rugen zu deut lichen Ein-
bußen in der Landwirtschaft  bei, die sich auch negat iv auf das angest rebte Wirt -
schaftswachstum  auswirkten. Durch Ernteausfälle infolge des Niederschlagsm an-
                                        
42
 Eine ausführlichere Betrachtung der ökonomischen Entwicklung findet sich bei Baldavia (2000). 
43
 1989 bezifferte sich der Anteil der in der Kokaindustrie Beschäftigten auf 9,5% der ökonomisch aktiven Be-
völkerung. 
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gels wurden wiederum  Energiepreisanpassungen und Preissteigerungen für Nah-
rungsm it tel notwendig. Daraus result ierte – ausgehend von der Jahresbasis -  im  
Februar 1996 ein Anst ieg der I nflat ionsrate auf 15,9%  (vgl. Dresdner Bank 1996:  
28) . 
Nichtsdestot rotz konnte die Teuerungsrate 1996 auf 8%  gesenkt  werden (Dresd-
ner Bank 1997:  32) . Mit  etwa 4,7%  erreichte die I nflat ion im  Folgejahr 1997 den 
niedrigsten Stand seit  21 Jahren (Krause 1998:  7) . 
Von 1989 bis 1993 wuchs das Brut tosozialprodukt  jährlich um  rund 4%  (vgl. Bu-
kes 2000:  82) . Und 1991 wurde zum  ersten Mal seit  1980 ein realer Pro-Kopf-
Zuwachs des BI P von circa 3%  verzeichnet , welcher allerdings bereits 1992 von 
einer erneut  regressiven Entwicklung des Pro-Kopf-Anteils abgelöst  wurde (vgl. 
Baldavia Urdininea 2000:  70) . Die nat ionalen Wachstum sraten des BI P erreichten 
1991 m it  5,3%  einen vorläufigen Höhepunkt  und pendelten sich bis 1998 auf cir-
ca 4%  ein. 1999 wurde ein deut licher Einbruch auf 0,6%  regist r iert , der sich im  
darauffolgenden Jahr wieder erholte und auf 2,4%  anst ieg. Zusam m enfassend 
pendelte sich die jährliche Wachstum srate des Brut toinlandsprodukts zwischen 
1993 und 1999 bei durchschnit t lich 4,5%  ein;  m it  Blick auf das jährliche Bevölke-
rungswachstum  von 2,4%  nahm  das Pro-Kopf-Einkom m en indes nur um  knapp 
2%  pro Jahr zu (vgl. Tab. 7) . 
 
 W achstum  des BI P in %  
Jahr Nat ional Pro Kopf 
1991 5,3 2,8 
1992 1,6 (0,8)  
1993 4,3 1,8 
1994 4,7 2,2 
1995 4,7 2,2 
1996 4,4 1,7 
1997 4,4 1,8 
1998 4,7 2,2 
1999 0,6*  (2,7)  
2000 2,4*  -  
Tab. 7 : Das W achstum  des Brut toinlandsprodukts ( 1 9 9 1 -  2 0 0 0 )  
Quelle: Baldivia Urdininea 2000:  70;  * Dresdner Bank Lateinamerika, Perspekt iven  
 
 
Ungeachtet  aller Reform anst rengungen und punktuellen Verbesserungen stellte 
die Staatsverschuldung angesichts des herrschenden Verhältnisses von laufenden 
Schuldendienst leistungen und jeweiligen Exporteinnahm en weiterhin ein virulen-
tes Problem  dar. I nfolge der hohen externen Kreditzuflüsse st iegen die Auslands-
verbindlichkeiten von 3.783 Mio. US-Dollar im  Jahr 1993 auf den Spitzenwert  von 
5,4 Mrd. US-Dollar im  Jahr 1996 und pendelten sich bis zum  Jahr 2000 um  die 5 
Mio. US-Dollar ein. Som it  entsprach die Auslandsverschuldung 1996 einem  Anteil 
von 400%  der Exporteinnahm en (vgl. Dresdner Bank 2003;  Dresdner Bank 1998;  
Baldavia Urdininea 2000:  117) . Angesichts dieses hohen Schuldenstandes wurde 
Bolivien zu den Highly I ndebted Poor Count r ies (HI PC)  gezählt  und nahm  an den 
Entschuldungsinit iat iven HI PC I  und HI PC I I  teil,  die bei den Mitgliedern des Pari-
ser Clubs eine Reduzierung der Auslandsschuld um  80%  des zu diesem  Zeitpunkt  
aktuellen Wertes und eine Senkung des Schuldendienstes auf deut lich weniger als 
20%  der Exporte anvisierte. Als ex-ante Kondit ion der erweiterten Entschuldungs-
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 init iat ive (HI PC I I ) , m usste Bolivien auf part izipat ivem  Wege eine nat ionale St ra-
tegie zur Bekäm pfung der Arm ut  die sogenannte Est rategia Boliviana de Reduc-
ción de la Pobreza (EBRP)  erarbeiten.44  
 
Bei der Analyse der Entwicklung der bolivianischen Auslandsverschuldung von 
1990 bis 1997 zeichnet  sich hinsicht lich der Gläubigerst ruktur ferner eine Abnah-
m e des bestehenden Schuldendienstes gegenüber Privatgläubigern ab. So sank 
der Schuldendienst  in diesem  Kontext  von 7,1%  im  Jahr 1990 auf 0,8%  im  Jahr 
1997. I m  selben Zeit raum  sank der Anteil der bilateralen Gläubiger von 47,8%  
auf 34,0%  während sich der Anteil der Auslandsverschuldung gegenüber m ult ila-
teralen Gläubigern von 45,1%  auf 65,3%  deut lich erhöhte. Zu den wicht igsten 
m ult ilateralen Gläubigern zählten die I nteram erikanische Entwicklungsbank (BI D)  
m it  33,9%  und die Weltbank m it  einem  Anteil von 21,9%  im  Jahr 1997 (vgl. Tab. 
8) . 
 
 
Gläubiger Anteil der Auslandsverschuldung in %  
 1990 1995 1997 
m ult ilateral 4 5 ,1  5 9 ,1  6 5 ,3  
BI D 25,1 31,8 33,9 
WB/ I DA 10,4 17,0 21,9 
BI RF 5,1 2,1 0,9 
CAF 3,0 5,7 5,8 
FONPLATA 0,7 1,3 1,4 
FI DA 0,5 0,7 0,9 
Andere 0,3 0,5 0,4 
bilateral 4 7 ,8  4 0 ,2  3 4 ,0  
Regierungen 46,3 40,2 34,0 
Andere 1,5 0,0 0,0 
Private 7 ,1  0 ,7  0 ,8  
I nsgesam t  100,0 100,0 100,0 
Tab. 8 : Der Anteil der bolivianischen Auslandsverschuldung gegenüber 
m ult ilateralen, bilateralen und privaten Gläubigern  
Quelle: VI PFE/ UDAPE (1997) :  El financiam iento externo en Boliv ia 
 
Um  eine Milderung der Schuldendienstbelastung zu induzieren, wurden 1996 ins-
besondere m it  den bilateralen Gläubigern Refinanzierungsvereinbarungen get rof-
fen, zu denen auch Teilschuldenerlasse zählten. I n Rahm en des m it  der Bundes-
republik Deutschland vereinbarten Um schuldungsabkom m ens wurden dem  
bolivianischen Staat  67%  der bundesverbürgten Handelsgeschäfte (70 Mio. DM)  
er lassen (vgl. Dresdner Bank 1996:  29) . 
1997 gaben auch der I WF und die Weltbank ihre Zust im m ung zu einer Milderung 
der Schuldenlast , wodurch sich die Verbindlichkeiten um  knapp 0,5 Mrd. US-
Dollar verr ingerten. I n diesem  Zusam m enhang verpflichtete sich die Regierung, 
die freiwerdenden Mit tel im  Gesundheits-  und Bildungssektor zu invest ieren (vgl. 
Dresdner Bank 1997:  32) . 
 
                                        
44
 Eine kritische Betrachtung der Estrategia Boliviana de Reducción de la Pobreza (EBRP) und Bewertung 
ihres partizipativen Charakters lässt sich u.a. bei Ernst (2005) nachlesen. 
 Working Paper 03/ 2006 42 l 
 Ana María I sidoro Losada 
Der Tabelle 9 kann entnom m en werden, dass der Anteil der bereitgestellten ex-
ternen Ressourcen, die aus m ult ilateralen Quellen stam m en zwischen 1991 bis 
1997 von 43,8%  auf 61,9%  gest iegen ist , während der Anteil der Zuflüsse aus bi-
lateralen Finanzquellen von 50,6%  auf 34,6%  sank. 
Zu den wicht igsten m ult ilateralen Geldgebern zählten die I nteram erikanische 
Entwicklungsbank (BI D) , die Weltbank und die Cooperación Andina de Fom ento 
(CAF) , wobei der Finanzierungsanteil des BI D im  Durchschnit t  20,1%  ausm achte. 
I nsbesondere der Anteil der von der Weltbankgruppe zur Verfügung gestellten 
Geldm enge st ieg von 8,3%  im  Jahr 1991 auf 21,1%  im  Jahr 1997 und lag som it  
erstm als über dem  Anteil der vom  BI D bereitgestellten Finanzierung.  
Der Anteil der von der CAF bereitgestellten Geldm enge verzeichnete im  Verlauf 
des Bet rachtungszeit raum es ebenfalls einen deut lichen Zuwachs von 5,8%  (1991)  
auf 11,8%  (1997) . Zu den wicht igsten bilateralen Geldgebern zählten die USA m it  
durchschnit t lich 11,8% , gefolgt  von der Bundesrepublik Deutschland m it  einem  
durchschnit t lichen Finanzierungsanteil von 7,49%  und Japan m it  durchschnit t lich 
6,75%  (vgl. Tab. 9) . 
 
 
 
Finanzierungsquelle Finanzierungsanteil in %  
 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 
a. Mult ilaterale Agenturen 
BI D 19,2 21,6 21,1 21,6 19,7 17,8 19,7 
Weltbank/ I DA 8,3 7,4 11,1 11,9 15,7 14,5 21,1 
CAF 5,8 1,7 4,6 8,1 14,2 5,4 11,8 
Vereinte Nat ionen 6,4 5,8 6,8 4,5 5,0 3,7 3,0 
Europäische Union 1,4 1,2 2,1 2,3 1,8 3,2 4,2 
andere 2,8 1,4 2,8 2,6 3,7 2,5 2,1 
a. insgesam t  4 3 ,8  3 9 ,0  4 8 ,5  5 1 ,0  6 0 ,0  4 7 ,1  6 1 ,9  
b. Bilaterale Agenturen 
Deutschland 10,1 7,2 9,2 7,9 5,7 6,8 5,5 
Spanien 2,9 5,8 7,8 2,5 0,5 3,9 0,8 
USA 18,3 17,6 12,7 11,2 6,8 8,6 7,7 
Niederlande 5,3 2,4 5,0 3,8 5,6 6,6 6,8 
Japan 5,2 7,8 4,8 6,8 8,7 9,3 4,7 
Schweiz 1,7 2,9 3,2 3,8 2,1 3,2 2,9 
andere 7,1 10,8 8,7 6,3 6,9 7,4 6,2 
b. insgesam t  5 0 ,6  5 4 ,5  5 1 ,5  4 2 ,3  3 6 ,5  4 5 ,8  3 4 ,6  
I WF 5,6 6,6 0,0 6,7 3,5 7,1 3,5 
a.+ b. insgesam t  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  1 0 0 ,0  
Tab. 9 : Der Anteil der Finanzierungen nach Finanzierungsquelle 
Quelle: Grebe López 1997 
 
I m  Septem ber 1998 bewilligte der I WF ein dreijähriges St rukturanpassungsdarle-
hen über um gerechnet  138 Mio. US-Dollar. 
Parallel dazu gewährten im  Septem ber 1998 sowohl m ult ilaterale als auch bilate-
rale Gläubiger (vor allem  Japan und Deutschland)  im  Rahm en der Entschuldungs-
init iat ive (HI PC I )  Bolivien als erstem  lateinam erikanischen Land eine Reduzierung 
der Schuldenlast . I n der Folge sanken die Auslandsverbindlichkeiten um  insge-
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 sam t  448 Mio. US-Dollar. Mit  Hilfe der freiwerdenden Mit tel sollten I nvest it ionen 
im  Sozialsektor finanziert  werden (vgl. Dresdner Bank 1998:  39f.) . 
 
Anhand der Entwicklung der sozioökonom ischen I ndikatoren zeichnete sich keine 
Besserung ab. Zwar konnte zwischen 1990 und 1998 ein Anst ieg der öffent lichen 
I nvest it ionen im  sozialen Sektor von 18%  auf 53%  verzeichnet  werden, was si-
cherlich auch auf die um fangreichen I nvest it ionsleistungen im  Rahm en der Bil-
dungsreform  zurückzuführen ist , die Arm utsindikatoren blieben allerdings weiter-
hin besorgniserregend (vgl. Baldavia Urdininea 2000:  121) . 
Zwischen 1989 und 1993 nahm  der Anteil der Arm en von 60,1%  auf 61,6%  re-
spekt ive der Prozentsatz der ext rem  Arm en von 28,2%  auf 29,3%  zu (vgl. World 
Bank 1996:  8) . Zwischen 1987 und 1992 wurde ein Anst ieg der Menschen, die in 
Arm ut  leben um  6%  regist r iert , wobei die Arm ut  auf dem  Land nahezu doppelt  so 
groß war wie in der Stadt . Auch im  Hinblick auf die Einkom m ensverteilung wurde 
eine anhaltende Polar isierung regist r iert .45 Das Einkom m en von 71%  der Bevölke-
rung lag zum  Teil erheblich unter dem  regist r ierten Durchschnit tseinkom m en. 
1995 verfügten die ärm sten 50%  der Bevölkerung über einen Anteil von lediglich 
16,37%  am  Gesam teinkom m en, während die reichsten 5%  knapp 31%  auf sich 
vereinen konnten (Bukes 2000:  102ff) . 
 
                                        
45
 Der Gini-Koeffizient verschlechterte sich von 0,465 auf 0,482 (World Bank 1996). 
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5  Die Ausw eitung der Fondslandschaft  
Aus nat ionaler Sicht  lag das grundsätzliche I nteresse an einer Ausweitung der 
Fondslandschaft  nicht  zuletzt  in der dam it  verbundenen Hoffnung auf die zusätzli-
che Akquir ierung externer Ressourcen begründet . 
Bereits 1987 wurde der Fondo Nacional de Desarrollo Regional (FNDR)  und 1989 
der Fondo de Desarrollo Cam pesino (FDC)  eingerichtet  und auf den in Paris stat t -
findenden Consultat ive Group Meet ings am  6./ 7. Juli 1988 und 7./ 8. Novem ber 
1990 der internat ionalen Kooperat ion präsent iert . I m  Unterschied zu FSE und FI S, 
sollte der FNDR über die Bereitstellung von voll rückzahlungspflicht igen Krediten 
den Ausbau der sozialen und produkt iven I nfrast ruktur explizit  in größeren urban 
geprägten Gem einden fördern und so zum  Ausgleich der regional stark ausge-
prägten Disparitäten beit ragen. Die geförderten Projekte unterschieden sich von 
den Projekten des FSE folgericht ig auch durch einen deut lich größeren Projekt -  
und dam it  Kostenum fang (vgl. Carafa Rada 2000:  349 u. 367) .  
I m  Verlauf der 1990er erfolgte eine koordinierte Aufgabenteilung zwischen dem  
FNDR und der Nachfolgeinst itut ion des FSE, dem  Fondo de I nversión Social (FI S) :  
der FNDR invest ierte in Gem einden und Städte m it  m ehr als 10.000 Einwohner, 
während der FI S sich auf Gebiete m it  weniger als 5.000 EinwohnerI nnen konzent -
r ierte. Bei der Durchführung von Basisinfrast rukturprojekten in Ansiedlungen m it  
einer EinwohnerI nnenzahl zwischen 5.000 und 10.000 erfolgte die Zuweisung auf 
der Basis ökonom ischer und adm inist rat iver I ndikatoren sowie auf der Grundlage 
des Verschuldungspotent ials der jeweiligen Stadt  oder Gem einde (vgl. de Cast illo 
1996:  7) .  
 
Der FDC, der dem  Minister ium  für Agrarfragen, dem  Minister io de Asuntos Cam -
pesinos y Agropecuarios (MACA)  unterstellt  war, wurde m it  dem  Ziel ins Leben 
gerufen, insbesondere in infrast rukturschwachen Regionen des ländlichen Raum es 
bei der Bereitstellung produkt iver I nfrast ruktur akt iv zu werden sowie durch die 
Finanzierung von produkt iven Projekten eine Einkom m ensverbesserung bzw. Ar-
m utsreduzierung der ruralen Bevölkerung zu erreichen. Zu Beginn war der FDC 
nicht  als Ersatz für die bestehende Agrar-Kreditbank, dem  Banco Agrícola de Boli-
via (BAB)  konzipiert  worden. Vielm ehr sollte die Bank weiterhin Kredite für Klein-
bauern in individueller Form  bereitstellen, während der FDC sich an assoziierte 
kleinbäuerliche Produzenten r ichtete, die ansonsten keinen Zugang zum  privaten 
oder staat lichen Kreditsystem  hat ten. Zu diesem  Zweck sollte der FDC über ein 
Gesam tbudget  von 30 bis 40 Mio. US-Dollar verfügen. Die schlechten Erfahrungen 
m it  dem  BAB, die sich insbesondere durch eine m angelnde Zielgruppengenauig-
keit  und Defizite in der Bereitstellung angefragter Kredite äußerten, wurden aller-
dings auf den FDC übert ragen (vgl. Niekerk 1992:  122f.) .  46  
Tatsächlich fehlte ein ausform uliertes Kreditvergabesystem . Das im provisierte 
Konzept , die Haltung der Kreditnehm er bei einem  sich abzeichnenden Problem  
nicht  m ehr der Zahlung nachzukom m en und stat tdessen polit ischen Druck auf öf-
fent lichen I nst itut ionen auszuüben sowie die wachsende parteipolit ische Einfluss-
nahm e auf den FDC t rugen m aßgeblich dazu bei, dass der Fonds schon bald ein 
Zahlungsdefizit  von 90%  aufwies und sich eine zunehm ende  Handlungsunfähig-
keit  perpetuierte (vgl. Baldavia Urdininea 2000:  136;  Carafa Rada 2000:  349;  de 
Cast illo 1996:  7) . Sowohl der I nternat ionale Währungsfonds als auch die Welt -
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 Nach dem Regierungswechsel im August 1989 mehrten sich die Forderungen nach einer Schließung der 
BAB, die schließlich 1991 auch tatsächlich eingeleitet wurde.  
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 bank vert raten im  Hinblick auf den FDC eine beharr lich ablehnende Haltung, de-
ren Hauptargum entat ion darauf basierte, dass aufgrund der ent täuschenden Bi-
lanzen des BAB grundsätzlich keine Kredit leistungen m ehr von staat lichen I nst itu-
t ionen bereitgestellt  werden sollten. Der Kreditsektor sollte folglich ausschließlich 
in die Hand privater Banken gelegt  werden (vgl. Niekerk 1992:  123) .   
Unter dem  neuen Präsidenten Jaim e Paz Zam ora (1989-1993)  wurde der Präsi-
dent  des FDC bzw. das Exekut iv-Grem ium  sowie alle parteinahen Mitarbeiter der 
Vorgängerregierung ent lassen und durch regierungsnahe Parteigänger ausge-
tauscht . Dem  neu eingesetzten FDC-Präsidenten Hugo Lozano gelang es in der 
Folge sich den Rang eines Ministers zu sichern;  des weiteren wurde der FDC di-
rekt  dem  Präsidialam t  unterstellt .  Die neue Führung setzte die Bem ühungen der 
Vorgänger, signifikante externe Unterstützung einzuwerben fort  (vgl. ebd.) .  
Doch auch unter den veränderten polit ischen Vorzeichen konnte m it  keiner wohl-
wollenden Unterstützung der Weltbank gerechnet  werden. Die Weltbankgruppe 
hielt  an ihrer Grundeinstellung fest , wonach die Rolle des Staates allm ählich zu-
rückgebaut  werden sollte und som it  die Bereitstellung von Krediten von Seiten öf-
fent licher I nstanzen abzulehnen sei. Zudem  äußerte die Weltbank m assive Be-
denken hinsicht lich der Managem ent fähigkeit  des FDCs und wies im m er wieder 
auf m ögliche parteiliche Einflussnahm e hin. Angesichts der r igorosen Abwehrhal-
tung der Weltbank, hielten sich auch bilaterale Geberorganisat ionen m it  größeren 
Finanzierungszusagen zurück. Einzelne, wie beispielsweise die schweizer und nie-
derländische Kooperat ion stellten durchaus st rategische Unterstützung bereit , die 
tatsächlich bereitgestellte Finanzhilfe fiel allerdings ebenfalls verschwindend ge-
r ing aus.  
Zwischen August  1990 und Septem ber 1991 wurden dem  FDC lediglich 2,9 Mio. 
US-Dollar zur Verfügung gestellt ,  von denen 1,3 Mio. US-Dollar der schweizer und 
niederländischen Kooperat ion zugeordnet  werden konnten (vgl. ebd.:  124 u. 
127) .  
 
Auf die von Seiten der externen Geldgeberorganisat ionen geäußerten Bedenken, 
reagierte die FDC-Führung m it  Unverständnis, vielm ehr herrschte hier die Mei-
nung vor, dass pr ivate Kredit inst itut ionen keinerlei I nteresse hät ten ausgerechnet  
Kleinbauern in ent legenen Regionen, Kredite zur Verfügung zu stellen. Hinzukä-
m e, dass die entsprechenden Privatbanken ihre I nfrast ruktur auf urbane Räum e 
beschränken würden und som it  weite Teile des Landes „unerschlossen“  blieben. 
I n Anbet racht  dieser Gegebenheiten result iere sehr wohl der Bedarf einer I nst itu-
t ion, wie die des FDC (vgl. ebd.:  125) .  
 
I m  Zuge der Kredit -Neuverhandlungen zwischen der bolivianischen Regierung und 
der Weltbank und dem  I WF im  Mai 1991 in Washington wurde schließlich eine Re-
st ruktur ierung der FDC-St ruktur und Förderinhalte festgeschrieben (vgl. ebd. 
127) . Unter dem  Eindruck des m assiven externen Drucks bzw. der unm issver-
ständlichen Kondit ionierung von Seiten der m ult ilateralen Finanzinst itut ionen er-
folgte schließlich 1993 die Rest ruktur ierung des FDC, die u.a. regionale Vert re-
tungen des Fonds vorsah, welche sich für die Förderung, die Evaluat ion, die 
Bewilligung und fachliche Begleitung von kleineren Projekten verantwort lich 
zeichnen sollten, während die Zent rale dasselbe Aufgabenspekt rum  für größere 
Projektvorhaben zu übernehm en hat te sowie die operat iven Aspekte aller 
bewilligten Projekt finanzierungen lenkte. Das neue Leitziel lautete die 
Bekäm pfung der ländlichen Arm ut . Die Reorganisat ion des Fonds sah folgende 
Förderungsschwerpunkte vor:  
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a. Subvent ionierung bzw. nicht  rückzahlungspflicht ige Finanzierung pro-
dukt iver I nfrast ruktur ( (Aus)Bau kom m unaler Wege und St raßen, klei-
nere Brückenbauten, Bewässerungssystem e, Silos, etc.)  sowie finan-
zielle Unterstützung für die Produkt ion ( technische Unterstützung, 
produkt ive Kapazitätenbildung, Rückgewinnung von Böden, etc.) ;  
b. die Bereitstellung von Krediten, hier fungiert  der Fonds als ein banco de 
segundo piso, indem  er Ressourcen an spezialisierte pr ivate I nst itut io-
nen weiter leitet , die von der nat ionalen Bankenaufsicht  anerkannt  wer-
den;  
c. die dezent rale Um setzung von nat ional angestoßenen, aber sehr spe-
ziellen Projekten (bspw. für die Züchtung von Cam eliden und für die 
Quinua-Produkt ion) . 
 
Trotz dieser Neuausrichtung, die eine bedeutsam e Fokussierung der Förderberei-
che beinhaltete, blieben die Grundproblem e bis zur Auflösung des FDC im  Jahre 
2000 bestehen. Verschärfend kam en die hohen operat iven Kosten des FDC hinzu, 
die vor 1992 60%  ( ! )  und nach 1993 im m er noch 11%  der insgesam t  ausgezahl-
ten Gelder ausm achten, wobei direkte Unterstützungen des bolivianischen 
Schatzam tes sowie direkte Finanzzahlungen der internat ionalen Kooperat ion in 
diesem  unberücksicht igt  blieben. Zudem  führte der offenkundige Missbrauch von 
Fördergeldern zu wachsender Krit ik. Zum  einen wuchs der Unm ut  der lokalen E-
bene, da hier die in Aussicht  gestellten Ressourcen oft  nicht  ankam en, zum  ande-
ren beschreiben ehem alige Mitarbeiter den FDC heute offen als Selbstbedienungs-
topf der jeweiligen Regierungsparteien, welche die personelle Besetzung als eine 
Art  parteiinternes Pfründesystem  bet rachteten. Diese Entwicklung aktualisierte 
die ohnehin bestehende I nfragestellung des FDC durch Mitglieder der internat io-
nalen Kooperat ion. Die jur ist ische Verfolgung der nicht  zu verleugnenden Korrup-
t ionsskandale zog sich hin, erst  im  Jahr 2004 wurden in einem  von der Weltbank 
init iierten Verfahren zahlreiche FDC-Mitarbeiter wegen Verunt reuung und Korrup-
t ion verurteilt  ( vgl. World Bank 2004b) . 
 
Anfang der 1990er wurden darüber hinaus die nachfolgenden Fonds im plem en-
t iert :  
• der Fondo Nacional del Medio Am biente (FONAMA) , welcher  
Finanzm it tel für Projekte in den Bereichen Raum planung, Naturressourcen-
Managem ent , Schutz der Biodiversität , Um weltschutzm aßnahm en kanali-
sierte;  
• der Fondo Nacional de Vivienda Social (FONVI S) , welcher 
die Bereitstellung von Wohnraum  für einkom m ensschwache Bevölkerungs-
gruppen förderte und  
• der Fondo Nacional para el Desarrollo Alternat ivo (FONADAL) , der eine 
spezielle Stellung hat te und nicht  m it  den anderen FONDES gleichgesetzt  
wurde;  er finanzierte den Anbau von alternat iven landwirtschaft lichen Pro-
dukten, m it  der Zielsetzung, dadurch die m it  Coca bewirtschaftete Fläche 
entscheidend zu verr ingern.  
 
Trotz dieser zum indest  theoret isch deut lichen Arbeitsteilung der verschiedenen 
FONDES, blieben in der Realität  Kom petenzüberschneidungen nicht  aus. Ferner 
gelang es nicht , die Vielzahl neuer Fonds zu effizienten I nst rum enten klar defi-
nierter sektoraler Polit iken zu entwickeln, was einerseits an fehlenden St rategien 
und Konzepten, andererseits aber auch an nicht  funkt ionsfähigen St rukturen und 
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 m angelnder Transparenz scheiterte (Bsp. FONAMA u. FONVI S)  (vgl.Velazco Re-
ckling 2000:  324) . Die direkte Kont rollfunkt ion, die der Präsident  und die interna-
t ionalen Geber in der Entstehungs-  und I m plem ent ierungsphase sowie im  Rah-
m en der weiteren I nst itut ionalisierung des FSE wahrgenom m en hat ten, waren m it  
wachsender Fondslandschaft  nicht  m öglich und angesichts der z.T. auch nur ge-
r ingen finanziellen Ausstat tung und Bedeutung der neuen Fonds auch gar nicht  
gewollt .  Da gleichzeit ig klientelist ische Verteilungsst rukturen und Denkm uster 
Tradit ion besitzen, er leichterte und beschleunigte die Ausweitung der Fondsland-
schaft  den Missbrauch der Fondsressourcen durch die I nteressen und Mitglieder, 
der an der Regierung beteiligten Parteien. I n der Konsequenz drohte die nat ionale 
Fondsst ruktur, im m er undurchsicht iger und anfälliger für die Durchsetzung par-
teipolit ischer I nteressen sowie persönlicher Bereicherungsversuche zu werden 
(Bsp. FDC u. FONAMA) . Diese negat ive Entwicklung wurde als fondit is um schrie-
benen. Aufgrund des zunehm enden Drucks von Seiten der internat ionalen Geld-
geber und insbesondere der Weltbank wurden 1997 erste Vorschläge entwickelt , 
den FI S, den FDC, FONAMA und FONADAL in einer einzigen I nst itut ion aufgehen 
zu lassen, um  so das inst itut ionelle Angebot  etwas übersicht licher zu gestalten 
und Kom petenzüberschneidungen zu verm eiden (vgl. Cam acho o.A. (b) :  23) . 
5 .1  Zw ischenfazit  
Die Übernahm e des FSE-Prozedere erwies sich beim  FDC als nicht  besonders kon-
st rukt iv, da sich die Erfahrungen des bewährten Projektzyklus nicht  einfach auf 
die m eist  kom plexer zu realisierenden produkt iven Projekte übert ragen ließ. Wäh-
rend der FSE bei der Durchführung von I nfrast rukturprojekten im  Bildungs-  oder 
Gesundheitsbereich durchaus m it  Projekt typen-Kategorien arbeiten konnte, erfor-
derten Projekte im  produkt iven Sektor viel häufiger Einzelkalkulat ionen und Fall 
zu Fall-Lösungen.  
Sicherlich von Nachteil für den potent iellen Erfolg des neuen Fonds war daneben 
die Tatsache, dass der FDC nur m it  einem  geringen polit ischen Rückhalt  und ei-
nem  sehr viel kleinerem , ausschließlich aus internat ionalen Geldern zusam m en-
gesetzten Fördertopf operierte. 
Über die gesam te Dauer seines Bestehens wurde von verschiedenen Ebenen und 
Akteuren wiederholt  auf die m angelnde Transparenz, das ineffiziente Managem ent  
und die dam it  einhergehenden operat iven Schwächen, die zu einer im  Vergleich 
zum  FSE deut lich geringeren I nvest it ionsfähigkeit  führten, kr it isiert . 
 
Die Entwicklung der bolivianischen Fondslandschaft  illust r iert  die zent rale Rolle 
der internat ionalen Kooperat ion im  Allgem einen und der Weltbank im  Besonde-
ren, welche diese als bedeutende Geldgeber gegenüber dem  von externer Finan-
zierung stark abhängigen bolivianischen Staat  einnehm en. Gleichzeit ig wird eine 
gewisse Beliebigkeit  der bolivianischen Regierung im  Um gang m it  den Sozial-
fonds, aber auch den sozialpolit ischen Schwerpunktsetzungen insgesam t  evident . 
So sind die Schwächen und Fehlentwicklungen der neuen Fonds offensicht lich, 
dennoch werden Kurskorrekturen erst  angeboten, nachdem  die extern vorge-
brachte Krit ik derart  wächst , dass der Entzug der finanziellen Unterstützung 
droht .  
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6  I nst itut ionalisierung eines bew ährten I nst rum en-
tes: Der Fondo de I nversión  Social ( 1 9 9 1  bis 2 0 0 0 )  
Aufgrund der weiterhin negat iven sozioökonom ischen I ndikatoren und der relat iv 
erfolgreichen Bilanz des FSE entschieden sich Regierung und Geber einvernehm -
lich, das Förderkonzept  im  Rahm en eines eigens dafür inst itut ionalisierten I m ple-
m ent ierungsinst rum entes dem  Fondo de I nversión Social (FI S)  weiterzuführen.  
Die t iefgreifenden st rukturellen sowie inst itut ionellen Reform en Mit te der 1990er 
und insbesondere die Verabschiedung des Gesetzes zur Volksbeteiligung (Ley de 
Part icipación Popular  -  LPP)  1994 -  internat ional als Modell für die Dem okrat isie-
rung von polit ischen und adm inist rat iven St rukturen gehandelt  -  veränderten die 
Rahm enbedingungen der bisherigen Fondstät igkeiten nachhalt ig und m achten 
entsprechende Modifikat ionen in der Arbeitsweise und Förderkonzept ion des Fon-
do de I nversión Social (FI S)  zwingend notwendig. I m  weiteren Verlauf werden 
folgende zwei Phasen des FI S differenziert :  Phase I  für die Jahre 1991-1993 und 
Phase I I  für die Jahre 1994-2000. 
6 .1  Phase I  ( 1 9 9 1 - 1 9 9 3 )  
Mit  Unterstützung der Weltbank wurde der FSE 1991 durch den FI S subst ituiert  
und unter der direkten Weisungsbefugnis des Präsidialam tes als das Kerninst ru-
m ent  einer m it tel-  bis langfr ist igen angelegten Entwicklungsst rategie, der Est ra-
tegia Social Boliviana (ESB)  fest  inst itut ionalisiert  (vgl. de Cast illo 1996:  14) . 
 
I m  Gegensatz zu der zeit lichen Befr istung des FSE erhielt  der FI S som it  perm a-
nenten Charakter. Die ESB wurde der internat ionalen Geberrunde von der bolivia-
nischen Delegat ion im  Rahm en des von Weltbank organisierten V. Consultat ive 
Group Meet ings vom  4. bis 6. Novem ber 1991 in Paris vorgestellt  (vgl. Velazco 
Reckling 2000:  367) .  
Zu den wicht igsten Entwicklungszielen der ESB zählte der Entwurf und die Konso-
lidierung einer integralen, st rategisch ausgerichteten Sozialpolit ik, welche durch 
fokussierte I nvest it ionen in den Bereichen Gesundheit , Bildung und Basisinfra-
st ruktur eine über die Arm utslinderung hinausgehende Wachstum sförderung er-
m öglichen sollte. I nsbesondere stark benachteiligte Gem einden sollten finanziell 
bevorzugt  und ihre Part izipat ionsm öglichkeiten generell erhöht  werden. Die neue 
Losung beinhaltete die Förderung des Hum ankapitals und eine daraufhin ausge-
r ichtete landesweite Verbesserung der Sozialindikatoren. I m  Rahm en der FI S-
Tät igkeiten sollten die sektoralen I nfrast rukturm aßnahm en zukünft ig durch Bil-
dungs-  und Gesundheitsprogram m e flankiert  werden (vgl. Alton 1999:  13;  Arauco 
2000:  242;  Baldavia Urdininea o.A.:  122;  Bolet ín 3, 2002:  8;  Cuba R. o.A.;  Sepe-
da 1992:  101) . 
 
Der FI S wurde als Ressourcenm it t ler m it  dem  Mandat  der langfr ist igen Arm utslin-
derung, dem  sogenannten “alivio a la pobreza“  für I nvest it ionen in den Bereichen 
Gesundheit  und Prim arschulbildung konzipiert . Erklärte Zielgruppe und dam it  Be-
günst igte der FI S-Akt ivitäten sollten die besonders benachteiligten Bevölkerungs-
segm ente sein (vgl. Velazco Reckling 2000:  322) . I n der Kont inuität  des FSE 
führte auch der FI S keine eigenen Projekte durch, sondern finanzierte über m ult i-  
und bilaterale Kredite sowie Schenkungen Projekte, die den Förderungsleit linien 
des FI S entsprachen. Entsprechend ausgewählte Projekte wurden einer begleiten-
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 den Supervision unterstellt ,  welche neben der Sicherung qualitat iver Aspekte die 
sinnvolle Verwendung der zur Verfügung gestellten Gelder sichern sollte (vgl. CEP 
o.A.:  2;  de Cast illo 1996) . 
 
Aufgrund der veränderten Prior itätensetzungen und dam it  im  Gegensatz zu dem  
Projektm enü des FSE wurde die Förderung von ökonom ischer I nfrast ruktur und 
Projekten im  produkt iven Sektor aus dem  Förderungskatalog des FI S gest r ichen 
(vgl. BI D 1996:  60) . 
I m  Zuge der Neuim plem ent ierung des Sozialfonds wurden einige Anst rengungen 
unternom m en, um  bestehende Verfahrensweisen effizienter zu gestalten und den 
Fonds stärker in die staat liche I nst itut ionenst ruktur einzubinden:  Der vom  Präsi-
denten ernannte Exekut ivdirektor erhielt  den Rang eines Ministers. Für die Gestal-
tung der internen Fondsst ruktur, die Definit ion der Arbeitsschwerpunkte sowie 
des Prozedere, die Bewilligungszyklen von Projekten sowie die Erstellung von Jah-
resberichten, die der Regierung regelm äßig vorgelegt  werden m ussten, zeigte 
sich der sogenannte Verwaltungsrat  (Consejo de Adm inist ración)  zuständig. Zu 
den Mitgliedern des Rates zählten der Exekut ivdirektor, ein Repräsentant  des Pla-
nungsm inister ium s und drei weitere vom  Präsidenten ernannte Mitglieder (vgl. 
CEP o.A.:  2) . Um  eine bessere Koordinat ion m it  den entsprechenden Sektorm inis-
ter ien zu gewährleisten, wurde der für Sozialpolit ik zuständige Subsekretär des 
Planungsm inister ium s in das Direktor ium  des FI S aufgenom m en. Ferner m ussten 
die Pläne und St rategien des Fonds dem  Nat ionalen Rat  für Sozialpolit ik (Consejo 
Nacional de Polít ica Social – CONAPSO)  vorgestellt  werden. Der vom  Planungsm i-
nister präsidierte CONAPSO setzte sich wiederum  aus den für soziale Belange zu-
ständigen Ministern und dem  Exekut ivdirektor des FI S zusam m en. Das heißt  von 
Seiten der bolivianischen Regierung wurden elem entare Schrit te unternom m en, 
um  die Abst im m ung und Kohärenz der Fondsakt ivität  m it  den Sektorm inister ien 
und nat ionalen Sozialprogram m en deut lich zu verbessern. Der bolivianische Prä-
sident  bewahrte sich zudem  die Möglichkeit  der direkten Kont rolle und Einfluss-
nahm e, ein Vorgehen, welches die Bedeutung illust r iert , welche die Regierung 
dem  Fonds als Kanalisierungsinst rum ent  externer Ressourcen beim aß. 
 
Auch die regionalen Prior itätensetzungen des Sozialfonds erforderten zukünft ig 
eine stärkere Abst im m ung m it  den jeweiligen Sektorpolit iken (Gesundheit  und 
Bildung) , welche sich für die I nstandhaltung und die personelle Ausstat tung der 
sozialen I nfrast ruktur verantwort lich zeichneten. Des weiteren wurden halbjährli-
che Treffen des Exekut ivdirektors und der Sektorm inister ien, die eine koordinierte 
Abst im m ung der laufenden Program m e zum  Ziel hat ten, anberaum t . Die jeweili-
gen Minister ien hat ten -  auf der Grundlage von technisch- fachlichen Kriter ien -  
die Möglichkeit  vor einer Projektbewilligung, Einwände zu äußern (vgl. CEP o.A.:  
3;  de Cast illo 1996:  14;  Sepeda 1992:  102ff) . 
Während die Förderkapazität  des FSE m aßgeblich durch die Höhe der externen 
Finanzhilfen determ iniert  wurde, or ient ierte sich beim  FI S der Um fang der zu fi-
nanzierenden Projekte an der Kapazität  der jeweiligen Sektorm inister ien, I nvest i-
t ionen zu absorbieren (vgl. Sepeda 1992:  102) . Ähnlich wie beim  FSE wurden den 
FI S-Angestellten im  nat ionalen Vergleich deut lich höhere Durchschnit tsgehälter 
gezahlt , wodurch hohe Qualität  und Leistungsbereitschaft  gesichert  werden soll-
ten. Diese Gehälter wurden m it  externen Ressourcen finanziert , da es der bolivia-
nischen Regierung nicht  m öglich war, diese am  Privatsektor or ient ierten Gehälter 
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zu finanzieren.47 Auf nat ionale I nit iat ive hin, sollten die Gehaltsstufen des öffent li-
chen Sektors im  Zuge der inst itut ionellen Reform en m it tel-  bis langfr ist ig nach 
oben hin m odifiziert  werden. Während einer Übergangsphase von 4 bis 5 Jahren 
wurde m it  Hilfe eines von der Weltbank finanzierten Projektes ein Fonds einge-
r ichtet , welcher über die gezielte Akquisit ion externer Ressourcen die Gehälter 
der staat lichen Schlüsselfiguren zahlen sollte (vgl. Sepeda 1992:  103) . 
6 .1 .1  Das Finanzierungsvolum en und die Finanzierungsquellen  
Erneut  hat te die Zusicherung einer Finanzierungsabsicht  von Seiten der Weltbank 
eine entscheidende Signalwirkung auf die Unterstützung anderer Geber. I n der 
Folge wurden  dem  FI S zwischen 1991 bis 1994 insgesam t  Ressourcen in Höhe 
von insgesam t  137,7 Mio. US-Dollar zur Verfügung gestellt .  Der Anteil der Darle-
hen an dem  Gesam t finanzvolum en des FI S bet rug 57,68%  während 37,38%  in 
Form  von Zuschüssen bereitgestellt  wurden (vgl. Wit t  1998:  329) . 51%  der be-
reitgestellten Ressourcen (70 Mio. US-Dollar)  -  die im  Rahm en von drei Kredit -
t ranchen ausgezahlt  wurden -  ent fielen auf die Weltbankgruppe. Wie bereits beim  
FSE fungierte die Weltbank auch beim  FI S als Treuhänder für kleinere bilaterale 
Geber wie bspw. Dänem ark und Schweden. Die zweitwicht igste Geberinstanz war 
die Kreditanstalt  für Wiederaufbau, die einen Anteil von 11%  der FI S-
Finanzressourcen auf sich vereinen konnte. Von den insgesam t  14,9 Mio. US-
Dollar wurden 13,1 Mio. US-Dollar als nicht  rückzahlbare Zuschüsse bereitgestellt .  
Bei den verbleibenden 1,8 Mio. US-Dollar handelte es sich um  Restm it tel eines 
FSE-Darlehens. Der Beit rag der bolivianischen Regierung bezifferte sich auf 6,8 
Mio. US-Dollar (vgl. Wit t  1998:  160f. u. Tab. 10) .  
 
  
Finanzierungsquelle Finanzierungsanteil 
in %  
Weltbankgruppe 50,8 
Deutschland (Durchführung:  
KfW)  
10,8 
Kanada 6,2 
OPEC Entwicklungsfonds 5,8 
Vereinigtes Königreich 5,3 
Schweden 4,9 
Schweiz 4,4 
Dänem ark 3,6 
Niederlande 3,4 
Boliv ianische Regierung 4,9 
insgesam t  100,0 
Tab. 1 0 : Finanzierungsquelle und Finanzierungsanteil des FSE ( 1 9 9 1 - 1 9 9 4 )  
Quelle: Eigene Darstellung modifiziert  nach Wit t  (1998:  161f.)  
 
 
Entgegen der üblichen Verfahren zur Ressourcenakquisit ion wurde in den Verein-
barungen zwischen der KfW und dem  FI S eine regionale Fokussierung der I nvest i-
                                        
47
 Im Rahmen des im Juni 1995 vom BID bereitgestellten Darlehens in Höhe von 60 Mio. US-Dollar, waren 
zu einem geringen Anteil auch Ressourcen für die Deckung der laufenden Kosten enthalten (Witt 1998: 162). 
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 t ionsleistungen festgeschrieben. I n der Konsequenz wurden einzig Projektm aß-
nahm en in der Chaco-Region, der designierten Schwerpunkt region der deutschem  
Entwicklungszusam m enarbeit  gefördert  (vgl. Wit t  1998:  161) . Die Tatsache, dass 
sich der FI S -  t rotz der Prior itätensetzung benachteiligte Gem einden landesweit  
verstärkt  fördern zu wollen -  auf diese Ausschließlichkeitsregelungen einließ, deu-
tet  auf die Wirksam keit  der KfW-Geberkondit ionalität  hin und m uss als Eingriff in 
die Allokat ions-Souveränität  des FI S interpret iert  werden. Da insgesam t  m ehr als 
95%  der bereitgestellten Ressourcen von ausländischen Geberorganisat ionen bei-
gesteuert  wurden, m uss der Fonds als stark außenabhängig bezeichnet  werden. 
Der Einfluss der internat ionalen Akteure auf die konkrete Ausgestaltung der 
Fondspolit ik sollte zudem  nicht  zu gering eingeschätzt  werden. Der geringe Finan-
zierungsanteil von Seiten der bolivianischen Regierung illust r iert  die staat liche 
Entscheidung, den FI S und seine St ruktur pr im är als effekt iven Transfer-  und Al-
lokat ionsm echanism us zusätzlich akquir ierter ausländischer Geldm it tel zu nutzen, 
die über den begrenzten nat ionalen Etat  hinaus I nvest it ionen insbesondere im  
Gesundheits-  und Bildungssektor er lauben sollten. 
6 .1 .2  Die Förderschw erpunkte 
Die von 1991 bis 1993 finanzierten Projekte entsprachen einem  Gesam t fördervo-
lum en von 42,3 Millionen US-Dollar;  wobei 1991 aufgrund des Auslaufens der 
FSE-Projekte und der noch nicht  abgeschlossenen I nst itut ionalisierung des FI S le-
diglich 0,9 Millionen US-Dollar invest iert  wurden (vgl. de Cast illo 1996:  16) . 
Der größte Anteil der Finanzierung floss m it  42,4%  aller bewilligten Projekte in 
den Bildungssektor, gefolgt  von Basisinfrast rukturprojekten (31,2% )  und Ge-
sundheitsprojekten (25,4% ) . Am  wenigsten Fördergelder wurden für den Bereich 
der inst itut ionellen Unterstützung bzw. Kapazitätenbildung ausgezahlt  (vgl. de 
Cast illo 1996:  16) . Gem essen an den gesam ten öffent lichen Ausgaben im  sozialen 
Sektor bet rug der Anteil der FI S- I nvest it ionen im  Bildungssektor 72% , in der Ver-
sorgung m it  Basisinfrast ruktur 18%  und im  Gesundheitssektor 16%  (vgl. Abbil-
dung 4 und Tab. 11) .  
 
 
72
16
18
Bildung
Gesundheit
Basisinfrastruktur
 
Abbildung 4 : Der Anteil der FI S- I nvest it ionen an den gesam ten öffent lichen 
Ausgaben in den verschiedenen Sektoren  
Quelle: Eigene Darstellung 
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 Anteil der FI S- I nvest it ionen an den gesam ten öffent lichen Aus-
gaben im  sozialen Sektor ( in Millionen US- Dollar  und Prozent )  
Gesundheit  Bildung Basisinfrast ruktur                 
Sektor  
Jahr insg. FI S %  insg. FI S %  insg. FI S %  
1 9 9 1  11,2 0,3 3 2,1 0,2 10 13,0 0,4 3 
1 9 9 2  25,2 2,5 10 8,5 6,7 79 30,9 5,3 17 
1 9 9 3  30,5 7,7 25 14,5 11,1 77 34,3 8,1 24 
insgesam t  66,9 10,5 16 25,1 18,0 72 78,2 13,8 18 
Tab. 1 1 : Der Anteil der FI S- I nvest it ionen an den gesam ten sozialen öffent lichen Ausgaben 
Quelle: m odifiziert  nach de Cast illo 1996:  4 
6 .1 .3  Defizite der FI S- Struktur 
Doch nicht  alle im  Zuge der FI S- I nst itut ionalisierung init iierten Modifikat ionen 
führten zu einem  besseren Ergebnis und in sich konsistenterem  Prozedere. Bei 
der Projektausführung m ussten neben den von der Weltbank vorgegebenen Nor-
m en -  anders als beim  FSE -  nun teilweise auch die nat ionalen Vorgaben des öf-
fent lichen Sektors berücksicht igt  werden, die den Ressourcent ransfer von staat li-
chen I nst itut ionen an pr ivate Akteure regeln (vgl. Baldavia Urdininea o.A.:  123) . 
Diese recht liche Angleichung sowie die stärkere Anpassung an die norm at iven 
Leit linien der Sektorm inister ien führten zu einer starken Bürokrat isierung der Ver-
fahrenswege und deut lichen Beeint rächt igung der Reakt ionsfähigkeit  und operat i-
ven Flexibilität  des Fonds. So hat ten beispielsweise detailliertere Projektevaluat i-
onen sowie neu eingeführte Ausschreibungsm odalitäten eine signifikante 
Verlängerung der Projektdauer zur Folge und die Zahl der abgelehnten Vorhaben 
nahm  zu (vgl. BI D 1996:  60;  Cam acho o.A. (b) :  150) .  
Darüber hinaus führten die beschriebenen Neuregelungen zu einer Benachteili-
gung von lokalen Basisorganisat ionen, da diese Projekte nicht  direkt  beant ragen 
konnten, sondern professionelle Verm it t ler einsetzen m ussten, welche die Kosten 
in die Höhe t r ieben und den Prozess der Projektum setzungen verlangsam ten. Die-
ser Zustand änderte sich erst  m it  der Verabschiedung des Volksbeteiligungsgeset -
zes, der Ley de Part icipación Popular  1994 und der Anerkennung von Basisorgani-
sat ionen Organizaciones Terr itor iales de Base (OTBs)  als jur ist ische Personen 
(vgl. Baldavia Urdininea o.A. :  123) . 
 
Der gest iegene Bürokrat isierungsgrad sowie die schwerpunktm äßige Finanzierung 
von kleineren Projekten in ent legenen Gebieten führten außerdem  zu einem  deut -
lichen Anst ieg der adm inist rat iven Kosten, die 1993 einen Anteil von 13,8 %  der 
Ausgaben ausm achten, während es beim  FSE lediglich 3,6 %  waren (vgl. de 
Cast illo 1996:  15f.) .  
Kr it isch anzum erken bleibt , dass auch weiterhin eine top-down-Polit ik verfolgt  
wurde, die lokale Bedürfnisse weitgehend ignorierte und folglich Projekte 
realisierte, die laut  eigenen Erhebungen von den “Begünst igten“  nicht  im m er als 
pr ior itär em pfunden wurden. Das im pliziert , dass keine Lehren aus der teilweise 
geringen Nachhalt igkeit  und Nutzungsdauer der FSE-Projekte gezogen wurden. 
Die Reakt ionen bzw. Perspekt iven der lokalen Ebene wurden weder vom  Fonds, 
noch von der nat ionalen oder internat ionalen Ebene angem essen aufgegriffen. 
Sozialpolit ische St rategien wurden auch weiterhin für die Bevölkerung entworfen, 
nicht  m it  ihr.  
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Zu den großen Ent täuschungen des FI S zählte zudem  die nicht  realisierte Durch-
führung von anfänglich proklam ierten, begleitenden Program m en im  Gesundheits-  
und Bildungssektor. Anzum erken bleibt , dass derart ige Program m e eventuell oh-
nehin in Konkurrenz zu I nit iat iven im  Rahm en der ebenfalls 1994 verabschiedeten 
Bildungsreform  sowie der nat ionalen Gesundheitsprogram m e operiert  hät ten und 
so zu Kom petenzüberschneidungen und einem  wenig effizienten Einsatz der be-
grenzten Ressourcen beiget ragen hät ten. I n der Konsequenz konzent r ierte sich 
die Tät igkeit  des FI S vor allem  in der Anfangsphase auf die Finanzierung von so-
zialer I nfrast ruktur in ruralen und urbanen Arm utsgebieten (vgl. Baldavia Urdini-
nea o.A.:  122;  Baldavia 2000:  61) .  
Eine m angelnde Koordinat ion m it  anderen I nst itut ionen des öffent lichen Sektors 
beförderte eine ungenaue Einflusswirkung der FI S-Projekte, so dass oftm als nicht  
die anvisierten Zielgruppen zu den Leistungsem pfängern zählten. Wit t  (1998:  
175)  fasst  diesen Sachverhalt  wie folgt  zusam m en:  „Durch die Sektorm inister ien 
wurden dem  FI S offenbar teilweise Provinzen als Zielregionen vorgegeben, die 
anhand der target ing-Verfahren keinen Anspruch auf Projekte gehabt  hät ten. Der 
FI S akzept ierte in Zweifelsfällen die Prior itäten der Minister ien und nahm  deren 
Zielprovinzen in seine Vergabeverfahren auf;  so wurde z.B. bei der Festsetzung 
der Zielprovinzen des Basissanitärversorgungsprogram m s verfahren, die durch 
das Gesundheitsam t  festgelegt  wurden.“  
6 .2  I nst itut ionelle Reform en und die Folgen für  den Fonds: 
Phase I I  ( 1 9 9 4 - 2 0 0 0 / 2 0 0 1 )  
Die I m plem ent ierung der st rukturellen Reform en 1994 hat te nicht  nur aufgrund 
der Part izipat ionsvorgaben, sondern insbesondere wegen der Ausstat tung der 
Munizipien m it  eigenen Ressourcen eine Verschiebung in den Zielsetzungen und 
der Arbeitsweise des Fonds zur Folge.  
 
Von diesem  Zeitpunkt  an kann von einer dr it ten Fondsgenerat ion gesprochen 
werden. Die Mit telvergabe des Fonds wurde stärker nachfrage-  bzw. bedürfnisori-
ent iert  ausgerichtet :  So konnten die OTBs fortan gleichberecht igt  zu den Munizi-
pien FI S-Projektant räge stellen, während die Com ités de Vigilancia sicherzustellen 
hat ten, dass die zur Verfügung stehenden Gelder tatsächlich den Projekten zugu-
te kam en (vgl. de Cast illo 1996:  23) . Für die Beant ragung von FI S-Projekten 
wurde im  Zuge der Neuerungen die finanzielle Selbstbeteiligung der Munizipien 
zwingend. Dadurch sollte einerseits die Verantwort lichkeit  der Munizipien für den 
Bau und den Erhalt  der sozialen I nfrast ruktur bzw. Basisinfrast ruktur erhöht  und 
andererseits der effekt ive Einsatz von Ressourcen gefördert  werden. Der Selbst -
kostenanteil der Munizipien staffelte sich einerseits je nachdem  in welchem  Sek-
tor invest iert  wurde und andererseits nach der Einwohnerzahl sowie dem  Arm uts-
niveau des Munizipis (vgl. Tab. 12 und Tab. 13 ) .  
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Kategorie der 
Munizipien Bevölkerung Selbstbeteiligung ( in % )  
A unter 5.000 EinwohnerI nnen 25 
B zwischen 5.000 und 14.999 25 
C zwischen 15.000 und 49.999 40 
D mehr als 50.000 50 
Tab. 1 2 : Der Anteil der m unizipalen Selbstbeteiligung bei FI S- Projekten unterteilt  
nach der Einw ohnerI nnenzahl 
Quelle: Fondo de I nversión Social (o.A.) :  42 
 
 
 
Sektoren Selbstbeteiligung ( in % )  
Gesundheit  25 
Bildung 25-50*  
Basisinfrast ruktur 30 
Eigenkonst rukt ion 10 monetär;  
15 in nicht  m onetären Ressourcen* *  
 
*      Der Prozentanteil staffelt  sich je nach Arm utsniveau des Munizips  
* *  15%  in nicht  m onetären Ressourcen können sich zusam m ensetzen aus m enschlicher 
Arbeitskraft ressourcen und Bereitstellung von Materialien und I nfrast ruktur 
Tab. 1 3 : Der Anteil der m unizipalen Selbstbeteiligung bei FI S- Projekten unterteilt  
nach Sektoren 
Quelle: de Cast illo 1996:  6 
 
Dem  FI S gelang es auf diese Weise, die kom m unalen Ausgaben für soziale und 
Basisinfrast ruktur zu erhöhen:  Für jeden vom  FI S t ransfer ierten Dollar, invest ierte 
das Munizip durchschnit t lich 0.55 US-Dollar in Projekte m it  sozialem  Bezug (vgl. 
Parker/ Serrano 2000:  21) . Dieser Förderungsschwerpunkt  hat te zur Folge, dass 
Munzipien m it  geringen Einnahm en ihre knappen Ressourcen tatsächlich auf diese 
Bereiche konzent r ierten, um  in den Vorzug der finanziellen Unterstützung zu 
kom m en. Andererseits im plizierte diese Vorgehensweise den Nachteil,  dass selbst  
dann in diese Sektoren invest iert  wurde, wenn der Bedarf nicht  pr ior itär war, so 
dass finanzielle und personelle Ressourcen für andere I nvest it ionen oftm als fehl-
ten und lokal geäußerte Bedürfnisse wiederum  unberücksicht igt  blieben (vgl. Par-
ker/ Serrano 2000:  21;  Tendler 2000:  88) .  
Dem  FI S gelang es auf diese Weise, die kom m unalen Ausgaben für soziale und 
Basisinfrast ruktur zu erhöhen:  Für jeden vom  FI S t ransfer ierten Dollar, invest ierte 
das Munizip durchschnit t lich 0.55 US-Dollar in Projekte m it  sozialem  Bezug (vgl. 
Parker/ Serrano 2000:  21) . Dieser Förderungsschwerpunkt  hat te zur Folge, dass 
Munzipien m it  geringen Einnahm en, ihre knappen Ressourcen tatsächlich auf die-
se Bereiche konzent r ierten, um  in den Vorzug der finanziellen Unterstützung zu 
kom m en. Andererseits im plizierte diese Regelung Vorgehensweise den Nachteil,  
dass selbst  dann in diese Sektoren invest iert  wurde, wenn der Bedarf nicht  pr ior i-
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 tär war, so dass finanzielle und personelle Ressourcen für andere I nvest it ionen 
oftm als fehlten und lokal geäußerte Bedürfnisse wiederum  unberücksicht igt  blie-
ben (vgl. Parker/ Serrano 2000:  21;  Tendler 2000:  88) .  
 
I nwiefern die kondit ionierten Transfers über den FI S einen Beit rag zu der anvi-
sierten Raum ausgleichspolit ik geleistet  hat , m uss kr it isch bet rachtet  werden. 
Dio/ Terán (o.A.)  verweisen in diesem  Kontext  auf eine Studie48,  die keine höheren 
Pro-Kopf- I nvest it ionen in stärker benachteiligten bzw. bedürft igen Munizipien er-
kennen lässt . Die Ergebnisse der Studie weisen som it  keine eindeut ige Korrelat ion 
zwischen dem  Arm utsniveau und dem  Um fang der Förderungen nach. Vielm ehr 
deutete sich an, dass sowohl die Höhe, als auch in welchem  Munizip invest iert  
wurde, von fondsinternen und nicht  objekt ivierbaren Entscheidungen abhing. Bes-
tät igt  wird diese Erkenntnis durch die im  Rahm en der vorliegenden Untersuchung 
erfolgten Lokalanalysen.49 So ergab die kom parat ive Datenanalyse von vier Bei-
spielm unizipien, dass ausgerechnet  das Munizip m it  den vergleichsweise posit ivs-
ten Sozialindikatoren, die m it  Abstand größte finanzielle Unterstützung von Seiten 
der Sozialfonds erhielt .  Anders form uliert , sorgten lokal höhere Arm utsindikatoren 
und ein besonders hoher Grad an nicht  befr iedigten Grundbedürfnissen keines-
wegs für m ehr oder gar überdurchschnit t liche hohe I nvest it ionen von Seiten des 
Sozialfonds. Allerdings m uss in diesem  Kontext  auch der Tatsache Rechnung ge-
t ragen werden, dass die bolivianischen Munizipien über tendenziell geringe und 
zudem  höchst  ungleiche technisch-adm inist rat ive Kapazitäten verfügen, die je-
doch notwendig sind, um  Projektant räge in hinreichender Bewilligungsqualität  
stellen zu können. I nsofern kann die eher negat iv erscheinende Bilanz der Fonds-
polit ik im  Hinblick auf die Zielsetzung räum licher Ausgleich nicht  allein dem  Fonds 
angelastet  werden, sondern m uss gleichzeit ig den Faktor der lokal vorhandenen 
Kapazitäten berücksicht igen, die vor allem  in kleineren, abgelegenen Munizipien, 
die m eist  besonders stark von Arm ut  bet roffen sind, im  Durchschnit t  geringer 
ausfallen. 
Die überaus detaillierte Studie von Mat thias Wit t  zum  FI S und seiner Effekt ivität  
hinsicht lich der Arm utsbekäm pfung kom m t -  auf der Basis seiner em pir ischen und 
inst itut ionenökonom ischen Analyse -  zu dem  Schluss, dass der internat ionalen 
Entwicklungszusam m enarbeit  und den Arm en sehr wohl ein grundlegendes I nte-
resse an der Arm utsbekäm pfung zu at test ieren sei, der nat ionalen Ebene respek-
t ive den Sektorm inister ien und dem  Fonds selbst  konstat iert  er das Ziel der Ar-
m utsreduzierung nicht  als vorrangig zu bet rachten (vgl. Wit t  1998:  221;  229 -  
231) .  
 
Nachdem  der FI S im  Sinne einer kohärenten und zent ral koordinierten Sozialpoli-
t ik zeitweilig dem  neu geschaffenen Superm inister ium  Minister io de Desarrollo 
Hum ano unterstellt  war, dieser allerdings aufgrund einer fehlenden finanziellen 
Unterstützung eine äußerst  schwache Stellung hat te, wurde dem  Präsidialam t  
1995 erneut  die Supervision des Fonds übert ragen. Eine Entscheidung, die illust -
r iert , welche Bedeutung die Regierung unter Sanchéz de Lozada dem  Fonds, der 
ja fast  ausschließlich m it  extern finanzierten Geldern operierte, im  Rahm en der 
Realisierung nat ionaler Sozialpolit ik beim aß. Dem  Fonds selbst  sollte durch da-
durch wieder m ehr Entscheidungsbefugnis überantwortet  werden, die durch die 
Angliederung an das Minister ium  beschränkt  worden war. Dam it  einhergehend 
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 Proyecto SINACOF - DUF/GTZ; 2000 
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 Vgl. Ernst 2006 
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erhielt  der FI S die Verantwort lichkeit  in der Finanzierung von Wasser-  und Basis-
infrast rukturprojekten in Städten und Gem einden m it  weniger als 5.000 Einwoh-
nern und avancierte in der Folge zu einem  im m er wicht igeren I nvest it ionsinst ru-
m ent  innerhalb der staat lichen Sozialpolit ik (vgl. D.S. Nr. 24010) .  
 
Zur besseren Abst im m ung der nat ionalen Sozialpolit ik insgesam t  wurde der FI S 
als Mitglied des Nat ionalen Entwicklungsrats (Consejo de Desarrollo Nacional – 
Codena)  aufgenom m en. 
 
 
Präsident  der Republik 
Präsidialam t  
CODENA 
Consejo de 
Desarrollo 
Nacional 
FI S 
FDC 
FNDR 
FONVI S 
FONAMA 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 5 : Der FI S in der St ruktur des Staates 
Quelle: m odifiziert  nach Fondo de I nversión Social (o.A.) :  26 
6 .2 .1  Das Finanzierungsvolum en und die Finanzierungsquellen 
Mit  der Wahl bzw. dem  Regierungsant r it t  des ehem aligen Diktators Hugo Banzer 
im  August  1997 setzte eine Phase deut licher Verunsicherung innerhalb der inter-
nat ionalen Kooperat ion ein, da eine Unterbrechung der seit  1993 laufenden Re-
form anst rengungen befürchtet  wurde.  
 
Diese Unsicherheit  spiegelte sich nicht  nur in der zusätzlichen Anberaum ung eines 
lokalen Mini-Consultat ive Group Meet ings als eine Art  Zwischenstandsanalyse, 
sondern ging auch m it  einer deut lich höheren Kont rollausübung von Seiten der in-
ternat ionalen Kooperat ion einher. Carafa Rada (2000:  344f.)  verweist  in diesem  
Zusam m enhang u.a. auf Dokum ente der Weltbank und des I nternat ionalen Wäh-
rungsfonds ( I WF) , in denen explizit  festgehalten wurde, dass die begonnenen Re-
form en weitergeführt  werden sollten. Darüber hinaus wurden insbesondere im  
Zusam m enhang m it  ökonom ischen Zielsetzungen sowie sozialen Aspekten zusätz-
liche Reform anst rengungen von Seiten der Banzer-Regierung eingefordert .  
 
Die Weltbank zählte m it  100,4 Millionen US-Dollar (1991-2001)  auch im  Verlauf 
der zweiten und drit ten Fondsgenerat ion zu den wicht igsten Geldgebern des FI S 
und beeinflusste weiterhin die st rategische Ausrichtung und die Best im m ung der 
inhalt lichen Zielsetzungen des FI S m aßgeblich. So geht  das Konzept  der m ensch-
lichen Entwicklung und die dam it  verbundene Schwerpunktausrichtung auf die 
Bereitstellung sozialer I nfrast ruktur in den Sektoren Bildung und Gesundheit  vor 
allem  auf die I nit iat ive der Weltbank zurück. Mit te der 1990er begann die Welt -
bank verschärft  Krit ik an der bis dato erzielten finanziellen Tragfähigkeit  respekt i-
ve der adm inist rat iven sowie operat iven Kostendeckung des FI S zu äußern. 
Gleichzeit ig oder t rotz der geäußerten Bedenken wurde die Wicht igkeit  der FI S-
St ruktur betont  und der Fonds weiterhin als das einzige I nst rum ent  bet rachtet , 
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 welches größere Finanzvolum en gezielt  in soziale I nvest it ionen um zusetzen ver-
m ochte.  
So zeigte sich die internat ionale Gebergem einde denn auch m ehrheit lich einig, 
dass der Fonds zum  integralen Bestandteil der nat ionalen Sozialpolit ik werden 
und die bolivianische Regierung eine darauf ausgerichtete St rategie für den FI S 
entwickeln sollte. Die anfängliche Posit ion der Bundesrepublik Deutschland re-
spekt ive der bolivianischen KfW-Vert reter, die in diesem  Zusam m enhang stärker 
die Meinung vert raten, der FI S solle seine Kapazitäten und operat iven Kenntnisse 
den Minister ien übert ragen, dam it  diese sich zunehm end für die Sozialpolit ik ver-
antwort lich zeichnen und die entsprechenden Sektoralpolit iken anstelle von Paral-
lelst rukturen gestärkt  würden, konnte sich nicht  durchsetzen. Zum  einen bestan-
den bei vielen Gebern nicht  unbegründete Ängste, dass diese Übert ragung m it  
Effizienzverlusten einhergehen würde. Zum  anderen hät te die Übert ragung an die 
Sektorm inister ien, eine Einbusse angestam m ter und sehr direkter Einfluss-  und 
Kont rollfunkt ionen für die Geber beinhaltet , auf die sie anscheinend m ehrheit lich 
nicht  verzichten wollten.  
Das in den Jahren von 1991 bis 2001 im  Rahm en von FI S-Projekten aus KfW-
Mit teln stam m ende invest ierte Kapital bezifferte sich t rotz der gerade beschriebe-
nen Bedenken an der weiteren Förderung der internat ional alim ent ierten Parallel-
st ruktur auf 25,8 Millionen US-Dollar.  
Von der I nteram erikanischen Entwicklungsbank, dem  Banco I nteram ericano de 
Desarrollo (BI D)  erhielt  der FI S erstm als 1995 einen Kredit  der program m gebun-
den war und darüber hinaus die technische Unterstützung und Aufsicht  eines 
sektoralen Experten durch die BI D-Vert retung in Bolivien vorsah (vgl. de Cast illo 
1996:  9f.) . Bis 2001 erhöhte der BI D seine Finanzzusagen bet rächt lich und inves-
t ierte insgesam t  71,5 Millionen US-Dollar (vgl. DUF 2004a) .  
 
I nvest iertes Ressourcenvolum en nach  
Finanzierungsquellen 
Bet rag 
( in Millionen US- Dollar)  
Weltbank 100,4 
BI D 71,5*  
KfW 25,8 
Kanada 10,8 
Schweden 7,7 
Dänemark 7,6 
Großbritannien 5,3 
Schweiz 4,5 
Niederlande 4,1 
Corporación Andina de Fom ento CAF 1,6 
UNI CEF 1,2 
TGN  46,9 
Selbstbeteiligung der Munizipien 5,5 
Fondo FI S 0,3 
andere  Finanzierungsquellen 17,4 
insgesamt  310,6 
* 1 9 9 5 - 2 0 0 1  
Tab. 1 4 : Das von 1 9 9 1  bis 2 0 0 1  durch den FI S invest ierte Ressourcenvolum en 
differenziert  nach Finanzierungsquellen  
Quelle: modifiziert  nach DUF 2004a  
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Zu den wicht igsten Geldgebern zählten som it  die Weltbank (32,3% ) , die I nter-
am erikanische Entwicklungsbank (BI D)  (23% )  und die Kreditanstalt  für Wieder-
aufbau (8,3% )  (vgl. Tab. 14) . 
6 .2 .1 .1  Exkurs: 
Unter dem  Titel “Nuevo Marco de Relacionam iento Gobierno-Cooperación I nterna-
cional Hacia el Siglo XXI “  (1998)  unterbreitete die bolivianische Delegat ion der in-
ternat ionalen Kooperat ion auf dem  Consultat ive Group Meet ing 1999 den Vor-
schlag, einen gem einsam en Arbeitsrahm en ins Leben zu rufen, der eine deut liche 
Beschleunigung der Arm utsreduzierung leisten und eine effiziente Koordinat ion 
der Regierung, der internat ionalen Kooperat ion, des Privatsektors sowie der Zivil-
gesellschaft  zum  Ziel haben sollte.  
I m  Jahr 2000 fand eine Evaluat ion des Nuevo Marco de Relacionam iento stat t , die 
konkrete Aussagen über den Stand der I m plem ent ierung und die Tiefenwirkung 
der proklam ierten Kooperat ionsziele t reffen sollte. I m  Zusam m enhang m it  der 
konzept ionellen Ausrichtung des Nuevo Marco wurde kr it isch angem erkt , dass auf 
keiner Ebene, weder nat ional, regional noch lokal ergebnisorient ierte integrale 
Program m e exist ierten und die Zuweisung von öffent lichen Ressourcen sowie von 
Förderm it teln der internat ionalen Kooperat ion oft  nicht  m it  den nat ional prokla-
m ierten Prior itäten korrespondierten. Resüm ierend wurde die notwendige Dezent -
ralisierung und Flexibilisierung der m ult i-  und bilateralen Finanzinst itut ionen bzw. 
Entwicklungsagenturen als ein wicht iges Ergebnis der Evaluat ion festgehalten. 
Ziel sollte es sein, den lokalen Vert retungen in Bolivien m ehr Entscheidungsbe-
fugnis zu übert ragen, da das bis zu diesem  Zeitpunkt  prakt izierte Prozedere der 
Entscheidungsfindung in den jeweiligen Zent ralen m it  erheblichen Verzögerungen 
bei der Bewilligung und Durchführung von Projekten und Program m en einherging. 
I n diesem  Zusam m enhang fand bei der Weltbank eine leichte Stärkung der loka-
len Weltbankvert retung in Bolivien stat t , so dass Finanzierungsfragen und Pro-
jektausschreibungen zukünft ig dezent ral bearbeitet  und geklärt  werden sollten. 
Die Bewilligung von größeren Finanzbet rägen und Entscheidungen von größerer 
Tragweite oblagen allerdings auch weiterhin der Weltbankzent rale in Washington. 
Bei dem  BI D zeigten sich lokale Experten für Projektm aßnahm en verantwort lich;  
allerdings gab es auch hier spezifische Aufgabengebiete, die nicht  von der Vert re-
tung vor Ort  übernom m en wurden. I m  Rahm en der Cooperación Andina de Fo-
m ento (CAF)  wurden explizit  keine Dezent ralisierungskonzepte um gesetzt  und es 
standen auch keine zur Diskussion, schließlich agiere die CAF über länderbezoge-
ne m it telfr ist ige St rategien. Die Gesellschaft  für Technische Zusam m enarbeit  
(GTZ)  hat  zwar bereits eine lokale Vert retung in Bolivien und die Verantwortung 
für die Projekte oblag auch dem  lokalen Team , allerdings wurden auch hier die 
abschließenden Bewilligungen in der GTZ-Zent rale in Eschborn ausgesprochen. 
Die KfW zeigte sich deut lich stärker zent ralisiert  als die GTZ, zählte allerdings seit  
kurzem  ebenfalls m it  einer KfW-Vert retung in Bolivien. Die Entscheidungsfindung 
erfolgte allerdings auch hier in der Zent rale in Deutschland (vgl. VI PFE) .50  
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 Dirección General de Financiamiento Externo; Nuevo Marco de Relacionamiento Gobierno Cooperación 
Internacional; Informe de Evaluación, in: http://www.vipfe.gov.bo/dgfe/index.html
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 6 .2 .2  Die Förderschw erpunkte 
1996 präsent ierte das Minister io de Desarrollo Hum ano ein in direkter Kooperat i-
on m it  dem  FI S erstelltes Program m 51,  in dem  erstm als unter einem  sektoren-
übergreifenden, dezent ralisierten und part izipat iven Fokus Leit linien für die Förde-
rung der m enschlichen Entwicklung m it  besonderem  Augenm erk auf der 
Verbesserung der Lebensqualität  von Kindern, Frauen und indigenen Völkern eru-
iert  wurden (vgl. Cam acho o.A. :  154ff;  Fum o 2000:  6) .  
Dam it  erhielten einerseits I nvest it ionen in den Bereichen Bildung, Gesundheit , 
Basisinfrast ruktur sowie die capacitación product iva52,  sowie andererseits die in-
st itut ionelle Stärkung der Stadt -  und Landkreise, aber auch der NGOs und die be-
sondere Förderung von ländlichen Gem einden im  Rahm en der Fondsakt ivitäten 
Prior ität  (vgl. de Cast illo 1996:  17) .  
 
 FSE FI S I  ( 1 9 9 1 - 1 9 9 3 )  FI S I I  ( 1 9 9 4 - 2 0 0 0 )  
sozio- polit ische  
Pr ior itäten 
kurzfr ist ige Linderung 
der sozioökonom ischen 
Krise 
Arm utslinderung Menschliche Entwicklung 
I nvest it ions-
schw erpunkte 
soziale und ökonom ische 
I nfrast ruktur  
Gesundheit , Bildung 
und Basisinfrast ruktur 
Bildung, Gesundheit ,  
Basisinfrast ruktur;  capacita-
ción product iva;   
inst itut ionelle Stärkung der 
Munizipien sowie gezielte 
Förderung von benachteilig-
ten Gem einden  
(capacity building)  
strategische  
Zielsetzung 
Förderung von tem porä-
ren Beschäft igungspro-
gram m en 
punktueller Ausgleich 
räum licher Entwick-
lungsdisparitäten  
Verbesserung der  
Lebensqualität  
nat ionaler   
I ntervent ions-
grad 
kein landesweiter Fokus;  
punktuelle I ntervent io-
nen 
isolierte Fokussierung;  
nach wie vor punktuelle 
I ntervent ionen 
nach regionalen Schwer-
punkten koordinierte  
Fokussierung 
Art  der  
Part izipat ion 
ohne kom m unale Part i-
zipat ion 
beginnende kom m unale 
Beteiligung 
Stärkung der kom m unalen 
Beteiligung 
 
Tab. 1 5 : Die verschiedenen Fondsetappen 
 
Die FI S-Ressourcen wurden unter Berücksicht igung der in der Arm utskarte (Mapa 
de Pobreza)  operat ionalisierten I ndikatorenindices, die das Arm utsniveau m it  der 
Bevölkerungszahl korrelierten, gezielt  benachteiligten Munizipien zur Verfügung 
gestellt  (vgl. Cam acho o.A. :  154;  de Cast illo 1996:  32f.;  Fum o et  al. 2000:  22) . 
Dabei ist  kr it isch anzum erken, dass die Arm utskarte sehr grobe, großflächige Ka-
tegorisierungen vornim m t , so dass Arm utsinseln innerhalb der klassifizierten Ter-
r itor ien vernachlässigt  und besonders bedürft ige Gem einden oftm als nicht  ident i-
fiziert  werden und dam it  ohne Zugang zu Projektm it teln bleiben (vgl. de Cast illo 
1997, Anexo B:  2) . Die bereits dem  FSE anhängige Krit ik, dass Fondsm it tel selten 
den Ärm sten der Arm en zugute kam en, m usste sich som it  auch der FI S gefallen 
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 Programa de Acciones Estratégicas para el Desarrollo Humano 
52
 Unter capacitación productiva wurde die Bereitstellung von produktiver Infrastruktur und persönlichen 
Dienstleistungen verstanden. 
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lassen:  „Higher per capita SF expenditures often go to bet ter-off com m unit ies or 
provinces than to the poorer or the poorest . Even in the “star”  Bolivian SF, the 
r ichest  of five incom e areas received two-and-a-half t im es as m uch SF funding 
per capita as the poorest  five ($ 25 versus $ 10) .”  (Tendler 2000:  94) .  
 
Die auf die LPP neu abgest im m te Fondspolit ik sollte auf m unizipaler Ebene zu ei-
ner Stärkung dem okrat ischer Prinzipien und einer Minim ierung der polit isch-
parteilichen Einm ischung hinsicht lich der Zusam m ensetzung der Projektm appe 
beit ragen. Das heißt , es sollte sichergestellt  werden, dass die beant ragten Projek-
te im  Rahm en der part izipat iven Planung durch die Beteiligung lokaler Organisat i-
onen bzw. St rukturen ident ifiziert  und pr ior isiert  worden waren (vgl. de Cast illo 
1996:  28 u. 36;  Jørgensen/ Van Dom elen 1999:  10) .  
Zu den Defiziten der FI S-Projekte zählte – t rotz aller Neuerungen -  auch weiterhin 
die m angelnde Nachhalt igkeit  von einm al abgeschlossenen Vorhaben. Bereits vor 
1994, als noch die jeweiligen Sektorm inister ien für die I nstandhaltung und die 
personelle Ausstat tung zuständig waren, ergaben ex-post -Evaluierungen, dass 
sowohl bei Bildungs-  als auch Gesundheitsprojekten m eist  eine einm alige Grund-
ausstat tung m it  Medikam enten respekt ive m it  Lehrm aterial erfolgte, die Kont inui-
tät  der laufenden Kostenübernahm e allerdings oftm als ausblieb (vgl. de Cast illo 
1996:  31) .  
 
Resüm ierend kann festgehalten werden, dass der FI S während der gesam ten 
Laufzeit  (1991 -  2001)  ein Ressourcenvolum en von 310,6 Millionen US-Dollar in-
vest iert  hat , wobei 55%  in Bildungs-  und Fortbildungsprojekte flossen, weitere 
25%  für Basisinfrast ruktur sowie 15%  für den Gesundheitssektor bereitgestellt  
wurden (vgl. Abbildung 6) . 
I n den Jahren 1998 und 1999 m achten die I nvest it ionen des FI S, FDC und FNDR 
ungefähr 18%  der öffent lichen I nvest it ionen aus. Von den invest ierten 90 Millio-
nen US-Dollar wurden 65%  über kondit ionierte Transfers und 35%  über Kredite 
an Munizipien und Präfekturen getät igt  (vgl. Dio/ Terán (o.A.) :  10) . 
 
55
25
15
5 Bildung und
Fortbildung (in %)
Basisinfrastruktur
Gesundheit
andere
 
Abbildung 6 : Das I nvest it ionsvolum en des FI S ( 1 9 9 1 - 2 0 0 1 )  nach Sektoren 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
I n den Jahren 1996 und 1997 wurden die höchsten I nvest it ionsleistungen erzielt .  
Die Stagnat ionsphase 1994/ 1995 lässt  sich m it  der Verabschiedung der Ley de 
Part icipación Popular und der konzept ionellen Um orient ierung des FI S erklären, 
während sich ab 1996 die neuen Vergabekriter ien und inhalt liche Modifikat ion des 
Fonds bereits zu etablieren begannen. Die ab 1998 unter der Regierung Banzer 
wiederum  abnehm enden Förderleistungen weisen auf zunehm ende Effizienz-  und 
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 I nvest it ionsproblem e hin, die erst  m it  der kom plet ten Rest ruktur ierung der 
Fondsst ruktur und der Fusion des FI S und FDC zum  Fondo de I nversión Product i-
va y Social (FPS)  2001 behoben wurden. So erfolgte bis zum  Jahr 2000 ein un-
verhältnism äßiger Ausbau der inst itut ionellen St ruktur des FI S, der sich unter an-
derem  darin äußerte, dass landesweit  regionale Vert retungen geschaffen wurden, 
deren einzige Aufgabe darin bestand, den Fonds und dessen Arbeit  zu verm arkten 
und die Finanzierungsant räge an die Zent rale zu schicken, wo sie nach eingängi-
ger Evaluat ion entweder angenom m en oder abgelehnt  wurden. Trotz der I m ple-
m ent ierung von regionalen FI S-Büros und einer verbesserten I nterakt ion m it  den 
Munizipien, war keine effekt ive inst itut ionelle Dezent ralisierung der Sozialfonds-
st ruktur zu beobachten. So erfolgte die Bewilligung von Projektvorhaben bzw. 
Entscheidungsfindung weiterhin ausschließlich in der FI S–Zent rale. Zudem  fand 
keinerlei Austausch oder gar Abst im m ung m it  den bet roffenen Sektoralpolit iken 
stat t . Diese st reng vert ikale und starre St ruktur sowie die zunehm ende Bürokrat i-
sierung können als ein wesent licher Aspekt  für die wachsende I neffizienz bei der 
Ressourcenzuweisung und der Projekt finanzierung gewertet  werden (vgl. Dio/  
Terán o.A.:  9) .  
6 .3  Zw ischenfazit :  
Als ein langfr ist ig or ient iertes sozialpolit isches I nst rum ent  konzent r ierten sich die 
Zielsetzungen des FI S im  Vergleich zu denjenigen des FSE prim är auf die Arm uts-
bekäm pfung.  
Trotz der Beibehaltung der grundlegenden Organisat ionsm erkm ale (Organisat i-
onsst ruktur, I nfrast ruktur, teile der Program m palet te)  des FSE, benöt igte der FI S 
eine Anlaufzeit  von drei Jahren, bis die von Seiten der internat ionalen Kooperat i-
on bereitgestellten Mit tel wieder im  größeren Um fang invest iert  werden konnte. 
Dies war neben der konzept ionellen Neuausrichtung und dam it  verbundenem  Or-
ganisat ionsaufwand insbesondere der verwaltungsintensiveren Vergabepraxis ge-
schuldet .  
I nwiefern die sozialpolit ischen Maßnahm en respekt ive die arm utsreduzierende 
Wirkung der FI S-Tät igkeit  von Erfolg war, stellt  sich angesichts der m angelnden 
Zielgruppenorient ierung und Treffsicherheit  der Maßnahm en als ext rem  fragwür-
dig dar.  
 
Für den Zeit raum  der 1980er Jahre bis Mit te der 1990er kann insbesondere im  
Zusam m enhang m it  der I m plem ent ierung der zweiten und drit ten Fondsgenerat i-
on eine starke Einflussnahm e sowohl der m ult ilateralen als auch bilateralen Ak-
teure der internat ionalen Kooperat ion bei der Definit ion neuer Modelle der sozia-
len Fürsorge und der m öglichen Ausgestaltung einer übergeordneten 
sozialpolit ischen St rategie regist r iert  werden (vgl. Clem ente 2003:  7) .  
Hinsicht lich der Existenz oder Nichtexistenz einer einheit lichen Geberabst im m ung 
kann konstat iert  werden, dass die unter der Leitung der Weltbank koordinierten 
bi-  und m ult ilateralen Finanziers des Sozialfonds sich zwar regelm äßig im  Rahm en 
inform eller Treffen über die Mit telverwendung austauschten, eine konkrete Ab-
st im m ung im  Hinblick auf gem einsam e st rategische Zielsetzungen allerdings nicht  
zu realisieren war. 
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7  Die I m plem ent ierung des Directorio Único de 
Fondos ( DUF)  
Eine Reihe inst itut ioneller Reform en einerseits sowie das Missfallen bzw. die deut -
liche Krit ik der Geber an den allseits lauter werdenden Korrupt ionsvorwürfen ins-
besondere im  Zusam m enhang m it  dem  FDC andererseits beschleunigten Ende der 
1990er Jahre die geforderte Rest ruktur ierung der FONDES-St ruktur. Unter m assi-
ven Druck der Weltbank wurden im  Juni 1999 die Direktor ien des FI S, des FNDR, 
des FDC und des FONAMA aufgelöst  und stat tdessen eine zent rale Verwaltungs-
aufsicht , der Director io Único de Fondos (DUF)  konzipiert , welche die Tät igkeit  der 
drei Fonds koordinieren und nicht  zuletzt  kont rollieren sollte (vgl. D.S. N°  25441:  
Art . 2) .  
 
 
Direktor ium  FI S Direktor ium  
FDC 
Direktor ium  FNDR Direktor ium  
FONAMA 
 
 
 
DUF 
1 Präsident :  
Vert reter der Regierung/  des Präsidialam tes 
4 Direktoren:  
jeweils ein Vert reter 
des Präsidialm inister ium s, 
des Finanzm inister ium s, 
des Landwirtschaftsm inister ium s und 
des Minister ium s für Nachhalt ige Entwicklung
und Raum planung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 7 : Die Auflösung der einzelnen Fonds- Direktorien unter dem  Dach des DUF  
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Zukünft ig m ussten alle organisator ischen sowie projekt -  bzw. program m relevan-
ten Entscheidungen dem  DUF vorgelegt  werden.53 I m  Rahm en einer klar form u-
lierten übergeordneten St rategie, welche die Verteilung der Finanzressourcen 
wieder unter polit ische Kont rolle stellte, sollte der DUF sich für die Entbürokrat i-
sierung der wirren Fondslandschaft  m it  den sich zum  Teil überschneidenden Auf-
gabenbereichen einsetzen und eine Refokussierung der jeweiligen Ressorts sowie 
die Behebung der detekt ierten Korrupt ionsanfälligkeit  gewährleisten (vgl. Bolivia 
Press 2000) .  
                                        
53
 vgl. Decreto Supremo (D.S.) N° 25441 vom 23. Juni 1999 sowie Ley de Diálogo Nacional 2000 (Ley N° 
2235): Art. 24   
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 I m  Dezem ber 1999 erfolgte die offizielle I nst itut ionalisierung des DUF als oberste 
Entscheidungsinstanz der oben genannten Fonds.54 Mit  der I m plem ent ierung der 
DUF-St ruktur ging die Neubesetzung der Leitungsfunkt ionen in den Fonds einher. 
Allerdings versäum te m an es in diesem Kontext , Korrupt ionsvorwürfe gegen e-
hem alige Führungskräfte gezielt  zu verfolgen:  “ ( .. .)  si realm ente hubiera voluntad 
de cam biar las cosas, se em pezaría por som eter a juicio a anteriores gerentes y 
directores (sobre los que pesan preocupantes inform es de Cont raloría) , se inten-
taría recuperar los dineros m alversados y se establecería m ecanism os eficaces de 
cont rol social (que en la práct ica no existen) . Ni en el nuevo personal gerencial ni 
en la nueva est ructura se encuent ra elem entos que perm itan esperar cam bios 
sustanciales.”  (Bolivia Press 2000) .  
 
Erst  in den Jahren 2003 und 2004 rückte auf I nit iat ive der Weltbank die gezielte 
Verfolgung von Korrupt ionsvorfällen in Zusam m enhang m it  ehem aligen Funkt io-
nären des FDC und FNDR stärker in den Vordergrund und endete schließlich m it  
der konkreten Verurteilung von 15 ehemaligen Funkt ionären (vgl. Novedades 
2003/ 01;  World Bank 2004b) . Die Aufdeckung von Korrupt ion erwies sich als 
schwieriges Unterfangen, da sie oftm als über gezielte Begünst igungen bei der 
Auswahl von Bauunternehm en oder der Vergabe von Personalstellen erfolgte und 
direkte Verbindungen t rotz checks and balance in diesem  Zusam m enhang nur 
schwer nachweisbar war.  
7 .1  Nat ionale Kom pensat ionspolit ik  und die neue Rolle des 
Sozialfonds -  vom  FI S zum  FPS 
Die Einführung eines vert ikalen räum lichen Finanzausgleichssystem s, der 
Nat ionalen Kom pensat ionspolit ik (Polít ica Nacional de Com pensación -  PNC)  sowie 
die realisierte Verschm elzung des FI S und des FDC zum  Fondo Nacional de 
I nversión Product iva y Social (FPS) , welcher als das zent rale 
I m plem ent ierungsinst rum ent  der PNC fungieren sollte, gehen nicht  auf ein 
or iginär von nat ionalen Akteuren gestaltetes Konzept  zurück. Die Kernelem ente 
wurden in dem  2001 von der Weltbank genehm igten ersten "Program at ic 
St ructural Adjustm ent  Credit  for Decent ralizat ion"  (PSAC I  – I DA 3507-0-BO)  
eruiert , so dass die Einflussnahm e der Weltbank auf die nat ionale 
I nst itut ionenbildung und Polit ikgestaltung erneut  als dom inant  bezeichnet  werden 
kann. I n der Policy-Mat r ix des PSAC- I  wurden zeit liche Vorgaben für die 
Um setzung inst itut ioneller Reform en des FPS festgelegt , in denen sich die 
Regierung verpflichtete, bis Juni 2001 einen Vier jahresfinanzierungsplan für die 
FPS-St ruktur zu präsent ieren. Des weiteren sollten im  Rahm en der folgenden 
Finanzierungs-Tranchen (PSAC I I  bis I V -  2002 bis 2005)  die weiteren 
Finanzierungsm odalitäten geklärt  werden sowie die endgült ige I nst itut ionali-
sierung der FPS-St ruktur um gesetzt  werden. Das qualitat iv neue dieser Kredit linie 
bestand darin, dass internat ionale Ressourcen hier nicht  sektorgebunden zur Ver-
fügung gestellt  wurden und auch nicht  m it  der Auflage verbunden waren lediglich 
in best im m ten Schwerpunkt regionen invest iert  zu werden, sondern als sogenann-
                                        
54
 D.S. N° 25626 vom 24. Dezember 1999. Der DUF wurde als dezentralisierte Instanz des öffentlichen 
Rechts, mit eigener Rechtspersönlichkeit, eigenem technisch-administrativem Management, eigenem Haus-
halt und nationaler Handlungsbefugnis institutionalisiert. Mit dem D.S. N° 25882 vom 25. August 2000 wurde 
die Weisungsbefugnis dem Präsidenten der Republik übertragen. Im Oktober 2001 wurde dem DUF unter-
stützend ein Technisches Sekretariat (Secretaría Técnica) zur Seite gestellt, das sich u.a. für die Evaluierung 
der Fonds verantwortlich zeichnet (vgl. D.S. N° 26370 vom 24. Oktober 2001).  
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te “Program m orient ierte Gem einschaftshilfe“  (PGF)  für verschiedene Projekte und 
Program m e zur Verfügung stehen sollten. I m  Rahm en des PSAC I  kooperierten 
die Niederlande, Großbritannien, Dänem ark, Schweden und der BI D, so dass 
PSAC I  als Beispiel für eine gem einsam e Posit ion der Geber, m ehr nat ionale ow-
nership  und als Um setzungserfolg eines erfolgreichen Com prehensive Develop-
m ent  Fram eworks (CDF) 55 gehandelt  wurde. 
Der DUF erhielt  den Auft rag, einheit liche Prozedere und Mechanism en für eine ef-
fekt ive nat ionale Finanzausgleichspolit ik der PNC zu entwerfen sowie den inst itu-
t ionellen Reform prozess zu fördern. Maßgeblich unterstützt  wurde er dabei von 
der GTZ und weiteren Experten der internat ionalen Kooperat ion (vgl. Cam acho 
2004:  3) . I n diesem  Kontext  beteiligte sich die KfW m aßgeblich an der Konzept io-
nierung der PNC. 
I m  Verlauf des Jahres 2001 entwickelten die Vert reter und Vert reter innen von 
KfW und DUF im  Kontext  der PNC verschiedene Opt ionen für die zukünft ige Aus-
gestaltung der finanziellen Zusam m enarbeit . Unter Berücksicht igung der bisheri-
gen Finanzierungspraxis der KfW wurden drei unterschiedliche Vorschläge konzi-
piert , die zusam m en sowohl einen landesweiten Finanzausgleich als auch die 
Finanzierungsinteressen der KfW berücksicht igten:  
 
1. Fokussierte Finanzierung im  Kontext  der PNC:  Ressourcen sollen 
weiterhin gezielt  sektoral und regional eingesetzt  werden können. Durch 
diese Fortsetzung des earm arking sollen jahrelange Erfahrungen der 
deutschen Kooperat ion in Bolivien produkt iv genutzt  werden und zu Effi-
zienzsteigerungen führen (sector policy dialogue) . Zu den Schwerpunkten 
der deutschen Entwicklungszusam m enarbeit  zählt  die Förderung von Ba-
sisinfrast rukturprojekten im  Norden von Potosí und dem  Chaco.  
2. Breit  angelegtes Finanzierungskonzept :  Durch die unabhängig von 
spezifischen Sektoren oder Regionen offen gehaltene Zuweisung von 
Ressourcen soll der DUF bzw. FPS flexibler auf die m unizipale Nachfrage 
reagieren und die Bandbreite der verschiedenen Sektoren stärker bedie-
nen können. Die Konzept ion dieser Finanzierungslinie der KfW kann als 
Parallelfinanzierung zu der Kredit linie PSAC der Weltbank interpret iert  
werden. 
3. Kom plem entäre Finanzierung zur PNC: Mit  einer zusätzlichen Bereit -
stellung von Ressourcen soll die Effizienz von Ressourcenzuweisungen 
erhöht  und Defizite im  PNC-Design kom pensiert  werden. So sollen bei-
spielsweise Munizipien, die ihr Ressourcenkont ingent  im  Rahm en der PNC 
ausgeschöpft  haben, zusätzliche Finanzm it tel akquir ieren können. Dar-
über hinaus sollen bspw. auch größere I nvest it ionsvorhaben über diese 
Kom ponente finanziert  werden. 
Die PNC, die m it  dem  Nat ionalen Dialoggesetz, Ley del Diálogo Nacional,  im  Juli 
2001 definit iv konsolidiert  wurde, versuchte m it tels der gezielten I nst rum entali-
                                        
55
 Im Januar 1999 stellte der Präsident der Weltbank, James Wolfensohn, das neue Konzept des Compre-
hensive Development Frameworks (CDF) vor. Bolivien zählte in diesem Kontext zu den 13 Pilotländern in 
denen in einem partizipativen Prozess zwischen der Regierung, internationalen Organisationen, privatwirt-
schaftlichen Akteuren, lokalen und internationalen, öffentlichen und privaten NGOs und den Zielgruppen zu-
künftige Entwicklungsperspektiven im Kontext verschiedener Politikfelder (u.a. Sozialpolitik) eruiert werden 
sollten. Das konzeptionell Neue am CDF war die gemeinsame Geberkoordination sowie Stärkung der natio-
nalen Akteure (ownership) mit dem Ziel eine Verbesserung der Interaktion und Transparenz sowie die Ziel-
genauigkeit und Erfolgschancen von Programmen zu steigern.  Strategisch sollte der CDF langfristig die 
Transaktionskosten der Entwicklungszusammenarbeit senken und die Rolle der nationalen Regierungen 
stärken. (vgl. Burchardt 2003: 23). 
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 sierung der Sozialfondsst ruktur, die zent ralstaat lichen Transfer leistungen erst -
m als kom pensatorisch auf alle Munizipien auszuweiten. Aufgabe der PNC ist  es, 
konkrete Lösungsansätze für bestehende Defizite im  Rahm en der Dezent ralisie-
rungsprozesse sowie horizontaler und vert ikaler Ressourcendisparitäten zu lie-
fern:  Es gilt ,  die auf die Munizipien ausgerichteten zent ralstaat lichen Transferm e-
chanism en bzw. - leistungen effizienter zu gestalten, inst itut ionelle Aufgaben neu 
zu definieren und die Verteilungsgerecht igkeit  des Ressourceneinsatzes zu Guns-
ten der ärm sten Bevölkerungsgruppen bzw. im  Sinne einer akt iven räum lichen 
Ausgleichspolit ik zu erhöhen. Gleichzeit ig soll die Rolle der dezent ralen I nstanzen 
und ihre Beziehung zur zent ralstaat lichen Ebene neu best im m t  werden (vgl. Ca-
m acho 2004:  2, DUF 2004b) . I n diesem  Zusam m enhang soll die PNC gewährleis-
ten, dass die von der internat ionalen Kooperat ion bereitgestellten Finanzm it tel für 
I nvest it ionen im  öffent lichen Sektor auf gerechte und t ransparente Weise auf alle 
Munizipien verteilt  werden (vgl. DUF 2004b) . Som it  ist  die PNC ein entscheiden-
der Pfeiler bei der I m plem ent ierung der in der Ley de Diálogo festgeschriebenen 
bolivianischen Arm utsbekäm pfungsst rategie, die den zent ralen Referenzrahm en 
der internat ionalen Kooperat ion darstellt .  So m ussten nun säm t liche von den in-
ternat ionalen Finanzorganisat ionen, pr ivaten Entwicklungsagenturen und I nst itu-
t ionen der öffent lichen Zent ral-  oder Departm entverwaltung für die Munizipien zur 
Verfügung gestellten Finanzm it tel im  Finanzm inister ium s regist r iert  und von den 
vom  Sozialfonds zur Auszahlung vorgesehenen Budget  abgezogen werden. 
 
 
 
 
Ressourcen des 
Sozialfonds 
( intern. Kooperat ion)  
Ressourcen 
HI PC 
Ressourcen  zent ral-
staat liche Transfer-
leistungen 
Formel Formel Bevölkerung
MUNI ZI P 
Weitere offizielle Ressourcen die für I nvest it ionen im  
Zuständigkeitsbereich der Munizipien gedacht  sind 
werden abgerechnet  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 8 : Das bis 2 0 0 4  geltende PNC- Finanztransferm odell 
Quelle: Dio 2002 
 
Die konkrete Ressourcenverteilung erfolgt  auf der Grundlage der in der  Ley de 
Diálogo verankerten Best im m ungen (vgl. Ley N°  2235:  Art . 17) :   
 
Zunächst  wird m it  Hilfe der Arm utskarte die Bevölkerung jedes Munizips in fünf 
Kategorien klassifiziert . Der dabei zugrunde gelegte Arm utsindikator or ient iert  
sich an den sogenannten Necesidades Básicas I nsat ifechas (NBI ) , den unbefr ie-
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digten Grundbedürfnissen:  es werden fünf verschiedene Niveaus der Grundbe-
dürfnisbefr iedigung differenziert  (vgl. Abbildung 9) .  
 
 
 
-1 
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1  
moderate 
Arm ut  
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werden weniger gefördert       werden stärker gefördert  
3  
Marginalisierte 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 9 : Die Necesidades Básicas I nsat ifechas ( NBI ) , die unbefr iedigten 
Grundbedürfnisse  
Quelle: DUF 2004b 
 
Die gesam te Bevölkerung eines Munizips wird anschließend dem  Niveau der 
Grundbedürfnisbefr iedigung entsprechend den beschriebenen fünf Kategorien zu-
geordnet . I n einem  nächsten Schrit t  wird die jeweilige EinwohnerI nnenzahl einer 
Kategorie m it  der dem  Grad der Grundbedürfnisbefr iedigung entsprechenden Va-
r iablen m ult ipliziert  und abschließend alles addiert . 
 
 
Beschreibung 
Zahl der  
Einw ohnerI nnen 
Mult iplikat i-
onsfaktor 
berechnete 
Bevölkerung 
Zahl der EinwohnerI nnen des Mu-
nizips m it  befr iedigten Grundbe-
dürfnissen  
A -1 A x-1 
Zahl der EinwohnerI nnen an der 
Schwelle zur Arm ut  
B 0 B x 0 
Zahl der EinwohnerI nnen an m o-
deraten Arm en 
C 1 C x 1 
Zahl der EinwohnerI nnen an ex-
t rem  Arm en 
D 2 D x 2 
Zahl der EinwohnerI nnen an Mar-
ginalisierten  
E 3 E x 3 
insgesam t  A+ B+ C+ D+ E  -1A+ 0B+ 1C+ 2D+ 3E  
 
Das Resultat  entspricht  der Zahl der berechneten Bevölkerung (populación recal-
culada) , die als Grundlage für die weitere Ressourcenzuweisung dient  (vgl. An-
hang A) :  
 
a. 30%  der im  Rahm en der PNC insgesam t  zur Verfügung stehenden  
Ressourcen werden unter den 9 Departements zu gleichen Anteilen verteilt .  
b. I n den Departem ents wiederum  erfolgt  die Aufteilung gem äß den  
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 Arm utsindikatoren der jeweiligen Munizipien. 
c. Die rest lichen 70%  der Ressourcen werden entsprechend den Arm utsindices 
unter allen Munizipien verteilt .  
Anhand dieser Auszahlungsform eln werden Förderhöchstgrenzen für die Munizi-
pien festgesetzt  ( fij ación de techos) . Darüber hinaus soll durch diese form elab-
hängige Zuweisung die Transparenz und Ausgewogenheit  bei der Verteilung der 
zur Verfügung stehenden Finanzm it tel zum indest  theoret isch gesichert  werden. 
Allerdings zeigten sich schon bald und bis heute anhaltende Defizite. Dies galt  
nicht  nur im  Hinblick auf die Sum m e der tatsächlich ausgezahlten Ressourcen, 
sondern insbesondere hinsicht lich der anvisierten Begünst igung besonders be-
nachteiligter und arm er Munizipien. Das für die insgesam t  314 Munizipien im  
Rahm en einer ersten Auszahlungst ranche zur Disposit ion gestellte I nvest it ionsvo-
lum en wurde vom  FPS auf 100 Millionen US-Dollar beziffert . De facto standen 
dem  FPS allerdings nur 70 Mill.  US-Dollar zur Verfügung, was dazu führte, dass 
die m unizipale Nachfrage deut lich höher ausfiel, als Ressourcen zur Verfügung 
standen (vgl. DUF 2004b;  FPS 2002) . Zudem  sollten die auszuzahlenden Gelder 
innerhalb von 18 Monaten (von Mit te 2001 bis Ende 2002)  an die Munizipien 
t ransfer iert  werden, was allerdings selbst  nach 40 Monaten nicht  geschehen war. 
Dies ist  sowohl den m angelnden Auszahlungs-  und I nvest it ionskapazitäten des 
Sozialfonds als auch der inst itut ionellen Überforderung zahlreicher Munizipien an-
zulasten. Laut  eigenen Erhebungen, erfolgte von Seiten der Regierung keine 
ernstzunehm ende Unterstützung des PNC-Konzepts. So vert raten Vert reter der 
bilateralen Kooperat ion die Ansicht , dass das I nteresse der Regierung vor allem  
darin bestand, der internat ionalen Kooperat ion gegenüber Handlungsbereitschaft  
zu dem onst r ieren, um  m it  der Bereitstellung entsprechender Finanzm it teln rech-
nen zu können. Bis 2002 wurden lediglich 36,6 Millionen US-Dollar zur Verfügung 
gestellt .  Die Nachfrage von Seiten der Munizipien belief sich zeitgleich auf 83 Mil-
lionen US-Dollar.  
Zu der am  häufigsten vorget ragenen Krit ik zählt , dass für Munizipien m it  geringer 
inst itut ioneller und personeller Kapazität  grundsätzlich die selben Kondit ionen gel-
ten und som it  Munizipien m it  einem  gut  ausgebildeten Personal und breiterem  in-
st itut ionellen Verwaltungsaufbau bzw. entsprechenden Erfahrungen nach wie vor 
begünst igt  werden.56 Darüber hinaus zeigt  sich, dass die geltenden Förderhöchst -
grenzen für kleine Munizipien m it  geringer EinwohnerI nnenzahl insbesondere im  
ruralen Raum  eine Realisierung von I nfrast rukturm aßnahm en m it  einem  Mindest -
invest it ionsvolum en, wie beispielsweise kom m unale St raßenverbindungen oder 
ländliche Krankenhäuser, unm öglich m achen, da die auf der Grundlage der Bevöl-
kerungsgröße zur Disposit ion gestellten Ressourcen für größere I nfrast rukturpro-
jekte nicht  annähernd ausreichen. Durchaus notwendige I nvest it ionen in häufig 
benachteiligten Gebieten werden som it  per se ad absurdum  geführt . Diese Hand-
habung bzw. Defizite t ragen zu einem  spürbaren Glaubwürdigkeitsverlust  auf Sei-
ten der Munizipien und einer m assiven I nfragestellung der Sozialfondsst ruktur 
bei.  
                                        
56
 Weiterführende Literatur zu den Defiziten in der konzeptionellen Gestaltung und der Umsetzung der PNC 
(vgl. Aguilar Perales/ Ruiz Mier 2004). 
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8  Der Fondo Nacional de I nversión Product iva y 
Social ( FPS)  
 
Mit  dem  Decreto Suprem o N°  25984 vom  16. Novem ber 2000 wurden die pro-
gram m at ischen Schwerpunkte des FDC und des FI S der neuen St ruktur des Fon-
do Nacional de I nversión Product iva y Social (FPS)  übert ragen, welcher sich zu-
künft ig für I nvest it ionen sowohl im  sozialen als auch produkt iven Sektor 
zuständig zeigt  (vgl. Abbildung 10) .  
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Abbildung 1 0 : Die Fusion des FI S und FDC und der neue Zuständigkeitsbereich des FPS 
Quelle: FPS 2004c  
 
Während der allgem ein als korrupt  und ineffizient  geltende FDC von der St ruktur 
des FPS isoliert  wurde und als aufzulösende I nstanz für die verbleibende Exis-
tenzdauer der Weisungsbefugnis des Arbeitsm inister ium s unterstellt  wurde, soll-
ten die bereits laufenden Projekte und Program m e des FI S im  Rahm en der neuen 
FPS-St ruktur zum  Abschluss gebracht  bzw. die zugesagten Ressourcen invest iert  
werden. Durch die Zusam m enlegung sollte eine Bündelung von Know-how, Kom -
petenzen sowie Kont roll-  und Aufsichtsfunkt ionen erreicht  werden. 
Offiziell nahm  der FPS am  1. Februar 2001 seine Tät igkeit  ohne zeit liche Befr is-
tung und als dezent rale Förderinst itut ion des öffent lichen Rechts ohne Gewinnbe-
st rebungen unter der Weisung des Präsidialam tes auf. Die neue Fondst ruktur ist  
dezent ral organisiert , das heißt , in allen neun Departem ents wurden Büros des 
FPS eingerichtet , die jeweils unter der Führung eines durch den DUF eingesetzten 
departam entalen Leiters stehen. Der Exekut iv-Direktor der in La Paz ansässigen 
FPS-Zent rale wird ebenfalls vom  DUF eingesetzt  und ist  diesem  weisungsgebun-
den. 
 
Der generelle Handlungsrahm en und die Zielor ient ierung der FPS-Tät igkeit  wird 
bereits in den Kredit -  und Schenkungsvereinbarungen zwischen der Zent ralregie-
rung und der Regierung des Kooperat ionslandes bzw. der Kooperat ionsorganisat i-
on definiert . Daran anknüpfend werden die Best im m ung der Auswahlkr iter ien für 
Projekte sowie die Zusam m ensetzung des Projektm enüs in gem einsam er I nterak-
t ion zwischen nat ionalen und internat ionalen Akteuren (Regierung bzw. Finanzm i-
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 nister ium / Sektorm inister ien sowie internat ionaler Kooperat ion)  best im m t . Des 
weiteren werden unter Mitwirkung des Finanzm inister ium s und Sektoralm iniste-
r ien die grundsätzlichen Voraussetzungen für den kondit ionierten Transfer von 
Ressourcen konkret isiert . 
Die in den Rahm envert rägen m it  der internat ionalen Kooperat ion get roffenen 
Zielform ulierungen werden auf nat ionaler Ebene über subsidiäre Vereinbarungen 
zwischen dem  FPS und dem  Finanzm inister ium  bekräft igt . An der Schnit tstelle 
zwischen nat ionaler und lokaler Ebene definiert  schließlich die PNC die konkreten 
Vorgaben, die von Munizipien erfüllt  werden m üssen, wenn sie die über den FPS 
kanalisierten Förderleistungen in Anspruch nehm en wollen (vgl. Pröm m el Quere-
jazu 2004) .  
Die Rolle der lokalen Ebene beschränkt  sich auf die des Leistungsem pfängers, 
welcher über keinerlei Definit ionsm acht  bei der Ausgestaltung des FPS-Prozedere 
bzw. der inhalt lichen Schwerpunktsetzung verfügt . Zusam m enfassend kann fest -
gestellt  werden, dass weder zwischen der internat ionalen und der lokalen noch 
zwischen der nat ionalen und lokalen Ebene eine I nterakt ion hinsicht lich der in-
halt lichen, konzept ionellen oder technisch-adm inist rat iven Ausgestaltung der 
Fonds-  bzw. PNC-Polit ik stat t findet . Die Munizipien werden als Klienten des FPS 
wahrgenom m en und nicht  als st im m berecht igte Akteure bet rachtet . 
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Abbildung 1 1 : Die I nterakt ion der verschiedenen Ebenen 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Der FPS ist  gegenüber den nat ionalen und internat ionalen I nstanzen rechen-
schaftspflicht ig. So m uss der FPS sowohl dem  Schatzam t  (Tesoro General de la 
Nación -  TGN)  als auch den internat ionalen Geldgebern regelm äßig Auskunft  über 
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die Verwendung seiner Finanzen erteilen und einen Tät igkeitsbericht  vorlegen. 
Zudem  m üssen dem  Finanzm inister ium  und den jeweiligen Sektorm inister ien I n-
form at ionen über die im  öffent lichen Sektor getät igten I nvest it ionen eingereicht  
werden, die wiederum  an die nat ionalen bzw. internat ionalen Geldgeber weiterge-
leitet  werden. 
 
Aufgabe des FPS ist  es, die von den Munizipien in den Sektoren Bildung, Gesund-
heit , Basisinfrast ruktur, ländliche Energie, ländliche Entwicklung, natür liche Res-
sourcen und Um welt  sowie inst itut ionelle Stärkung beant ragten Program m e und 
Projekte sowie alle m it  der bolivianischen Arm utsst rategie konform  gehenden Pro-
jekte m it  zu finanzieren. Die zu fördernden Sektoren wurden von den jeweiligen 
Sektorm inister ien best im m t , die sich bei ihrer Wahl an den Ergebnissen des lan-
desweiten konsultat iven Prozesses des Nat ionalen Dialogs 200057,  der im  Jahr 
2000 unter Beteiligung von über 1000 Repräsentanten und Repräsentant innen 
der lokalen Regierungen und zivilgesellschaft licher Organisat ionen auf m unizipa-
ler, departam entaler sowie nat ionaler Ebene stat t fand, or ient ierten.58 Der FPS hat  
einerseits den Auft rag, dazu beizut ragen, dass die für die Arm utsreduzierung vor-
gesehenen Maßnahm en im plem ent iert  werden und andererseits m it tels nicht  zu-
rück zu zahlender Ressourcen, den Dezent ralisierungsprozess zu vert iefen und 
folglich die Stärkung inst itut ioneller Kapazitäten in den Munizipien zu fördern. Um  
den Zugang zu den bereitstehenden Mit teln zu gewährleisten und die I nvest it ions-
tät igkeit  zu erhöhen, soll der FPS -  je nach Bedarf der jeweiligen Stadt -  bzw. 
Landkreise -  zusätzliche Ressourcen für die technische Begleitung von Projektbe-
ant ragungen und –realisierungen bereitstellen. Darüber hinaus werden in den 
neun Departem ents Regionale Projektannahm ekom itees, die Com ités Departa-
m entales de Aprobación de Proyectos (CDAP)  eingerichtet . Die Kom itees stellen 
im  Rahm en des Decreto Suprem o N°  25984 neu geschaffene und in der Ley de 
Diálogo endgült ig im plem ent ierte Einr ichtungen dar, die als regionale Kont rollin-
stanzen regelm äßig tagen und die Transparenz der bewilligten Projektprozesse 
gewährleisten sollen (vgl. D.S. N°  25984:  Art . 12, Art . 14, Art . 20 u. Art . 24;  FPS 
2003;  Ley N°  2235:  Art . 21) . Ein Kom itee setzt  sich aus Vert retern der Munizi-
pien, der Präfektur und der Zivilgesellschaft  zusam m en. Zudem  konst ituiert  sich 
der entscheidungsbefugte Com ité técnico des CDAP aus zwei Vert retern der ge-
werkschaft lichen Vereinigung, zwei m unizipalen Vert retern sowie zwei weiteren 
Vert retern der Sektorm inister ien. Zusätzlich eingeladen werden:  der Bürgerm eis-
ter, zwei weitere lokale Vert reter sowie zwei Vert reter der Gesundheitsreform , die 
allerdings alle nicht  st im m berecht igt  sind.59  
 
I n operat iver Hinsicht  wurden neue Kont rollm om ente inst itut ionalisiert . So erfolg-
te eine vollständige Einbindung in das nat ionale Softwareprogram m  des Haus-
halts-  und Finanzverfolgungssystem s (SI GMA)  sowie die Anwendung eines neuen 
Projektverfolgungssystem s (SAP) . 
 
                                        
57
 vgl. hierzu auch die kritischen Bilanzen zum partizipativen Gehalt des Nationalen Dialogprozesses von 
CEDLA (2003); Christian Aid (2002); Spanger/Wolff (2003); Stewart/Wang (2003); Walther/Hentschel (2002) 
sowie Williams (2003). 
58
 vgl. FPS Internetauftritt in http://www.fps.gov.bo/vozfps/faq.htm#3 
59
 vgl. http://www.fps.gov.bo/vozfps/faq.htm#3 
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 Leistungsberecht igt  sind zukünft ig nur noch Munizipien oder freiwillige Zusam -
m enschlüsse m ehrerer Gem einden (m ancom unidades) .60 Dies kann im  Vergleich 
zu der im  Rahm en der LPP für den FI S gült igen Förderungsberecht igung von OTBs 
und anderen lokalen St rukturen bzw. Organisat ionen als ein Rückschrit t  gewertet  
werden, da die ehem als bestehende Möglichkeit , dass verschiedene lokale Akteu-
re die Förderung von sozioökonom ischen I nfrast ruktur invest it ionen beant ragen 
konnten und som it  variierende Bedürfnisse gedeckt  wurden, nicht  m ehr greift .  Die 
lokalen Akteure m üssen zukünft ig die im  m unizipalen Kontext  bestehenden poli-
t isch-adm inist rat iven Einflussm öglichkeiten bzw. die direkte Einflussnahm e auf 
die m unizipalen Entscheidungst räger und deren Program m at ik bewusst  nutzen, so 
dass die offiziell existenten Part izipat ionsm öglichkeiten im  Rahm en von Planungs-
prozessen bei der Ausrichtung m unizipaler Projekt -  und Program m invest it ionen 
zunehm end an Bedeutung gewinnen. 
 
Bei den FPS-Mit teln handelt  es sich um  kondit ionierte Ressourcen, die von den in-
ternat ionalen Geldgebern unter der Bedingung zur Verfügung gestellt  werden, 
dass die Gem einden sich an den Gesam tkosten der Projektvorhaben beteiligen 
(vgl. Ley N°  2235:  Art . 12) . Die Höhe des von den Munizipien zu t ragenden 
Selbstkostenanteils errechnet  sich auf der Basis von drei I ndikatoren:  
 
 
 
1. Der Arm utskarte;  wobei die ärm sten Munizipien durch den niedrigsten 
Selbst finanzierungsanteil begünst igt  werden, 
 
2. dem  gewählten Sektor der beant ragten I nvest it ion (produkt iv, sozial, 
technische Unterstützung u.a.) ;  wobei I nvest it ionen im  Rahm en der  
nat ional gesetzten Prior itäten begünst igt  werden,  
 
3. und dem  freiwilligen Zusam m enschluss zu suprakom m unalen Gem einde-
verbänden (m ancom unidades) ;  der Schrit t  sich zu größeren terr itor ialen 
Planungs-  und Verwaltungseinheiten zusam m enzuschließen, wird m it   
geringeren Selbstbeteilungsanteilen belohnt . 
 
 
 
Als Geldquellen dienen den Munizipien Zuweisungen aus dem  nat ionalen  
Steuerfinanzausgleich (copart icipación t r ibutar ia) , eigene Einnahm en oder die 
HI PC- I I  Ressourcen61, die bis dato direkt  auf den m unizipalen Konten eingehen 
(vgl. Ley N°  2235:  Art . 12) . 
 
                                        
60
 vgl. http://www.fps.gov.bo/vozfps/faq.htm#3 
61
 Bereits 1997 profitierte Bolivien vom HIPC I -Schuldenerlass und konnte sich als eines der ersten Länder 
für den erweiterten Schuldenerlass für Highly Indepted Poor Countries (HIPC II) qualifizieren. Die ex-ante 
Kondition der erweiterten Entschuldungsinitiative, auf partizipativem Wege eine nationale Strategie zur Be-
kämpfung der Armut, die Estrategia Boliviana de Reducción de la Pobreza (EBRP) zu erarbeiten, absolvierte 
das “Musterland” der internationalen Kooperation - trotz des enormen Zeitdrucks - zur vollen Zufriedenheit 
der Exekutivgremien der Internationalen Finanzinstitutionen. Im Rahmen der EBRP sollten 70% der freiwer-
denden HIPC II –Mittel als direkte Blocktransfers unter Bevorzugung der ärmsten Stadt- und Landkreise ver-
teilt werden. Das Nationale Dialoggesetz schreibt zudem die Verwendung der Mittel vor: 70% sind für soziale 
und produktive Infrastrukturinvestitionen vorgesehen. 20% sollen in die Grundbildung fließen und die verblei-
benden 10% für die Basisgesundheitsversorgung ausgegeben werden (Ernst 2005). 
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Abbildung 1 2 : Ressourcentransfer an die Munizipien 
Quelle: modifiziert  nach DUF 2004b 
 
Die Vorgabe, wonach Munizipien je nachdem , in welchen Sektor sie invest ieren, 
unterschiedlich hohe Selbstkostenbeit räge zu leisten haben (siehe Punkt  2.)  wird 
allerdings von verschiedenen Akteuren als ineffizient  bem ängelt . Da sich die Dif-
ferenzierung von “produkt iven“  und “sozialen“  Projekten lediglich in einer Variat i-
on der Selbstbeteiligung von 5% -Punkten äußert , ergo stat t  20%  Selbstbeteili-
gung 25%  angesetzt  werden, fällt  die Mot ivat ion in einen best im m ten Sektor zu 
invest ieren nicht  nur gering aus, sondern die beabsicht igte Prior isierung von sekt -
oralen I nvest it ionen wird oftm als nicht  als solche wahrgenom m en.  
Für die konkrete Beant ragung von Projekten hält  der FPS für ungefähr 30 
verschiedene Projektetypen und Program m e standardisierte Form ulare bereit , die 
in einem  vom  DUF festgelegten, für alle Munzipien gleicherweise geltenden 
Zeit raum , wieder beim  FPS eingegangen sein m üssen. Durch diese 
Vorgehensweise wird gewährleistet , dass binnen einer best im m ten Frist  alle 
m unizipalen Ant räge zeitgleich vorliegen und vergleichende Begutachtungen 
sowie Evaluierungen erleichtert  werden.  
 
Die Zugangsbarr ieren zu FPS-Mit teln werden als niedrig eingestuft . Pr inzipiell gilt ,  
dass von Seiten des Munizips keine Zahlungsrückstände gegenüber dem  FPS be-
stehen dürfen. Zudem  fordert  der DUF von den Munizipien die Bereitstellung von 
allgem einen I nform at ionen über die aktuelle Steuerbilanz und m unizipalen I nves-
t it ionsleistungen, sowie die Erstellung eines m unizipalen Analyseinst rum entes, 
dem Plan de Ajuste I nst itucional (PAI ) . Mit  Hilfe des PAI  sollen nicht  nur Aussagen 
über die bestehenden m unizipalen Verwaltungskapazitäten und -kom petenzen, 
sondern insbesondere über die Finanzsituat ion des Munizips get roffen werden 
(vgl. Dio 2002) .  
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 8 .1  Mehr Schein als Sein? -  Um strukturierung ohne t ief-
greifende st rukturelle Veränderungen  
Bis 2002 gelang es t rotz der oben beschriebenen Anst rengungen und konzept io-
nellen Modifikat ionen nicht , die m it  der I m plem ent ierung der FPS-St ruktur erhoff-
te Verbesserung der Verwaltungs-  und Allokat ionseffizienz sowie accountabilit y  
und Transparenz um zusetzen. Noch im  Septem ber 2002 prägten ein stark büro-
krat isierter Verwaltungsaufbau sowie schwerfällige Entscheidungsst rukturen die 
FPS-St ruktur:  Der Personalbestand zählte 400 Funkt ionäre bzw. Angestellte, von 
denen 333 als Experten, I ngenieure und Führungskräfte arbeiteten (vgl. Cam acho 
2004:  8) . Der nach dem  -  aus gesundheit lichen Gründen -  erfolgten Rückt r it t  
Banzers die Regierungsgeschäfte übernehm ende Vizepräsident  Jorge Quiroga 
bem ühte sich verschiedenen I nterviewpartnern zufolge besonders akt iv gegen-
über der internat ionalen Kooperat ion aufzut reten, was u.a. zu einer völlig über-
stürzten I nst itut ionalisierung des FPS führte. Die Tatsache, dass der FPS-Apparat  
derart ig anwachsen konnte, liegt  nicht  zuletzt  in der bestehenden Prakt ik partei-
polit ischer Einflussnahm e und der Logik des Klientelism us begründet . So werden 
Träger parteipolit ischer Äm ter bei der Personalbesetzung nach wie vor bevorzugt  
(cuoteo polít ico)  und diese „Tradit ion“  oder Dynam ik kann von Einzelpersonen 
auch in höheren Entscheidungsposit ionen nicht  einfach ausgehebelt  werden. 
 
Mit  dem  Regierungswechsel 2002 wurde ein neuer Exekut iv-Direktor, Marco A. 
Cam acho, m it  der Leitung des FPS bet raut . I m  Zusam m enhang m it  seiner Person 
wurde sowohl von nat ionaler als auch internat ionaler Seite ein ernstzunehm ender 
Wille zur Reform ierung des internen Prozedere des FPS konstat iert . Cam acho hat -
te nach eigenen Aussagen den Posten des Exekut iv-Direktors nur unter der Vor-
aussetzung angenom m en, dass er bei der Rest ruktur ierung und konzept ionellen 
Neugestaltung des FPS bzw. bei den anstehende Personalentscheidungen keine 
polit ische Einm ischung akzept ieren und polit ische Gefälligkeiten erweisen würde. 
Er verfügte in diesem  Kontext  über die persönliche Rückendeckung des wieder-
gewählten Präsidenten Sánchez de Lozada. Sein Engagem ent  und seine Fach-
kom petenz t rugen m aßgeblich dazu bei, eine ernstzunehm ende Dynam isierung 
der Fondsst ruktur in die Wege zu leiten. Durch drast ische Rest ruktur ierungen auf 
der nat ionalen FPS-Ebene, zu denen bspw. die Externalisierung (outsourcing)  von 
einzelnen Aufgabengebieten an pr ivate Unternehm en zählte, senkte er den Per-
sonalbestand bis Februar 2004 von 400 auf 255 Mitarbeiter. Da interne Kont rollen 
ergeben hat ten, dass viele Bewerber für die Verwaltungslaufbahn nicht  den gel-
tenden Best im m ungen bzw. nicht  über die adäquate fachliche Eignung verfügten, 
wurden zudem  die Einstellungsm odalitäten einer Revision unterzogen. Erwiese-
nerm aßen wurde der Einst ieg in den Fonds bis dato weniger durch fachliche Qua-
lifikat ionen best im m t , sondern häufig durch Korrupt ion bzw. parteipolit ische Ge-
fälligkeiten erm öglicht  (vgl. Cam acho 2004:  8) . Dieser neue Führungsst il r ief 
schnell den Unm ut  der Regierungsparteien (des Movim iento Nacionalista Revolu-
cionario (MNR)  sowie des Movim iento de la I zquierda Revolucionaria (MI R) )  her-
vor und es begann eine langwierige Auseinandersetzung, bei der es konkret  dar-
um  ging, dass die Mehrzahl der FPS-Funkt ionäre ent lassen und die frei werdenden 
Posten m it  eigenen Parteifunkt ionären besetzt  werden sollten. Die MNRistas be-
anspruchten gem äß ihrem  Wahlergebnis 60%  der öffent lich zu vergebenden Stel-
len und die Leute vom  MI R die rest lichen 40% . Die Funkt ionäre des FPS setzten 
sich aber aus den Vorgängerzeiten der Regierung Banzer und Quiroga von 1997 
bis 2001 noch überwiegend aus ADNistas (Acción Dem ocrát ica Nacional)  zusam-
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m en, die zudem  oftm als direkte Vert räge m it  der internat ionalen Kooperat ion (so 
z.B. m it  der BI D)  abgeschlossen hat ten. Da sich Cam acho dem  zunehm enden po-
lit ischen Druck nicht  m ehr entziehen konnte, einigte m an sich schließlich darauf, 
dass der größte Teil der departam entalen und operat iven Führungsposit ionen 
durch Parteigänger m it  einem  adäquaten Qualifikat ionsprofil ersetzt  werden soll-
ten. I m  Gegenzug verlangte Cam acho völlige Handlungsfreiheit  bei den Reform -
anst rengungen sowie die Zusicherung, dass insbesondere die Posit ionen von Ex-
perten und Fachkräften sowie Abteilungsleitern nicht  zur Disposit ion gestellt  
werden sollten. I m  Einklang m it  den gem einsam  m it  der KfW und der Weltbank 
get roffenen Absprachen sollten die zu besetzenden Führungsposit ionen gem äß 
den in der Ley de Diálogo get roffenen Best im m ungen in nat ionalen Periodika öf-
fent lich und landesweit  ausgeschrieben werden. I n Kooperat ion m it  dem  
Präsidenten des DUF, Sergio Weisse, wurden die neuen Modalitäten, welche die 
Transparenz erhöhen und Korrupt ion und Klientelism us innerhalb der I nst itut ion 
erschweren sollten, konkret isiert . I n diesem  Kontext  wurde die Unterstützung der 
GTZ angefragt , die allerdings eine Absage erteilte, da bei einer ähnlichen auch 
vom  DUF durchgeführten Ausschreibung im  Jahr 2000 bereits I rregular itäten ver-
zeichnet  wurden. Daraufhin beauft ragte der FPS vier externe Consultants m it  der 
Aufgabe. I m  Februar 2002 wurden die Ausschreibungen in dem  offiziellen Mit tei-
lungsblat t  der Regierung (Gaceta Oficial)  und der überregional erscheinenden Zei-
tung La Razón publiziert . Daraufhin gingen 400 Bewerbungen ein, auf welche die 
Vorauswahl geeigneter Kandidaten sowie die Phase der Bewerbungsgespräche 
hät te folgen m üssen. Stat tdessen wurde das gesam te Verfahren auf I ntervent ion 
des DUF-Präsidenten eingestellt .  Die Entscheidung wurde seinerseits dam it  be-
gründet , dass in der regionalen Zeitung El Deber de Santa Cruz keine Anzeige er-
schienen war und som it  das Bewerbungsverfahren aufgrund von fehlender Trans-
parenz abgesagt  werden m üsste. Dieser Sichtweise schloss sich auch der Minister 
für Volksbeteiligung Roberto Bárbery an (Cam acho 2005:  o.A.) .62
 
Mit  den Februarunruhen von 2003, die ein Resultat  der von Sánchez de Lozada 
angekündigten Einführung von Einkom m ensteuern waren, nahm  der parteipolit i-
sche Druck auf den Exekut iv-Direktor des FPS etwas ab, so dass rückblickend, 
insbesondere in dieser Zeit  deut liche Fortschrit te bei der adm inist rat iven, finan-
ziellen und operat iven Rest ruktur ierung zu verzeichnen waren. I m  Septem -
ber/ Oktober 2003 folgten die Auseinandersetzungen um  eine Neuregelung des 
fossilen Brennstoffgesetzes, welche im m er stärker eskalierten und die Flucht  
Sánchez de Lozada erzwangen. Die Krise endete m it  vielen Toten und der Regie-
rungsübernahm e des Vizepräsidenten Carlos Mesa. Unter der neuen Regierung 
erhielt  Cam acho als Direktor des FPS den Auft rag alle "polit ischen" Funkt ionäre 
innerhalb der öffent lichen Verwaltung zu ent lassen:  I m  offiziellen Diskurs wurde 
der Klientelism us und die Vet terwirtschaft  verurteilt ,  inoffiziell änderte sich aller-
dings wenig an der parteipolit ischen Einflussnahm e, so dass erneut  eine Vielzahl 
von Posit ionen nicht  aufgrund von Qualifikat ion m it  entsprechenden Funkt ionären 
besetzt  wurden, sondern dem  polit ischen Willen entsprochen wurde. Die perm a-
nenten Versuche der Einflussnahm e insbesondere auf Personalentscheidungen 
                                        
62
 Zur Erklärung des politischen Hintergrunds dieser Entscheidung muss hinzugefügt werden, dass die alte 
Forderung nach regionaler Autonomie im Kern die ökonomische und sozio-kulturelle Polarisation Boliviens in 
den armen andinen Westen und das reiche östliche Tiefland illustriert. Im bolivianischen Diskurs drückt sich 
dieses in den allgemein an Popularität und Erklärungskraft gewinnenden Identitätszuschreibungen der Nation 
kolla und der Nation camba aus. Sowohl der Präsident des DUF, als auch der Minister der Volksbeteiligung 
sind junge, gut ausgebildete Vertreter der Nation camba. Sie stammen aus Santa Cruz. 
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 sowie der große Druck von Seiten des Minister io de Part icipación Popular  führten 
schließlich zum  willkom m enen Rückt r it t  Cam achos.  
Die beschriebenen Entwicklungen illust r ieren die Schwierigkeiten t radit ionelle 
Klientelst rukturen nachhalt ig zu t ransform ieren. Trotz einer zunehm end eingefor-
derten Transparenz sowohl von internat ionaler als auch nat ionaler Seite sowie 
konkreten Maßnahm en gegen Korrupt ion und Pfründewirtschaft  verfügen die nat i-
onalen Eliten über eine hohe Eigendynam ik zum  Erhalt  angestam m ter Macht  und 
Privilegien. 
Zudem  änderten die eingeleiteten inst itut ionellen Modifikat ionen wenig an dem  
Glaubwürdigkeitsverlust  des FPS und seinem generell,  aber insbesondere im  loka-
len Kontext  weit  verbreiteten, schlechten I m age. Vor allem  im  Zusam m enhang 
m it  der Auszahlung der PNC-Mit tel wurde dem  Fonds Versagen und I neffizienz 
vorgeworfen. Hauptursache war in diesem  Kontext  das ext rem  bürokrat ische Pro-
jektbeant ragungs-  und Bewilligungsprozedere. Die defizitäre Freisetzung von Res-
sourcen sowie der geringe Um fang an Projektausführungen beförderten nicht  nur 
die von m unizipaler Seite bestehenden Vorbehalte gegenüber der I nst itut ion, 
sondern wurden in zunehm enden Maße auch von den bi-  und m ult ilateralen Ge-
bern zum  Anlass genom m en verstärkt  Reform anst rengungen und Effizienz sowie 
die Einführung von Sankt ionspotent ialen bei Regelverletzungen einzufordern.  
Als Ende 2002 bei der Weltbank eine Neubewertung der inst itut ionellen Rahm en-
bedingungen der PNC einsetzte, die eine grundsätzliche I nfragestellung der Rolle 
des FPS im plizierte, begann das im  Rahmen von PSAC I  noch sehr geschlossen 
wirkende Auft reten der internat ionalen Geber aufzuweichen. 
 
I nsbesondere die in den Jahren 2002/ 2003 erfolgte m assive Ent lassung von FPS-
Angestellten sowie die personellen Neubesetzungen wurden von der Weltbank 
weniger als sinnvolle Rest ruktur ierung und Verschlankung des Verwaltungsappa-
rates aufgefasst , sondern als beständige Korrupt ionsanfälligkeit  und erneute Poli-
t isierung der FPS-St ruktur interpret iert . Gegen die klare Mehrheitsposit ion der be-
teiligten Geber und der bolivianischen Regierung setzte sie daraufhin ohne 
vorherige Evaluat ion der PSAC I -Erfahrungen neue inst rum entelle und inst itut io-
nelle Lösungen für ihre Finanzierungslinien durch, die eine deut liche Distanzierung 
von der FPS-St ruktur erkennen lassen. Die in den PSAC I I -Kondit ionen dokum en-
t ierten Neuregelungen m achen deut lich, dass die Weltbank in Bolivien entwick-
lungspolit isch zukünft ig wieder stärker m ehrgleisig fährt  und den Ressourcenein-
satz im  Rahm en der PNC nicht  m ehr allein über die FPS-St ruktur tät igen läßt , 
sondern zukünft ig auf drei verschiedene Schienen verteilt :  
 
1. Das Portefeuille des PSAC I  sowie des Gesundheitsprojekts ( I DA 3541-
BO)  werden weiterhin über den FPS abgewickelt .  
2. I m  Rahm en von PSAC I I I  sollen 25%  und im  Rahm en von PSAC I V 50%  
auf der Basis von Ergebnisvereinbarungen als direkte Transfers an die 
Munizipien verteilt  werden. 
3. Darüber hinaus werden die I nvest it ionsm it tel des Projekts "Part izipat ive 
ländliche I nvest it ionen" (Program a de Desarrollo en Com unidades Rura-
les,  PDCR I I  -  Cr 3065 BO)  zur Abwicklung an eine internat ionale Con-
sult ingfirm a übert ragen. Dieses Program m  lief ursprünglich über den 
FDC, allerdings behinderten die zunehm ende Korrupt ion und schließlich 
die Auflösung des FDC einen effekt iven Einsatz der Ressourcen. 
Mit  der US-am erikanischen Consult ingfirm a FUPAD hat  sich die Welt -
bank eine eigene Exekut ivst ruktur (Geschäftsführung)  im  FPS geschaf-
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fen. Nach den Korrupt ionsvorwürfen wollte die WB zunächst  alle ihre 
Finanzzusagen zurückziehen, für die 8 Millionen die im  Rahm en des 
PDCR- I I -Kredits vorgesehen waren, bestand die Weltbank auf externer 
Abwicklung, d.h. von insgesam t  23,44 Millionen der WB-Kreditzusagen 
( I DA 3065-Bo)  sollten 8,6 Millionen extern bzw. frem dvergeben abge-
wickelt  werden und 14,84 Millionen weiter über die FPS-St ruktur kanali-
siert  werden. 
Der FUPAD sitzt  m it  in der FPS-Zent rale und hat  darüber hinaus zwölf Ver-
t retungen in den neun Departam ents, davon sind drei regional und or ien-
t ieren sich an der Projektzahl. FUPAD verpflichtet  sich vert raglich spätes-
tens bis zum  30. Juni 2006 die Gelder kanalisiert  zu haben. bis Die in 
diesem  Rahm en gewährte Vert ragshöhe beziffert  sich auf 1,3 Millionen US-
Dollar (vgl. FPS 2004b) . 
 
 PDCR-II
Kreditvereinbarung  IDA 3065 BO
23.44 Mio. $US
FPS:  
14.84 Mio. $US.
• Tranche I:  7.42 Mio. $US
•
 Tranche II: 7.42 Mio. $US
• kommunale Straßenvebindungen
•
 
Brücken
•
 
Etnoökotourismus
Consultingfirma 
8.60 Mio. $US. 
• Microbewässerung 
• Produktionsunterstützung 
Land- und Viehwirtschaft,   
Fischzucht und Handwerk 
Projekttyp  
MODALITÄT  
 
Abbildung 1 3 : Die Abw icklungsm odalitäten des PDCR I I  -  Ressourcen 
Quelle: modifiziert  nach FPS 2004b 
 
Der Entschluss und die Vorgehensweise der Weltbank hat  insbesondere von Sei-
ten der bilateralen Geber und hier vor allem  der deutschen Kooperat ion zu erheb-
lichen Zweifeln an der Ernsthaft igkeit  des CDF-Anspruchs und des "Partnership"-
Gedankens geführt . Die Einschätzungen und das unabgest im m te Vorgehen der 
Weltbank hat ten u.a. zur Konsequenz, dass die Kofinanziers des PSAC I  (die Nie-
derlande, Großbritannien und Dänem ark)  sich aus einer weiteren Finanzierung im  
Rahm en von PSAC I I  zurückgezogen haben. 
I m  Rahm en von I nterviews wurde deut lich, dass die KfW sich sehr deut lich von 
der Neuausrichtung der Weltbank distanzierte und sich vielm ehr darauf konzent -
r ierte, die bereits weit  voranget r iebenen I nst itut ionalisierungsbem ühungen im  
Rahm en der PNC und des FPS weiterzuführen. Diese Posit ionierung hängt  dam it  
zusam m en, dass sowohl die GTZ als auch die KfW m aßgeblich an dem  Entwurf 
der PNC beteiligt  waren und som it  kein I nteresse besteht  neue Parallelst rukturen 
aufkom m en zu lassen oder gar eine endgült ige Dem ontage des FPS zuzulassen. 
 
Unter dem  Eindruck dieser Entwicklungen sind die Bem ühungen für die I m ple-
m ent ierung einer zügigeren, effizienteren und t ransparenten Organisat ions-  und 
Arbeitsst ruktur des FPS besonders groß. Das Ziel lautete nicht  nur das Projekt -
prozedere qualitat iv zu verbessern, sondern insbesondere, die vom  FPS angebo-
tenen Dienst leistungen effizienter und t ransparenter zu gestalten. Zu diesem  
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 Zweck sollte u.a. der Einsatz m oderner Kom m unikat ions-  bzw. I nform at ionsm it tel 
erhöht  werden. Ferner wurden auf der Verwaltungsebene neue Buchhaltungspro-
gram m e installiert , die m ehr accountabilit y  gewährleisten sollten (vgl. Cam acho 
2004:  5f) . Diese Modernisierung leistete überdies einen m aßgeblichen Beit rag zu 
der Senkung der Verwaltungskosten (overheads)  von 2002 auf 2003 um  24,3%  
(vgl. ebd.:  8) . I n diesem  Kontext  werden in Kooperat ion m it  der GTZ ernste An-
st rengungen unternom m en um  das I SO-Zert ifikat  9001: 2000 zu erhalten, das die 
I m plem ent ierung eines prozessorient ierten Managem ents unterstützen und zu 
deut lichen Effizienzfortschrit ten beit ragen soll.  Durch die in diesem  Zusam m en-
hang beabsicht igte t ransparente Gestaltung von Finanz-  und 
Verwaltungsprozedere soll insbesondere dass Vert rauen der internat ionalen 
Geldgeber wiedererlangt  werden (vgl. FPS 2004 b;  Pröm m el Querejazu 2004) . 
Auf die nicht  nur von Seiten der Munizipien häufig vorget ragenen Krit ik, die Pro-
jektannahm everfahren seien zu kom plex, langwierig und nach wie vor hochgradig 
bürokrat isiert , wurde m it  einer weit reichenden Modifizierung und wesent lichen 
Beschleunigung geantwortet  (vgl. CEPAS/ ProPACS 2003) . Die einzelnen Verfah-
rensschrit te und die durchschnit t liche Zeitdauer, die für den Projektentwurf und 
die Bauausschreibung benöt igt  wurden, konnten 2004 von 140 auf 50 Verfah-
rensschrit te bzw. von 485 auf 190 Tage reduziert  werden (vgl. Cam acho 2004:  
o.A.) .  
 
Darüber hinaus wurde eine dezidierte Aufarbeitung und Ahndung früherer Korrup-
t ionsfälle eingeleitet . Mit  dem  Resultat , dass schließlich Anfang Juli 2004 der de-
partam entale Ex-Leiter eines FPS-Büros zu der Höchstst rafe von 10 Jahren sowie 
ein weiterer Mitarbeiter zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt  wurden. I hnen konnte 
für den Zeit raum  von 2000 bis 2002 u.a. Bestechung, Verunt reuung von Geldern 
sowie Urkundenfälschung nachgewiesen werden. Wegen ähnlicher Delikte steht  
eine weitere Anklage gegen einen ehem aligen Leiter eines FPS-Büros noch aus 
(vgl. Opinión 2004, 3. Juli;  La Prensa 2004, 3. Juli;  El Diar io 2004, 3 Juli;  La Ra-
zón 2004, 4. Juli;  El Mundo 2004, 4. Juli) .  I nwiefern unter dem  seit  Mai 2004 am -
t ierenden neuen Exekut iv-Direktor eine ebenso entschiedene Verfolgung von Kor-
rupt ion zu erwarten ist , bleibt  abzuwarten. I n Gesprächen wurde wiederholt  auf 
die Verbindungen zwischen dem  aktuellen Exekut iv-Direktor und dem  verurteilten 
Personenkreis in Cochabam ba verwiesen. 
 
Darüber hinaus wurde am  06.01.2005 in einem  Zeitungsart ikel (La Razón)  de-
nunziert , dass unter der Leitung des FPS in Totora – einer Region, die 2002 von 
einem  Erdbeben und starken Regenfällen erschüt tert  wurde und in der in den fol-
genden Jahren m it  Unterstützung des FPS, I nfrast ruktur und Wohnbebauung so-
wohl neu err ichtet  als auch restauriert  worden ist  -  wissent lich Gebäude und vor 
allem  Dächer m it  m angelhaftem  Baum ateriell err ichtet  wurden. Was dazu führt  
das die err ichteten Gebäude größtenteils bereits wieder baufällig seien. Dem  FPS 
wird in diesem  Kontext  Korrupt ion und die Verunt reuung von Geldern vorgewor-
fen. Der FPS verweist  seinerseits auf die Verantwortung der Munizipien bzw. der 
lokalen Verantwort lichen und jeweiligen Baufirm en.  
Pikanterweise war der aktuell am t ierende Exekut iv-Direktor zum  fraglichen Zeit -
raum  der Verantwort liche für Erosions-  und Naturkatast rophen (director de em er-
gencias)  innerhalb des FPS. Bereits dam als sollen I rregular itäten festgestellt  wor-
den sein. Der BI D hat te dam als für den Wiederaufbau bzw. die Sanierung von 55 
zweistöckigen Wohnhäusern Gelder zur Verfügung gestellt ,  die über den FPS ab-
gewickelt  wurden. Allerdings weisen nicht  nur die bis dato ausgeführten Baum aß-
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nahm en erhebliche Mängel auf, sondern die veranschlagten Kosten erscheinen 
überm äßig hoch angesetzt , so dass von Seiten der städt ischen Verantwort lichen 
Zweifel an der ordnungsgem äßen Ausführung der Bauvorhaben laut  wurden:  so 
sind pro Wohnhaus für die Sanierung 9.000 US-Dollar in Rechnung gestellt  wor-
den, was angesichts der durchgeführten Arbeiten und der Qualität  des Baum ate-
r ials überdim ensioniert  erscheint . Darüber hinaus wurden die Arbeiten zwar am  
13. August  2004 abgeschlossen, in den Dokum enten wird aber m it  Februar 2004 
signiert . I n Anbet racht  dieser nachweisbaren I rregular itäten baten die städt ischen 
Verantwort lichen des BI D im  Dezem ber 2004 eine auditor ia técnica y financiera 
hinsicht lich der vom  FPS ausgeführten Bauarbeiten einzuberufen. Unter diesen 
Um ständen werten Kenner der Fonds- I nterna, den Weggang von Marco A. Cam a-
cho als einen Verlust  für die eingeleiteten Reform anst rengungen. 
8 .1 .1  Die Förderschw erpunkte 
I n den Jahren 2002 und 2003 hat  der FPS 97 Millionen US-Dollar invest iert , wobei 
der Bildungssektor m it  60%  den größten Anteil auf sich vereinte, während I nves-
t it ionen im  Bereich der Ausstat tung m it  Basisinfrast ruktur 7%  und Förderungen 
im  Gesundheitssektor 12%  des Gesam tvolum ens ausm achten. Mit  9%  rangierten 
I nvest it ionen zur Förderung der ländlichen Entwicklung ebenfalls unter den I nves-
t it ionsschwerpunkten des FPS, was m it  der Eingliederung der ehem aligen FDC-
Förderschwerpunkte/  Tät igkeiten unter dem  Dach des FPS zu erklären ist  (vgl. 
Abbildung 14) . Zu den weiteren Förderbereichen des FPS zählten die Sektoren 
Energie (4,5 % ) , Prävent ion (3,6% ) , Stadtplanung und Wohnungsbau (2,4% )  so-
wie m ult isektorale I nvest it ionen, Um weltschutz, inst itut ionelle Stärkung und 
Transportwesen (1,5% )  (vgl. DUF 2004a) . 
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Abbildung 1 4 : Der I nvest it ionsanteil des FPS ( 2 0 0 2 - 2 0 0 3 )  nach Sektoren 
Quelle: modifiziert  nach DUF 2004a 
 
 
I m  Jahr 2004 wurden 68,4 Millionen US-Dollar invest iert . Davon flossen 30%  in 
Basisinfrast rukturprojekte und 26%  in die Förderung der ländlichen Entwicklung, 
23%  wurden für Bildungs-  und Fortbildungsprojekte sowie 10%  für den Gesund-
heitssektor bereitgestellt  ( vgl. Abbildung 15 ) . 
 
 
 
Working Paper 03/ 2006 l 79 
 23
3011
26
10
Bildung und
Fortbildung (in %)
Basisinfrastruktur
Gesundheit
ländliche Entwicklung
andere
 
Abbildung 1 5 : Der I nvest it ionsanteil des FPS 2 0 0 4  nach Sektoren 
Quelle: FPS 2005 I nternet  
 
 
 
Seit  der I nst itut ionalisierung des FPS sind steigende I nvest it ionsleistungen zu be-
obachten. I n dem  Zeit raum  zwischen 2002 bis 2004 wurden insgesam t  149,66 
Millionen US-Dollar invest iert  (vgl. Abbildung 16) .  
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 *  Die Zahlen für  2 0 0 5  stellen das beabsicht igte I nvest it ionsvolum en dar. 
Abbildung 1 6 : Die Entw icklung des I nvest it ionsvolum en des FI S und des FPS von 1 9 9 1  bis 2 0 0 4   
Quelle: FPS 2004 (Taller)  
 
 
I m  Kontext  der PNC wurde t rotz aller Schwierigkeiten eine größere Verteilungsge-
recht igkeit  zugunsten der ärm eren bis ärm sten Munizipien erreicht , so dass m an 
dem  postulierten nat ionalen sowohl vert ikalen als auch horizontalen Finanzaus-
gleich näher kom m t (vgl. Cam acho 2004:  9) .  
Die Munizipien werden je nach Arm utsniveau in fünf verschiedene Kategorien un-
terteilt ,  wobei die Kategorie I  für reiche Munizipien und die Kategorie V für be-
sonders arm e Munizipien steht  (vgl. Abbildung 17) . 
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Abbildung 1 7 : Der I nvest it ionsanteil differenziert  nach FI S-  bzw . FPS-
Finanzierungen und m unizipaler  Kategorie 
Quelle: FPS 2004b 
8 .1 .2  Das Fördervolum en und die Finanzierungsquellen 
I n den Jahren 2002 und 2003 rangierte die Weltbank m it  56%  weiterhin an erster 
Stelle unter den externen Finanzierungsquellen des FPS gefolgt  von dem  BI D m it  
12,6%  und der KfW m it  7% . I m  Vergleich zu der Zusam m ensetzung der Finanzie-
rungsquellen des FI S von 1991 bis 2001 fällt  auf, dass die Schweiz, Dänem ark 
und Großbritannien dem  FPS 2002 und 2003 keine direkten Ressourcen zur Ver-
fügung gestellt  haben. Ebenso wenig erhielt  der FPS Gelder von der CAF. 
 
I nvest iertes/  ausgezahltes Res-
sourcenvolum en nach 
Finanzierungsquellen 
Bet rag 
( in Millionen US- Dollar)  
W eltbank 54,2 
BI D 12,3 
KfW  6,8 
Kanada 3,1 
Schw eden 5,4 
Dänem ark 0 
Großbritannien 0 
Schw eiz 0 
Niederlande 2,5 
CAF 0 
UNI CEF 0 
TGN  9,6*  
andere Finanzierungsquellen 3,1 
I nsgesam t  97 
* nur für  2 0 0 2  
Tab. 1 6 : I nvest iertes/  Ausgezahltes Ressourcenvolum en Finanzierungs-
quellen des FPS in den Jahren 2 0 0 2  und 2 0 0 3  
Quelle: m odifiziert  nach DUFa 
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I m  Rahm en der PNC stehen aktuell 125,65 Millionen US-Dollar zur Verfügung. 
Der BI D stellt  in diesem  Kontext  m it  64 Mill.  US-Dollar (51% )  knapp die Hälfte 
des Finanzvolum ens und ist  som it  der größte Geldgeber der PNC. Dabei werden 
über das Program m  PROAGUAS 35 Mill.  US-Dollar für Basisinfrast ruktur invest it io-
nen bereitgestellt ,  weitere 16,4 Mill.  US-Dollar über das Program m  DUSAF, das 
I nvest it ionen im  sozialen und produkt iven Sektor fördert  und schließlich 12,6 Mill.  
US-Dollar im  Rahm en des Bildungsprogram m s Reform a Educat iva I I .  
Die Weltbank stellt  insgesam t  37,77 Mill.  US-Dollar (30% )  zur Verfügung. Zu den 
Finanzierungslinien zählen hier PSAC I  m it  8 Mill.  US-Dollar für I nvest it ionen im  
produkt iven und sozialen Sektor, MAR I I  m it  5,1 Mill.  US-Dollar für Projekte im  
Gesundheitssektor und PDCR I I  m it  knapp 25 Mill.  US-Dollar für produkt ive I nves-
t it ionen im  ländlichen Raum .  
Die KfW finanziert  die FPS-Tranchen ALEMANI A I V und V. Ursprünglich wollte die 
KfW m it  ALEMANI A I V (15 Millionen US-Dollar)  nur fünf der neun Departam ents 
(Santa Cruz, Tarija, Chuquisaca und Potosí)  und dam it  die erklärten Schwer-
punkt regionen der deutschen Entwicklungszusam m enarbeit  in Bolivien unterstüt -
zen. Der FPS hat  allerdings in Verhandlungen m it  der KfW darauf bestanden, dass 
im  Rahm en der PNC-Konzept ion nicht  nur ein ausgewählter Teil der Munizipien 
gefördert  werden kann, sondern eine landesweite Ausgleichsst rategie verfolgt  
wird, so dass m it  ALEMANI A V im m erhin 5 Mill.  US-Dollar für die rest lichen Depar-
tam ents (La Paz, Oruro, Beni und Pando)  bzw. Munizipien zur Verfügung gestellt  
wurden. Hier zeigt  sich das Beispiel der Durchsetzung einer nat ionalen Posit ion 
bzw. Ansätze einer inhalt lich begründeten Definit ionsm acht  einer nat ionalen I nst i-
tut ion.  
Des weiteren finanziert  Frankreich m it  2,6 Mill.  US-Dollar den Bau eines Kranken-
hauses in Santa Cruz und Kanada invest iert  insgesam t  2 Mill.  US-Dollar in Basis-
infrast rukturprogram m e in den Departem ents Chuquisaca, Oruro, Potosí, Tarija, 
Beni und Pando und stellt  weitere 0,7 Mill.  US-Dollar für Projekte und Program m e 
im  Gesundheitssektor in den Departam ents Chuquisaca, La Paz, Potosí, Tarija, 
Beni und Pando zur Verfügung. 
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Abbildung 1 8 : Die Finanzquellen der PNC 
Quelle: FPS 2004c 
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8 .1 .3  Defizite in der FPS- Förderung 
Trotz dieser anzuerkennenden Fortschrit te, besteht  jedoch auch weiterhin die 
Dringlichkeit , die vorgegebenen Verfahrenswege zu vereinfachen sowie weiter zu 
beschleunigen. Hierzu m üssten insbesondere die unterschiedlichen Kondit ionalitä-
ten der m ult ilateralen und bilateralen Geber vereinheit licht  und m it  den nat iona-
len Vorgaben abgest im m t  werden. Von Seiten des FPS, aber auch auf lokaler E-
bene wurde in diesem  Kontext  wiederholt  darauf hingewiesen, dass die 
Einhaltung der externen Geber-Norm en oftm als nicht  m it  den lokalen Rahm enbe-
dingungen bzw. der Realität  vor Ort  korrespondiert . Zudem  sorgt  die Fülle an un-
terschiedlichen Vorgaben, die im  Rahm en einer Projektum setzung zu berücksich-
t igen sind, für enorm e Verzögerungen und einer Überforderung vieler Gem einden. 
I nsbesondere die BI D zeigt  sich laut  bolivianischer Seite sehr unflexibel und be-
harrt  auf Anforderungen, die der Realität  des Landes nicht  entsprechen. Die m an-
gelnde Flexibilität  führt  oftm als zu unsinnigem  Prozedere, die Zeit  und Ressourcen 
rauben, ohne die Effekt ivität  der I nvest it ionen zu erhöhen. Posit iver wird da die 
Haltung der Weltbank beurteilt ,  die zwar ebenfalls eigene Kriter ien einbringt , aber 
durchaus Dialogbereitschaft  zeigt . Schweden und die Niederlande übernehm en die 
Norm en der Weltbank. Die Europäische Union, kanadische und deutsche Koopera-
t ion hingegen unterstützen die Berücksicht igung der bolivianischen Norm en und 
verzichten auf die I m plem ent ierung eigener Vorgaben.  
 
 
 
Norm en 
WB 
Norm en 
BI D 
Norm en 
Boliv ien 
Weltbank BI D 
Europäische 
Union 
Kanadische 
Kooperat ion 
Deutsche 
Kooperat ion 
andere Kooperat ionspartner 
(Schweden-Niederlande)  
(PAD-PSAC- I DA 3507)  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 1 9 : Die Anw endung der verschiedenen Norm en 
Quelle: FPS 2004  
 
I n diesem  Kontext  wurden während eines vom  FPS im  Novem ber 2004 organisier-
ten Workshops notwendige Modifikat ionen konkret isiert . Bei den Norm en der 
Weltbank wurde bem ängelt , dass die standardisierten Projektbeant ragungsform u-
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 lare oftm als nicht  m ehr der Aktualität  entsprechen und zum  Teil auf Gesetzesre-
gelungen verweisen, die keine Gült igkeit  m ehr haben. I m  Falle des BI D und der 
Norm as Básicas wurde kr it isiert , dass die ex-ante-Überprüfungen von Projekten 
zu m assiven Verzögerungen führen und im  Falle des BI D eine ex-post -
Evaluierung sinnvoller erscheint . Darüber hinaus wurde bem ängelt , dass zu viele 
verschiedene Standard-Vordrucke zum  Einsatz kom m en, obwohl es sich um  den-
selben Geldgeber handle und folglich eine Vereinheit lichung dringend notwendig 
erscheint . Generell m üssten die Munizipien stärker unterstützt  (capacity building)  
und bessere Einführungen bekom m en (vgl. FPS 2004 b) . 
 
Die Aktualität  der Them at ik spiegelt  sich u.a. darin, dass die bolivianische Regie-
rung Ende 2004 eine nat ionale Consult ingfirm a m it  einer Studie beauft ragt  hat , 
die in Absprache m it  der bolivianischen Regierung und den externen Finanzinst i-
tut ionen, Lösungen eruieren soll,  um  die Vielzahl norm at iver Vorgaben zu verein-
heit lichen. Die Ergebnisse der Studie sollten Ende Januar 2005 unter dem  Titel 
„Plan Nacional de Arm onización“  nat ional vorgestellt  und auf dem  Consultat ive 
Group Treffen 2005 der internat ionalen Kooperat ion präsent iert  werden. Es bleibt  
also abzuwarten, inwiefern sich die in der “Rom e Declarat ion on Harm onizat ion”  
vom  25. Februar 2003 grundsätzlich zum  Ausdruck gebrachte Bereitschaft  der 
Vert reter der wicht igsten bilateralen und m ult ilateralen Gläubigerorganisat ionen, 
die Vergabem odalitäten von Krediten und Schenkungen zu vereinheit lichen, im  
bolivianischen Kontext  realisieren lässt  (vgl. World Bank o.A. a;  I ADB 2004) .  
8 .2  Die Red de Protección Social 
I m  Einklang m it  dem  in den letzten Jahren verstärkt  von der Weltbank propagier-
ten social protect ion st rategy-Konzept  wurde bereits Ende letzten Jahres unter 
m aßgeblicher Federführung der GTZ das Design für ein neues Arm utsbe-
käm pfungs-Design entwickelt .  
 
Am  31. Januar 2004 präsent ierte Carlos Mesa die Red de Protección Social 
(RPS) 63,  die inzwischen als ein neues I nst rum ent  zur effekt iveren Koordinat ion 
und Fokussierung der I nvest it ionen des öffent lichen Sektors zu Gunsten der be-
nachteiligten Bevölkerungsgruppen konzipiert  und im plem ent iert  wurde. Um  den 
staat lichen Verwaltungsapparat  nicht  stärker anwachsen zu lassen, wurde die RPS 
adm inist rat iv einer internat ionalen Organisat ion unterstellt ,  während sie inst itut i-
onell innerhalb der St ruktur des DUF verankert  wurde. Weisungsbefugt  ist  das 
Minister io Sin Cartera Responsable de Part icipación Popular  ( vgl. PROPAÍ S 2004;  
RPS 2004b) . Der Grundgedanke ist , die bereits bestehenden adm inist rat iven und 
operat iven St rukturen bspw. des FPS zu nutzen und zusätzliche Aufgaben zu ex-
ternalisieren, indem  Zeitvert räge m it  Drit ten abgeschlossen werden (vgl. World 
Bank 2004a:  24ff.) .  
                                        
63
 Decreto Supremo N°. 27331 
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 Minister io de Part icipación Popular 
Volksbeteiligungsm inister ium  
DUF 
FPS/  PNC PAN PLANE PROPAÍ S 
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MDG/  PRSP 
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kurzfr ist ige Gelder 
 
Abbildung 2 0 : Der Aufbau der DUF-  Fonds und Program m e ( der FNDR w urde bei 
dieser Darstellung nicht  berücksicht igt )   
Quelle: Eigenes Schaubild 
 
Die RPS-St ruktur setzt  sich aus drei Einzelprogram m en zusam m en:  zum  einen 
wurden das bereits exist ierende Beschäft igungsprogram m  PLANE (Plan Nacional 
de Em pleo de Em ergencia)  sowie das bis dato nicht  reakt ivierte Kinderunterstüt -
zungsprogram m  PAN (Program a Nacional de Atención a Niñas y Niños Menores de 
6 años)  der neuen St ruktur unterstellt .  Zum  anderen wurde das sogenannte Ar-
m utsprogram m  PROPAÍ S (Program a cont ra la Pobreza y Apoyo a la I nversión So-
lidaria)  neu im plem ent iert . Darüber hinaus sollen in der RPS langfr ist ig alle I n-
form at ionen sowohl über die von staat lichen Sozialleistungen Begünst igten, als 
auch hinsicht lich aller laufenden Program m e, die sich an benachteiligte Bevölke-
rungsgruppen r ichten, in einer zent ralen Datenbank verknüpft  werden (vgl. D.S. 
27331:  Art . 4;  PROPAÍ S 2004;  RPS 2004b) . Dieses nat ionale Förder-Register, 
welches derzeit ig durch den DUF entwickelt  wird, soll zukünft ig als Kerninst ru-
m ent  dienen, um  die arm utsrelevante Allokat ion von Ressourcen zu best im m en 
(vgl. World Bank 2004a:  24ff.) .  
 
I n der ersten Phase soll die RPS die Not  der Ärm sten der Arm en tem porär lindern, 
indem  arm utsbezogene I nvest it ionen erhöht , soziale Absicherungsm echanism en 
ausgebaut  sowie Einkom m ensm öglichkeiten für die bedürft igsten Bevölkerungs-
gruppen geschaffen werden. Gleichzeit ig sollen die Kom m unen gestärkt  und der 
Dezent ralisierungsprozess unterstützt  werden (vgl. Cisneros 2004:  o.A.) . Lang-
fr ist ig wird die Entwicklung eines bolivianischen com prehensive social protect ion 
fram ework  im  konzept ionellen Sinne der Weltbank anvisiert .  
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 8 .2 .1  Die Förderungsschw erpunkte 
Angesichts der Tatsache, dass die seit  Ende 1999 anhaltende ökonom ische Re-
zession zu einem  rapiden Anst ieg der offenen Erwerbslosigkeit  geführt  hat , der in-
form elle Sektor langsam  satur iert  erscheint  und der Anteil arm er und m arginali-
sierter Bevölkerungsgruppen weiterhin steigt , soll sich die Tät igkeit  der RPS in der 
ersten Phase auf die Schaffung von neuen Einkom m ensm öglichkeiten konzent r ie-
ren. Über kurzfr ist ige Beschäft igungseffekte sollen die vorhandenen sozialen 
Spannungen entschärft  werden, welche die bis heute fragile sozio-polit ische sowie 
ökonom ische Stabilität  gefährden (vgl. Cisneros 2004:  o.A.) . Auf die Zukunft  pro-
j iziert , sollen die Program m e der RPS ant izyklisch eingesetzt  werden und je nach 
Bedarf ihre Reichweite bzw. Einsatzbereich erweitern oder reduzieren. Die vorge-
sehenen Maßnahm en konzent r ieren sich auf zwei Schwerpunkte:  
• arbeitsintensive Projektvorhaben, in denen die RPS allerdings lediglich für 
die Bezahlung der Arbeitskraft  aufkom m t (PLANE I I I )  und 
• kleinere Projekte, innerhalb derer die RPS, Einzelm aßnahm en finanziert  
(PROPAÍ S)  (vgl. World Bank 2004a:  24ff.) . 
 
Der PROPAÍ S r ichtet  sich pr im är an Basisorganisat ionen in den ärm sten Regionen 
des Landes, dam it  diese kleinere kom m unale I nfrast rukturprojekte bzw. Projekte 
nachbarschaft licher Reichweite finanzieren können. Die beant ragten Vorhaben 
m üssen Beschäft igungsm öglichkeiten bieten und dem  Allgem einwohl dienen. Al-
lerdings dürfen die Projekte nicht  als Bestandteil in den m unizipalen POAs aufge-
führt  sein. Fokussiert  werden dabei zu 70%  Munizipien m it  einer Mindesteinwoh-
nerI nnenzahl von 5.000 Personen -  die rest lichen 30%  kom m en ruralen 
Gegenden zugute (vgl. PROPAÍ S 2004) .  
I m  Schnit t  beläuft  sich die Projektdauer auf drei Monate und das m axim ale Bud-
get  für ein Einzelprojekt  bet rägt  20.000 US$. Krit isch anzum erken ist  in diesem  
Kontext  die Tatsache, dass die Beschränkung der Arbeitsverhältnisse auf weniger 
als 3 Monate, den Anspruch der Bet roffenen auf staat liche Sozialleistungen aus-
schließt .  
 
Der konzept ionelle Fokus der RPS erinnert  unweigerlich an die Entstehungsphase 
des ersten Sozialfonds Mit te der 1980er und kann als ein Versuch gewertet  wer-
den, in der Vergangenheit  m it  Erfolg erprobte Maßnahm en zu reim plem ent ieren. 
Auch wenn die St ruktur des FPS weitergeführt  wird, zeichnet  sich unter der Re-
gierung Mesa eine deut liche Rezent ralisierung der Sozialpolit ik und Stärkung der 
Sektorpolit iken ab (vgl. World Bank 2004a:  24ff.) . Finanziell ist  die RPS sehr gut  
ausgestat tet :  Für 2004/ 2005 wird ein Budget  von 17 Mill.  US$ für PLANE I I I  und 
knapp 40 Mill.  US$ für PROPAÍ S veranschlagt , das binnen 20 Monaten ausgege-
ben werden m uss (vgl. RPS 2004b:  12) . Die Mit tel für PROPAÍ S stam m en zu 54%  
von der BI D und zu 46%  von der Corporación Andina de Fom ento (CAF) . 
 
Bis Septem ber 2004 wurden im  Rahm en von PROPAI S landesweit  141 Projekte im  
Gegenwert  von 1,6 Mill.  US-Dollar genehmigt . Weitere 40 Projekte im  Gegenwert  
von 0,6 Mill.  US-Dollar befanden sich bereits in der Ausführung (vgl. RPS 2004b) .  
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8 .2 .2  I rregular itäten bei der I m plem ent ierung der RPS 
 
Anfang Septem ber 2004 ging ein Aufschrei durch die bolivianischen Medien. An-
lass dafür boten neben den publik gewordenen Top-Gehältern der leitenden RPS-
Funkt ionäre von m onat lichen 7.000 US-Dollar, insbesondere die Modalitäten bei 
der Vergabe der Verwaltungsfunkt ion für die RPS, die einer internat ionalen Orga-
nisat ion unterstellt  werden sollte. Zurecht  wurde m oniert , dass die Verwaltung 
des neuen Program m s lediglich unter internat ionalen Organisat ionen ausgeschrie-
ben wurde und sich bolivianische Organisat ionen nicht  beteiligen durften (vgl. Mo-
rales V. 2004;  CEPAS/ ProPACS 2004:  7;  Bolivia Press 2004) .  
 
8 .2 .2 .1  Der Hintergrund 
Am  5. März 2004 lud der DUF die vier internat ionalen Kooperat ionsorganisat ionen 
GTZ, das United Nat ions Developm ent  Progam m e (UNDP) , die Schweizerische 
Technische Kooperat ion und die Belgische Technische Kooperat ion (BTC)  ein, um  
sich für die Verwaltung der RPS und ein Finanzbudget  von 70 Mill.  US-Dollar zu 
bewerben. De facto präsent ierten sich jedoch nur UNDP und die BTC. UNDP hat te 
die Einladung der GTZ beanstandet , da ein ehem aliger Consultant  der GTZ m aß-
geblich an dem  Projektdesign der RPS beteiligt  war und die GTZ som it  erhebliche 
Wet tbewerbsvorteile hät te nutzen können. Die GTZ hat te sich jedoch bereits im  
Vorfeld, u.a. auf I ntervent ion der KfW, die in diesem  Kontext  deut lich gem acht  
hat te, dass sie ihre konzept ionellen Schwerpunkte in Bolivien in der weiteren För-
derung der Munizipalentwicklung und Unterstützung der PNC sieht , aus dem  RPS-
Projekt  zurückgezogen, sprich nach dem  technischen Design der neuen St ruktur, 
die Fragen der Verwaltung und I m plem ent ierung nicht  m ehr unterstützt . Die 
skept ische Haltung der KfW ist  dam it  zu begründen, dass insbesondere der PRO-
PAÍ S t rotz anders lautender Äußerungen der RPS-Verantwort lichen durchaus als 
Parallelst ruktur zum  FPS interpret iert  werden kann, welche die PNC unberücksich-
t igt  lässt  und langfr ist ig zu einer finanziellen Aust rocknung des FPS führen könn-
te. Die im  Novem ber 2004 geäußerten Kom m entare eines ehem aligen FPS-
Funkt ionärs, dass sich bereits eine schlechtere Ressourcenausstat tung des FPS 
abzeichnen lässt , fundieren diese Befürchtung.  
 
Am  31. März 2004 erhielt  die BTC t rotz zahlreicher, m assiver Einwände von Sei-
ten des UNDP den Zuschlag. Der DUF begründete die Entscheidung m it  dem  ge-
r ingeren Kostenplan der Belgier. Bei einer genauen Gegenüberstellung der Kos-
tenauflistung von UNDP und BTC, fehlen bei dem  belgischen Vorschlag allerdings 
wesent liche Leistungspunkte, die den Kostenunterschied von 22 Mill.  US-Dollar 
erklären. Darüber hinaus stellte UNDP in seinem  Angebot  heraus, dass die nicht  
eingesetzten Geldm it tel dem  DUF zurückgezahlt  würden und dass für die tatsäch-
lich um gesetzten Geldm it tel lediglich ein prozentualer Anteil veranschlagt  würde. 
Die BTC hingegen setzt , unabhängig von den aufgewendeten Ressourcen, eine 
feste Sum m e für adm inist rat ive und personelle Kosten fest  und führt  darüber hin-
aus an, dass sie von dem  nicht  um gesetzten Budget  50%  dem  DUF „spenden“  
und die andere Hälfte für Projekte der BTC verwendet  würde. I n diesem  Kontext  
fällt  der etwas m erkwürdige Um gang der BTC m it  Frem dkapital auf, schließlich ist  
es  unüblich über Geld zu verfügen, was einem  nicht  gehört  (vgl. u.a. Lora 2004:  
8) . Beanstandet  wurde ferner die Tatsache, dass der oben erwähnte GTZ-
Consultant  nicht  nur bei dem  Entwurf des BTC-Vorschlags beratend zur Seite ge-
standen hat te, sondern auch noch als Co-Direktor des DUF sowie im  Rahm en der 
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 RPS als erster Koordinator fungierte (vgl. No a la corrupción 2004;  Bolivia Press 
2004) . 
Auf Grund der zahlreichen Unregelm äßigkeiten äußerten die an der RPS finanziell 
beteiligten bi-  und m ult ilateralen Geber ihr Unbehagen hinsicht lich des Prozedere 
bei der Vergabe der Verwaltungsaufsicht . Am  28. April 2004 wurde ein Treffen 
zwischen Vert reterI nnen der internat ionalen Kooperat ion und dem  DUF anbe-
raum t , in dem  der Präsident  des DUF, Sergio Weise, Stellung zu den Vorwürfen 
beziehen sollte. Bei seinen Ausführungen beharrte der Weise t rotz der durch den 
niederländischen Botschaftsvert reter konkret  vorgebrachten Einwände darauf, 
dass für den DUF in erster Linie das ausreichend detaillierte und deut lich günst i-
gere Angebot  der Belgier entscheidend gewesen sei (vgl. RPS 2004a:  2) . Ab-
schließend verwies er auf die deut liche Einflussnahm e des BI D, die wenig I nteres-
se daran geäußert  hat te, dass die UNDP die Ausschreibung gewinnt  und in diesem  
Kontext  m it  dem  Rückzug der bereitgestellten Gelder gedroht  hat te (RPS 2004a:  
S. 4) .  
Am  1. Mai 2004 wurde die RPS ohne weitere Modifikat ionen inst itut ionalisiert .  
Bis dato zeichnet  sich die RPS nicht  unbedingt  durch Effizienz und hohe Funkt io-
nalität  aus. 
8 .3  Die Polít ica de Transferencias Condicionadas ( PTC)  
I m  Rahm en der Vorbereitungen für das Consultat ive Group Treffen 2005 verab-
schiedete der DUF im  Dezem ber 2004 eine Resolut ion, in der eine Überarbeitung 
der PNC firm iert  wurde. Ziel ist  es eine Effizienzsteigerung der Finanzausgleichs-
polit ik zu induzieren und som it  stärker als bisher die Erreichung der Millenium  
Developm ent  Goals (MDG)  in den Vordergrund zu stellen, wobei die PNC als ein 
kom plem entäres Elem ent  zu den Program m en der Sektorpolit iken (Bildung, Ge-
sundheit , Basisinfrast ruktur und ländliche Entwicklung)  verstanden wird.  
 
Die Überarbeitung der PNC ist  Teil der Voraussetzungen, die im  Kontext  der Kre-
dit linie des Social Sectors Program m at ic St ructural Adjustm ent  Credit  SSPSAC64 
der Weltbank (25 Mill.  US-Dollar)  erfüllt  werden m üssen. I n diesem  Kontext  gab 
der DUF eine Studie in Auft rag, die m it  m aßgeblicher Unterstützung der KfW Auf-
schluss über die operat iven und konzept ionellen Defizite der bis dato gült igen Na-
t ionalen Kom pensat ionspolit ik sowie des I m plem ent ierungsinst rum ents FPS geben 
und Reform opt ionen eruieren sollte. Das Resultat  ist  der Entwurf für die Polít ica 
de Transferencias Condicionadas (PTC) . Eines der Schwerpunkte stellt  dabei die 
Präm isse, dass stärker als bisher eine größere Verteilungsgerecht igkeit  und höhe-
re Transfer leistungen erreicht  werden soll,  indem  die unterschiedlichen inst itut io-
nellen Kapazitäten und Kom petenzen der Munizipien stärker fokussiert  und kom -
pensiert  werden. Darüber hinaus soll den Munizipien ein um fassenderes 
Projektm enü und qualitat iv bessere Projekte und Program m e angeboten sowie 
Vert ragsabschlüsse t ransparenter gestaltet  werden. I n der PTC wird FPS als das 
elem entare I m plem ent ierungsinst rum ent  inst itut ionalisiert . I n diesem  Kontext  
sollen dem  FPS ausreichende Ressourcen zur Verfügung gestellt  werden, um  so-
m it  die Finanzschwierigkeiten der letzten Jahre zu um gehen und höhere I nvest it i-
onsleistungen zu erreichen. Die t ransparente Zuweisung von Finanzm it teln, inter-
ne Cont rollings und regelm äßige externe Evaluat ionen sollen den über die letzten 
                                        
64
 vgl. hierzu: World Bank (2004a): Report No. 28275-BO; Program document for a in the Amount of US-$ 
25.0 Million to the Republic of Bolivia 
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Jahre virulenten Glaubwürdigkeitsverlust  sowohl der internat ionalen Geber als 
auch der Munizipien ausgleichen. Generell soll dem  capacity building zukünft ig ei-
ne höhere Prior ität  eingeräum t  werden und so der Überlastung lokaler Verwaltun-
gen vorgebeugt  werden. I nhalt lich soll eine sektorale Fokussierung erfolgen, die 
stärker als bisher m it  den jeweiligen Sektorpolit iken korrespondieren. Zu den 
künft igen I nvest it ionsprior itäten des FPS soll u.a. die St im ulierung der lokalen 
Ökonom ie zählen. I n diesem  Zusam m enhang sollen unter dem  Dach des DUF zu-
sätzliche operat ive Einheiten inst itut ionalisiert  werden, die eine engere Zusam -
m enarbeit  und intensive Austausch erm öglichen sollen sowie fokussierte fachliche 
Begleitung von sektoralen I ntervent ionen sicherstellen sollen.  
 
Zudem  soll im  Zuge einer Rest ruktur ierung des DUF-Direktor ium s sowohl die I n-
tegrat ion von st im m berecht igten Bürgerm eistern und Stadt räten sowie von vorab 
gewählten Vert reterI nnen der pr ivaten munizipalen Dachverbände, als auch von 
Vert reterI nnen der verschiedenen Sektorm inister ien im plem ent iert  werden. Dar-
über hinaus wird die Präsenz von m unizipalen Kont rollinstanzen in den departa-
m entalen FPS-Vert retungen anvisiert . Das Finanzm inister ium  wird im  Rahm en der 
PTC angehalten, den Zugang zu Ressourcen zu er leichtern und die bestehenden 
Rest r ikt ionen deut lich abzubauen. Die jeweiligen Sektorm inister ien sollen die 
Auswahlkr iter ien für Projekte und Program m e vereinfachen und die Ressourcen-
zuweisung t ransparenter gestalten. Die internat ionale Kooperat ion verpflichtet  
sich in diesem  Zusam m enhang konzessionäre Ressourcen zur Disposit ion zu stel-
len und die Kondit ionalitäten einfacher zu gestalten (vgl. DUF 2004c;  DUF 2004d;  
Aguilar Perales/  Ruiz Mier 2004) .  
Ebenfalls im  Verlauf des letzten Jahres und als Antwort  auf eine weitere Kondit io-
nalität  im  Rahm en der SSPSAC-Kredit linie wurde ein neues Projekt  aus der Taufe 
gehoben, dessen Auswirkungen auf die Zukunft  des FPS noch nicht  abschließend 
vorausgesagt  werden können.  
 
Sowohl der Entwurf der PTC, als auch die Neuim plem ent ierung einer Red de Pro-
tección Social stehen im  Einklang m it  der bereits angesprochenen Neuorient ie-
rung der Weltbank. Erneut  m anifest iert  sich der dom inierende Einfluss der inter-
nat ionalen Akteure und der jeweiligen Polit ikentwürfe. Die nat ionale Ebene 
zeichnet  sich zwar für die spezifische Ausgestaltung der jeweiligen Polit iken im  
nat ionalen Kontext  verantwort lich, allerdings werden die Rahm envorgaben über 
die jeweiligen Kreditvereinbarungen festgelegt . 
8 .4  Die Zukunft   
Die Krisen und Entwicklungen der letzten Jahre haben eine schon länger andau-
ernde Debat te über die Zukunft  des Sozialfonds ausgelöst . Resüm ierend lassen 
sich im  Falle Boliviens zwei stark divergierende Posit ionen differenzieren. Die Ver-
fechter sektoraler Polit ikansätze nehm en die offensicht lichen I m plem ent ierungs-
schwierigkeiten der m unizipalen Ebene zum  Anlass, um  den beschrit tenen Weg 
der Dezent ralisierung und Kom m unalförderung grundsätzlich in Frage zu stellen 
und fordern die Rückkehr zur ersten Fondsgenerat ion und dam it  zur alten top-
down-Polit ik und rein sektoralen Förderkr iter ien.  
 
Darüber hinaus verlangen viele Vert reter der Munizipien sowie der pr ivaten m uni-
zipalen Dachverbände (Federación de Asociaciones Municipales de Bolivia – FAM 
und Asociación de Municipalidades de Bolivia – AMB)  im m er häufiger die Stärkung 
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 der interm ediären St rukturen (Präfekturen und m ancom unidades)  und dam it  ein-
hergehend die m it tel-  bis langfr ist ige Auflösung des FPS. Ginge es nach dieser 
Frakt ion würde die Auszahlung der Ressourcen zukünft ig direkt  an die Gem einden 
erfolgen, wodurch die bürokrat ischen Verfahren m it  dem  ungeliebten FPS um gan-
gen werden könnten. Eine erfolgreiche Vert iefung des Dezent ralisierungsprozes-
ses würde die Stärkung der verschiedenen adm inist rat iven Ebenen und ihre Koor-
dinat ion begünst igen, so dass die Funkt ion und Rolle des FPS zwangsläufig an 
Bedeutung verlieren würde. Unabhängig davon wird sowohl für die Entschei-
dungsgrem ien des DUF und als auch im  Rahm en der CDAPs generell die im m er 
noch ausstehende st im m berecht igte Beteiligung von m unizipalen Vert retern ergo 
m ehr Mitbest im m ungsrechte für die lokale Ebene eingefordert  (vgl. I nWEnt / FAM-
Bolivia 2004:  57f.) .  
 
Gleichzeit ig aber ist  eine starke Präsenz genau entgegengesetzter Konzepte und 
Entwicklungstendenzen zu verzeichnen. So hat  die Regierung im  Kontext  der Re-
vision der bolivianischen Arm utsst rategie ein neues Finanzt ransferschem a entwor-
fen, in welchem  vorgesehen ist , die Ressourcen der Entschuldungsinit iat ive (HI PC 
I I  und Beyond-HI PC) , nicht  m ehr direkt  an die Munzipien auszuzahlen, sondern 
diese Mit tel m it  den Ressourcen des FPS zu fusionieren, um  so einerseits über ei-
nen größeren Finanztopf verfügen zu können und über die Rückkehr zu kondit io-
nierten Zuweisungen, die Effizienz des Mit teleinsatzes deut lich zu erhöhen. Die 
Realisierung dieser Ressourcenverschm elzung, welche eine Modifikat ion des Nat i-
onalen Dialoggesetzes voraussetzen würde, wäre gleichbedeutend m it  einer kurz-  
als auch längerfr ist igen Stärkung der FPS-St ruktur. CEPAS/ CÁRI TAS kr it isieren 
diese Regierungsabsicht  als eine Verletzung der m it  der Zivilgesellschaft  im  Diálo-
go 2000 get roffenen Vereinbarungen. Es wird als ein gravierender Rückschrit t  in 
Richtung einer von oben verordneten Sozial-  bzw. Arm utsbekäm pfungspolit ik, 
welche die part izipat iven Planungsprozesse der letzten Jahre sowie die Prior itä-
tensetzung der Basis konterkariert . I m  Falle einer Um setzung dieser Pläne weisen 
sie darauf hin, dass die Regierung nicht  um hin käm e, gleichzeit ig ein gerechtes 
Verteilungssystem  für die kondit ionierten Ressourcen zu entwickeln, das einer-
seits einfach und flexibel und andererseits den unterschiedlichen Bedürfnissen der 
Munizipien gerecht  werden m üsste. Sonst  sei keinerlei Gewähr dafür gegeben, 
dass diese Neuerung zu größeren Erfolgen führt , zum al die I neffizienz und exzes-
sive Bürokrat ie des FPS für den bisher geringen Einsatz von HI PC-Mit tel m itver-
antwort lich ist  (vgl. CEPAS/ CÁRI TAS;  La Prensa 2003) .  
 
Aus den Ergebnissen des Anfang 2005 durchgeführten Diálogo Nacional Bolivia 
Product iva result iert  für den DUF bzw. dem  FPS und den FNDR eine Neuform ulie-
rung der inst itut ionellen Förderschwerpunkte. I n diesem  Kontext  bedarf es einer 
besseren I dent ifikat ion und Durchführung von Einzelprojekten. Zudem  sollen die 
Fonds intensiver Kontakte zu zielgruppennahen Organisat ionen und I nst itut ionen 
(Munizipien, Präfekturen)  knüpfen.  
Unabhängig von der St ruktur des DUF werden sektorale Program m e erarbeitet , 
die sowohl Kredite bereitstellen, als auch Zuschüsse gewähren sollen. Die eigens 
dafür im plem ent ierten Ausführungsinstanzen unterstehen der Weisung der jewei-
ligen Sektorm inister ien. Das entsprechende Monitor ing und die Entwicklung der 
genannten Sektoralprogram m e werden allerdings dem  DUF übert ragen, der sich 
in diesem  Kontext  für die Bündelung der I nform at ionen und die Abgleichung der-
selben m it  den jeweiligen Nat ionalpolit iken verantwort lich zeichnet  (vgl. CONAPE 
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2005:  57) . Die bis dato aktuellen direkten Finanzt ransfers an die lokale Ebene 
bleiben in diesem  Kontext  erhalten. 
Für die zukünft ige Gestaltung der bolivianischen Sozialfonds-St ruktur wird ohne 
Zweifel die Posit ionierung der internat ionalen Geber und insbesondere der Welt -
bank von entscheidender Bedeutung sein, welche sich derzeit ig in einer intensiven 
Debat te um  die Zukunft  des FPS befinden.65 I n Bolivien stehen sich hier die soge-
nannten ’Sektoralisten’ und ’Munizipalisten’ gegenüberstehen;  die Sektoralisten 
kr it isieren das aktuelle Konzept  der Ressourcenvergabe als korrupt ionsanfällig 
und ineffizient  und erklären das Modell der Kom m unalförderung für gescheitert :  
Gefordert  wird eine schnelle Rückkehr zum  Konzept  der ersten Fondsgenerat ion, 
d.h. dem  sektoralen, zent ral koordinierten Mit teleinsatz. Dem gegenüber argu-
m ent ieren die Munizipalisten, dass die aktuelle Krise, weniger dem  Konzept  der 
Kom m unalförderung geschuldet  sei als vielm ehr der Vernachlässigung von zent -
ralstaat lichen Rechenschaftspflichten und Aufsichtsfunkt ionen.  
 
Die aktuell innerhalb des FPS und m it  Unterstützung einiger Geber angeschobe-
nen Reform opt ionen sowie die Harm onisierung von internat ionalen und nat ionalen 
Norm en und Neudefinit ion der PNC/  PTC betonen die m öglichen Entwicklungspo-
tent iale des FPS. Während das I nteresse der Weltbank sich auf die I m plem ent ie-
rung und Stärkung der RPS zu konzent rieren scheint , fokussiert  der Ressourcen-
einsatz der KfW die weitere Stärkung der FPS-St ruktur und die konzept ionelle 
Schwerpunktsetzung auf die Vert iefung der PNC (vgl. bolpress 2004, World Bank 
2004a) .  
 
Für die erste Hälfte 2005 ist  die Erarbeitung einer langfr ist igen St rategie, der 
Est rategia de Red de Protección Social,  welche alle bis dato innerhalb der Sozial-
polit ik akt iven I nst itut ionen und exist ierenden Program m e und I nst itut ionen ein-
binden und koordinieren soll,  program m iert . I n diesem  Kontext  hat  die Weltbank 
der bolivianischen Regierung für das angehende Haushalt jahr bereits ihre Unter-
stützung in Aussicht  gestellt  ( vgl. World Bank 2004a:  24ff.;  CONAPE 2005:  91) .  
I m  Rahm en der Est rategia de Protección Social soll die Definit ion von Bevölke-
rungsgruppen, die angesichts von unerwarteten, bedrohlichen Situat ionen (so-
wohl Naturkatast rophen, als auch m assive Arbeitslosigkeit , soziale Unruhen oder 
Kriegszustand)  als besonders gefährdet  einzustufen sind, als Handlungsorient ie-
rung dienen.  
8 .5  Die Bedeutung externer Finanzierung im  Rahm en 
öffent licher I nvest it ionen 
Als hochgradig verschuldete und wirtschaft lich internat ional kaum  konkurrenzfä-
hige, da vorwiegend durch Subsistenz sowie inform elle Produkt ion gekennzeich-
nete Ökonom ie m uss Bolivien finanziell als stark außenabhängig bezeichnet  wer-
den. 
Die Gesam thöhe der zwischen 1986 und 2004 geflossenen internat ionalen Ent -
wicklungshilfegelder bet rug 11.227 Millionen US-Dollar (CONAPE 2005:  96) . Da-
von waren 45%  Schenkungen und 55%  setzten sich aus Krediten, sowohl zu 
m arktüblichen als auch konzessionären Kondit ionen zusam m en. I m  Durchschnit t  
entsprachen die extern akquir ierten Ressourcen dam it  jährlich 8,5%  des Brut toin-
                                        
65
 vgl. hierzu Vermehren/Serrano-Berthet 2005 
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 landsproduktes. Zu den wicht igsten bilateralen Gebern zählen die USA, Japan, die 
Niederlande und Deutschland (ebd.:  96f.) . 
 
 
Finanzierungs-
quelle 
Anteil an öffent lichen I nvest it ionen in %  
 
 
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 
I nterne  
Ressourcen 4 5 ,6  5 4 ,2  4 6 ,9  4 1 ,0  4 3 ,1  4 8 ,0  4 4 ,9  5 8 ,9  5 7 ,9  5 5 ,7  5 2 ,9  5 2 ,1  
Externe  
Ressourcen 5 4 ,4  4 5 ,8  5 3 ,1  5 9 ,0  5 6 ,9  5 2 ,0  5 5 ,1  4 1 ,1  4 2 ,1  4 4 ,3  4 7 ,1  4 7 ,9  
-davon Kredite 42,2 35,4 43,7 45,3 46,3 42,9 43,6 31,8 30,4 32,8 34,8 30,3 
-davon  
 Schenkungen 
12,2 10,4 9,4 13,7 10,6 9,2 11,5 9,3 11,7 11,5 12,3 17,6*  
I nsgesam t  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  1 0 0  
Tab. 1 7 : Der Anteil externer Finanzierung an den öffent lichen Gesam t invest it ionen 
( 1 9 9 4  –  2 0 0 1 )  
Quelle :  Peres Arenas (2003:  15) ;  das vom  Autor verwendete Zahlenm aterial beruht  auf Ver-
öffent lichungen vom  Vizem inister ium  für öffent liche I nvest it ionsleistungen und externe Finan-
zierung (VI PFE)  sowie dem  I nform at ionssystem  über I nvest it ionen (SI SI N) . 
* I m  Rahm en der Schenkungen für das Jahr 2001 sind Schuldenerlassm it tel (HI PC I I )  in Höhe 
von 1,9%  enthalten. 
 
Die Höhe der extern bzw. internat ional finanzierten I nvest it ionsleistungen der öf-
fent lichen Hand bet rug innerhalb der letzten 12 Jahre (1990 -  2001)  durchschnit t -
lich 48,5% . Bei 34,8%  handelte es sich um  Kredite. 13,7%  stam m ten aus Schen-
kungen. Gem essen am  Brut toinlandsprodukt  belief sich die externe Finanzierung 
öffent licher I nvest it ionen som it  auf durchschnit t lich 4%  des bolivianischen BI P 
(Peres Arenas 2003:  15) . CONAPE (2005:  97)  schätzt  den Anteil internat ionaler 
Gelder an den vom  bolivianischen Staat  realisierten I nvest it ionen für dasselbe 
Jahr sogar auf 60%  des gesam ten Haushaltsbudgets. 
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9  Resüm ee  
Bei den verschiedenen Sozialfondsgenerat ionen handelt  es sich nicht  um  ein kon-
t inuier lich gewachsenes internat ional anerkanntes Regim e, sondern um  ein sozi-
alpolit isches I m plem ent ierungsinst rum ent , welches unterschiedliche Phasen polit i-
scher Prior itätensetzung reflekt iert  und den wechselnden I nteressenslagen von 
internat ionaler und nat ionaler Seite angepasst  wurde. Die Effizienz der verschie-
denen Fondsgenerat ionen wird in hohem  Maße sowohl von ihrem  Führungsperso-
nal und als auch den jeweiligen Regierungen determ iniert . Jede der Fondsgenera-
t ion repräsent iert  som it  eine neue Erprobungs-  und Anpassungsphase an 
veränderte (polit ische)  Rahm enbedingungen.  
 
Es deutet  sich eine kom plexe Gem engelage ökonom ischer sowie polit ischer I nte-
ressen und Einflussnahm en sowohl zwischen der internat ionalen und der nat iona-
len Ebene, als auch innerhalb der einzelnen Ebenen sowie I nst itut ionen an. Die 
lokale Ebene t r it t  tendenziell weniger als gestaltender Akteur, denn als Adressat  
der von internat ionaler und nat ionaler Seite verhandelten sozialpolit ischen 
Schwerpunktsetzungen auf. Zudem  lässt  sich die Entwicklung der Sozialfonds im  
konkreten nat ionalen Kontext  auch nicht  als in sich kohärente Konsolidierung ei-
ner Dreiebenenst ruktur beschreiben;  zu beobachtende Modifikat ionen sind größ-
tenteils Reakt ionen auf Veränderungen sowohl der internat ionalen als auch nat io-
nalen Rahm enbedingungen. Sie erfolgen phasenweise und sind stark 
kontextgebunden;  die Ressourcen-  und Aufgabenverteilung erfolgt  selten st r in-
gent  und neue Mom ente einer übergreifenden Legit im at ion sind kaum  zu beo-
bachten.  
 
I nwiefern der FPS als r ichtungsweisendes I nst rum ent  im  Kontext  des Ausgleichs 
sozialer Disparitäten und der Arm utsreduzierung weiterhin bestehen bleibt  oder 
vielm ehr durch den fokussierten tem porären Einsatz der RPS m it tel-  bis langfr ist ig 
verdrängt  bzw. abgelöst  wird oder sich wom öglich eine dr it te Variante in Form  ei-
ner Verschm elzung verschiedener Konzepte abzeichnet , m uss zu diesem  Zeit -
punkt  offen bleiben.  
 
Das hohe Ausm aß an finanzieller Außenabhängigkeit  illust r iert , dass weder die I n-
st itut ionalisierung noch die bereits geschilderten Entwicklungsetappen des bolivi-
anischen Sozialfonds -  der vom  Zeitpunkt  seiner Entstehung und bis heute nahe-
zu ausschließlich m it  externen Finanzressourcen operierte -  unabhängig von den 
I nteressen der internat ionalen Gebergemeinde gedacht  werden können. Anders 
form uliert  erfordert  die hier gegebene Dependenzsituat ion häufig gar keine direk-
ten Form en der I ntervent ion von Seiten der internat ionalen Kooperat ion oder ein-
zelner Geber. Dom inanz und Einflussnahm e äußern sich subt iler. Entsprechend 
schwierig gestaltete sich im  Rahm en des hier verhandelten Erkenntnisinteresses 
auch der eindeut ige und insbesondere belegbare Nachweis darüber, welche Ebene 
und welche Akteure sich für die get roffenen Entscheidungen in den einzelnen 
Phasen m aßgeblich verantwort lich zeichneten. So lässt  sich anhand der Consulta-
t ive Groups Meet ings veranschaulichen, dass die Präsentat ion neuer St rategien 
und Reform vorschläge offiziell zwar von der bolivianischen Regierung ausging, 
diese I nit iat iven aber bereits bestehende Diskurse und Leitbildentwicklungen der 
internat ionalen Entwicklungszusam m enarbeit  aufgr iffen und som it  einer gewissen 
Erwartungshaltung nachkam en respekt ive Angebote unterbreiteten, welche be-
wusst  auf die Unterstützung der internat ionalen Kooperat ion abzielten und von 
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 denen m an sich auf Regierungsseite im  Gegenzug finanzielle Zusagen erhoffte. 
Erfolgten keinerlei finanzielle Beihilfen, führte dies von Seiten des bolivianischen 
Staates fast  autom at isch zu rasch nachlassender polit ischer sowie finanzieller Un-
terstützung der eigenen Vorschläge, um dann bei der nächstm öglichen Gelegen-
heit  st illschweigend ein neues Reform -  oder St rategiedesign zu präsent ieren. 
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D. Anhang A 
 
Beispielberechnung anhand des Munizips Sucre (Departem ents Chuquisaca) :  
 
1. Die berechnete Bevölkerung für das Munizip Sucre entspricht  60.366 Einwoh-
nerI nnen:  
 
Beschreibung 
Zahl der Ein-
wohnerI nnen 
(Volkszählung 
92)  
Mult iplikat ions-
faktor 
berechnete 
Bevölkerung 
Munizip Sucre 
Zahl der EinwohnerI nnen des Munizips m it  be-
fr iedigten Grundbedürfnissen  47.727 -1 -47.727 
Zahl der EinwohnerI nnen an der Schwelle zur 
Arm ut  
29.272 0 0 
Zahl der EinwohnerI nnen an m oderaten Ar-
m en 
47.133 1 47.133 
Zahl der EinwohnerI nnen an bedürft igen Ar-
m en 
26.103 2 52.206 
Zahl der EinwohnerI nnen an m arginalisierten 
Arm en 
2.918 3 8.753 
insgesamt  153.153  60.366 
  
 
2. Rechenbeispiel zu a)  
 
 
Stehen im  Rahm en der PNC beispielsweise 100 Millionen US-Dollar zur Verfügung 
werden 30%  dieses Bet rages unter den 9 Departem ents verteilt ,  so dass jedem  
Departem ents 3,333,333 Mill.  US-Dollar zustehen. Anschließend werden für alle 
Munizipien eines Departem ents die jeweils berechnete Bevölkerungszahl der ein-
zelnen Munizipien addiert  und m an erhält  die Sum m e der gesam ten berechneten 
Bevölkerung für das Departem ents ( für Chuquisaca 616.662) . Um  den dem  ein-
zelnen Munizip zustehenden Bet rag zu best im m en, wird der Prozentanteil der je-
weils berechneten Bevölkerung des Munizips (Sucre)  an der Gesam tbevölkerung 
des Departem ents errechnet  (9,789% ) . Anschließend wird der insgesam t  für das 
Departem ents zur Verfügung stehende Bet rag m it  dem  Prozentanteil m ult ipliziert , 
so dass m an den Bet rag für die erste Zuweisung erhält  (9,789%  x 3.333.333 =  
326.304) .  
 
 
 
Munizip berechnete Bevölke-
rung Sucre 
Sum m e der gesam ten berechneten 
Bevölkerung Chuquisaca Prozentanteil Munizip 
SUCRE 60.366 616.662 9,789%  
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Beschreibung des Prozesses 30%  der Zuweisung /  
9 Departements 
Kalkulat ion 
(%  Munizip x 
[ 30%  Zuweisung /  
9 Departements] )  
Bet rag 30%  der Zuweisung /    
9 Departements  
(von 100 Millionen)  
3.333.333 326.304 
 
 
3. Rechenbeispiel zu b)  
 
Für die Zuweisung der 70%  werden die jeweils berechneten Bevölkerungszahlen 
aller Munizipien addiert . Die Sum m e bet rägt  6.294.805. Anschließend errechnet  
m an den Prozentanteil des bet reffenden Munizips (Sucre)  an der nat ionalen be-
rechneten Gesam tbevölkerung (0,959% ) . Anschließend wird der für alle Munizi-
pien zur Verfügung stehende Bet rag m it  dem  Prozentanteil m ult ipliziert  und m an 
erhält  den Bet rag für die zweite Zuweisung (0,959%  x 70.000.000 =  671.285) . 
 
Munizip Berechnet  Bevölk-
erung Sucre 
Sum m e der gesam ten berechneten 
nat ionalen Bevölkerung Prozentanteil Munizip 
SUCRE 60.366 6.294.805 0,959%  
 
Beschreibung des Prozesses 70%  der Zuweisung 
Kalkulat ion 
(%  Munizip x 
70%  der Zu-
weisung)  
Bet rag 70%  der Zuweisung  
(von 100 Millonen)  70.000.000 671.285 
 
 
Die dem  Munizip Sucre im  Rahm en der PNC insgesam t  zustehende Zuweisung er-
rechnet  sich aus der Sum m e der Zuweisungen a)  326.304 und b)  671.285, folg-
lich stehen dem  Munizip 997.589 US-Dollar zur Verfügung.  
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